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2 � Landsmannschaft der Deutschen aus Russland e. V.

Die LmDR ist die älteste und 
größte Organisation der Volks-
gruppe in der Bundesrepub-
lik Deutschland und offen für alle 
Deutschen aus der ehemaligen Sow­
jetunion.

Der Verein wurde 1950 als „Arbeits-
gemeinschaft der Ostumsiedler“ gegründet 
und 1955 in „Landsmannschaft der Deut-
schen aus Russland“ umbenannt.

Die LmDR mit dem Bund der Vertriebenen 
als Dachverband bekennt sich zur „Charta 
der Deutschen Heimatvertriebenen“ vom 
5. August 1950 und versteht sich als Inte­
ressenvertretung, Hilfsorganisation und Kul-
turverein der Deutschen aus Russland nicht 
nur in Deutschland, sondern auch in den 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion. 

Die LmDR verfolgt ausschließlich gemein-
nützige Zwecke, ist überparteilich und über-
konfessionell und sucht stets den Dialog mit 
allen demokratischen Parteien.

Familienzusammenführung sowie die sozi-
ale, gesellschaftliche, berufliche und religi-

öse Eingliederung in die deutsche 
Gesellschaft, Kultur-, Öffentlich-
keits- und Jugendarbeit gehören 
zu den wichtigsten Aufgaben der 
Landsmannschaft.

Die LmDR ist organisatorisch unter-
teilt in Landes- sowie rund 130 Orts- 

und Kreisgruppen, deren Vertreter bei der 
alle drei Jahre stattfindenden Bundesdele-
giertenversammlung den ehrenamtlich täti-
gen Bundesvorstand wählen.

Koordiniert wird die Arbeit der LmDR durch 
die in Stuttgart ansässige Bundesgeschäfts-
stelle. Weitere Mitarbeiter (Redaktion des 
Vereinsorgans „Volk auf dem Weg“ sowie 
weiterer Publikationen, Beratungsstellen, 
Projektstellen) sind in Außenstellen im ge-
samten Bundesgebiet tätig.

Um die Aufklärungsarbeit über die Volks-
gruppe zu fördern, ist die landsmannschaft-
liche Wanderausstellung „Deutsche aus 
Russland. Geschichte und Gegenwart“ als äl-
testes und größtes Integrationsprojekt des 
Verbandes in mehreren identischen Fassun-
gen bundesweit unterwegs.
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Geschichte der Deutschen aus Russland im Zeitraffer

Deutsche aus Russland, die jetzt nach 
Deutschland kommen oder bereits 
seit einigen Jahrzehnten hier leben, 

sind fast ausschließlich Nachkommen der 
zur Zeit der Zarin Katharina II. (1729-1796) 
und ihres Enkels Alexander I. (1777-1825) 
aus deutschen Ländern nach Russland aus-
gewanderten Menschen – Hessen, Schwa-
ben, Pfälzer, Bayern und andere.

Ansiedlung
im 18. und 19. Jahrhundert:
In die Regentschaft der beiden Zaren fal-
len die drei wichtigsten Auswanderungs-
wellen aus Deutschland nach Russland, der 
Zug an die Wolga (ab 1764), der Zug an den 
Dnjepr (ab 1789) und der Zug ans Schwarze 

Meer (ab 1803). Die ursprüngliche Ansied-
lung von Deutschen in Sibirien und Mittel­
asien erfolgte später. Sie wurde vor allem um 
die Jahrhundertwende 1900 notwendig, als 
das Land für die Deutschen im europäischen 
Russland knapp geworden war. Bereits im 
18. Jahrhundert, insbesondere aber im 19. 
Jahrhundert entstanden blühende deutsche 
Kolonien im Russischen Reich, deren Be-
wohner es dank ihres Fleißes zu einem be-
achtlichen Wohlstand brachten.

20. und 21. Jahrhundert:
Grundlegend änderte sich die Situation für 
die Russlanddeutschen nach der Oktober-
revolution, als sie noch stärker als andere 
Völker der Sowjetunion unter dem Stalinis-

mus zu leiden hatten. Nach dem Ausbruch 
des deutsch-sowjetischen Krieges am 22. 
Juni 1941 erreichte der in seiner Härte und 
Grausamkeit unvorstellbare Opfergang der 
Russlanddeutschen seinen tragischen Hö-
hepunkt. Repressionen, Diskriminierungen, 
Verfolgungen, Zwangsarbeit, Lagerhaft und 
Vertreibungen brachten Hunderttausenden 
von ihnen den Tod.
Die anderen leben zumeist – wenn sie nicht 
den Weg der Ausreise in die Bundesrepublik 
Deutschland gewählt haben bzw. ihn wäh-
len durften – auch heute noch in nichteuro-
päischen Gebieten Russlands, in Kasachstan 
oder anderen mittelasiatischen Republiken 
der ehemaligen Sowjetunion, weit entfernt 
von ihren ursprünglichen Siedlungsgebieten.
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Aussiedlerbeauftragter Hartmut Koschyk MdB:
Russlanddeutsche lassen 
sich weder von Moskau 
noch von Rechtsextremen 
instrumentalisieren!

Im Januar 2016 tauchte plötzlich in der 
Öffentlichkeit die Behauptung auf, ein 
13-jähriges russlanddeutsches Mädchen 

sei verschleppt und vergewaltigt worden. 
Rasch wird diese Behauptung in den sozia-
len Medien kommuniziert und mit den Vor-
fällen in der Nacht zum Jahreswechsel 2016 
in Köln in Verbindung gebracht. Ohne die Er-
mittlungsergebnisse der Staatsanwaltschaft 
abzuwarten, haben russische Medien am 
16. Januar in den Abendnachrichten öffent-
lichkeitswirksam das vermeintliche Verbre-
chen aufgegriffen. Der Gipfel der Eskalation 
war erreicht, als sowohl russlanddeutsche 
Spätaussiedler als auch in Deutschland le-
bende Russen Ende Januar auf die Straße 
gingen und gegen Migranten, Flüchtlinge 
und die deutsche Asylpolitik demonstrier-
ten. So protestierten auch Russlanddeut-
sche vor dem Kanzleramt; in ganz Deutsch-
land kam es zu Kundgebungen, an denen 
auch Spätaussiedler teilnahmen.

Nichts von der angeblichen Vergewalti-
gung hat sich als wahr erwiesen: Das Mäd-
chen hat die fragliche Nacht wohl bei einem 
19-jährigen Bekannten verbracht. Zu sexuel-
len Kontakten ist es nach Aussage des Mäd-
chens nicht gekommen. Das Mädchen habe 
aus Angst vor den Eltern und wegen schu-
lischer Schwierigkeiten gehandelt. Derzeit 
ermittelt die Staatsanwaltschaft wegen des 
Verdachts der Volksverhetzung gegen einen 
russischen Journalisten und dessen Bericht-
erstattung.

Aufgrund dieser Geschehnisse haben 
manche Bürger den Eindruck gewonnen, „die 
Russlanddeutschen“ seien in ihrer Gesamt-
heit gegen die Flüchtlinge auf die Straße ge-
gangen. Doch dieser Eindruck ist falsch. Nur 
eine Minderheit „der Russlanddeutschen“ hat 
sich an den Demonstrationen gegen Flücht-
linge beteiligt.

Der hohe Zuzug an Flüchtlingen kann 
Ängste und Besorgnisse hervorrufen. Solche 
Ängste und Besorgnisse gibt es in vielen Tei-
len der Bevölkerung. Die Politik muss diese 
Ängste ernst nehmen und Antworten geben. 
Dies tut die Bundesregierung in vielfältiger 
Weise.

Unabhängig hiervon haben Vertreter der 
rechtsextremen Szene versucht, die aufge-
brachte Stimmung, die durch falsche Medi-
enberichte über die vermeintliche Vergewal-
tigung unter Teilen der Russlanddeutschen 
entstanden ist, für ihre politischen Ziele zu 
missbrauchen. Diesen Vorfall und die Ge-
schehnisse in Köln in der Silvesternacht 
2015/2016 nutzen Rechtsextremisten insge-

samt, um die von ihnen aufgebrachten Szena-
rien einer „wachsenden Überfremdung“ wei-
ter zu schüren. 

„Das auffällige Verhalten von marginalen 
Gruppen liegt in deren Verantwortung und 
darf nicht auf die gesamte Personengruppe, 
die nachweislich als rechtstreu und gut inte-
griert gilt, übertragen werden.“

Die Zahl der russlanddeutschen Teilneh-
mer an den bundesweiten Demonstratio-
nen und die Verwurzelung eines Teils der 
Demonstranten im rechtsextremen Milieu 
lassen jedoch nicht den Rückschluss auf einen 
Rechtsextremismus der Gesamtheit der russ-
landdeutschen Spätaussiedler zu. Es kann da-
raus auch nicht geschlossen werden, dass der 
Anteil rechtsextremistischer Spätaussiedler 
im Vergleich zur Gesamtbevölkerung über-
repräsentiert ist. Bei der Frage, wie groß der 
Anteil der Rechtsextremen an der Gesamt-
heit der Russlanddeutschen denn tatsächlich 
ist, muss daher von einer kleinen Gruppe in-
nerhalb der Russlanddeutschen ausgegangen 
werden. 

Ich kann die Sorge sehr gut nachvollziehen, 
dass sich die Spätaussiedler mit Rechtsextre-
men „über einen Kamm“ geschoren sehen. Ich 
nehme diese Sorge auch sehr ernst. Tatsäch-
lich hat eine kleine Gruppe mit ihren Aktio-
nen die öffentliche Wahrnehmung der Russ-
landdeutschen negativ beeinflusst, und es ist 
nicht auszuschließen, dass ein Teil der Bevöl-
kerung dieses Bild zu Unrecht auf „die“ Russ-
landdeutschen verallgemeinert.

Allerdings ist es mir gerade in Richtung 
auf unsere Spätaussiedler besonders wichtig, 
auf die erfolgreiche Integration hinzuweisen. 
In Deutschland leben heute etwa 2,5 Millio-
nen Deutsche aus Russland. Der ganz über-
wiegende Teil der Russlanddeutschen ist in 
Deutschland gut integriert. Sie teilen unsere 
gemeinsamen Werte, stehen zur freiheitlich 
demokratischen Grundordnung und haben 
sich nach ihrer Ankunft aktiv und gewinn-
bringend in die deutsche Gesellschaft inte-
griert. Das bestätigt eine umfangreiche wis-
senschaftliche Studie, die das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge im Jahre 2013 ver-
öffentlicht hat.

„Die Landsmannschaft hat damit entschei-
dend zu einer Versachlichung der Diskussion 
und einer differenzierten Wahrnehmung in der 
bundesdeutschen Öffentlichkeit beigetragen.“

Diese Tatsache der erfolgreichen Integ-
ration war in der Öffentlichkeit nur zöger-
lich angekommen. Gerade in den 90er Jah-
ren des vergangenen Jahrhunderts, in denen 
Zuzugszahlen im sechsstelligen Bereich vor-

herrschten, war lange ein negatives Bild der 
Russlanddeutschen verbreitet. Die Spätaus-
siedlerfamilien wurden in der Öffentlichkeit 
zunehmend als russischsprachige Familien 
wahrgenommen und nicht als Deutsche, die 
unter Deutschen leben wollen. Das hat sich 
bald gewandelt. Die Spätaussiedler haben 
große Anstrengungen unternommen, hier 
Fuß zu fassen. Es ist ihnen mehrheitlich ge-
lungen, sich in die deutsche Gesellschaft, in 
die Nachbarschaft, in die Vereine und Ver-
bände, in das kommunale Leben und in die 
Kirchengemeinden zu integrieren und dort 
eine aktive Rolle zu übernehmen. Zuneh-
mend wurde dies auch Teil der öffentlichen 
Wahrnehmung. Heute sind sie als Mitbürger 
genauso selbstverständlich angenommen 
und geschätzt wie Mitbürger, die aus den un-
terschiedlichen Regionen Deutschlands kom-
men.

Deutsche aus Russland und anderen 
Nachfolgestaaten der früheren Sowjetunion 
haben sich mittlerweile zunehmend erfolg-
reich für politische Mandate auf allen politi-
schen Ebenen beworben. Nachdem es nun-
mehr eine große Zahl russlanddeutscher 
Kommunalpolitiker gibt, bin ich sehr froh, 
dass diese wichtige Bevölkerungsgruppe mit 
meinem Fraktionskollegen Heinrich Zertik 
seit 2013 endlich auch im Deutschen Bun-
destag vertreten ist. Aber ich räume auch ein: 
Es wäre gut, wenn die Zahl russlanddeutscher 
Mandatsträger auf allen Ebenen noch deut-
lich wachsen würde.

Deswegen kann ich nur unterstreichen, 
was die Landsmannschaft der Deutschen aus 
Russland zu den Vorfällen gesagt hat: „Das 
auffällige Verhalten von marginalen Gruppen 
liegt in deren Verantwortung und darf nicht 
auf die gesamte Personengruppe, die nach-
weislich als rechtstreu und gut integriert gilt, 
übertragen werden.“ Das gilt insbesondere 
für den Vorwurf einer besonderen Anfällig-
keit für rechtes Gedankengut. Auch eine bei 
den Russlanddeutschen noch starke religiöse 
und kirchliche Bindung macht viele von ihnen 
dafür weniger anfällig. Keine gesellschaft-
liche, aber auch keine berufliche oder poli-
tische Gruppe ist davor geschützt, dass sie 
durch einige wenige unter ihnen, die sich zu 
Unrecht als ihre Vertreter öffentlichkeitswirk-
sam gerieren, diskreditiert wird. Unsere Ge-
sellschaft ist aber reif genug, das auszuhalten, 
und unser Rechtssystem ist stark genug, um 
damit umzugehen. In dem Zusammenhang 
ist es jedoch auch bedeutsam, an die beson-
dere Verantwortung der Medien zu erinnern, 
die wesentlich dafür verantwortlich sind, wel-
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ches Bild von „den“ Russlanddeutschen in die 
Öffentlichkeit übermittelt wird.

Ich möchte hier die Gelegenheit nutzen 
und der Landsmannschaft der Deutschen aus 
Russland für ihre besonnene Reaktion dan-
ken, wie sie in deren viel beachteter Stellung-
nahme vom 26. Januar, im ARD-Interview 
ihres Bundesvorsitzenden Waldemar Eisen-
braun am 28. Januar sowie auf ihrer Presse-
konferenz am 4. Februar 2016 zum Ausdruck 
kommt. Die Landsmannschaft hat damit ent-
scheidend zu einer Versachlichung der Dis-
kussion und einer differenzierten Wahrneh-
mung in der bundesdeutschen Öffentlichkeit 
beigetragen. Mit der Führung der Lands-
mannschaft und insbesondere mit ihrem Bun-
desvorsitzenden Waldemar Eisenbraun stehe 
ich gerade in diesen Wochen in einem sehr 
engen, vertrauensvollen Kontakt.

„Die Spätaussiedler sind in mehrfacher Hin-
sicht ein großer Gewinn für unser Land und 
unsere Gesellschaft.“

Allerdings zeigen die aktuellen Vorgänge, 
dass es nach wie vor bei einem, wenn auch 
geringen, aber gleichwohl ernstzunehmen-
den Teil der Spätaussiedler Unsicherheiten in 
der Eigenwahrnehmung gibt. Es gibt Enttäu-
schungen darüber, dass ihre Integrationsbe-
reitschaft nicht hinreichend anerkannt wird, 
und es gibt Schwierigkeiten, die unterschied-
lichen Prägungen, die sie in ihrem Herkunfts-
land und in Deutschland erfahren haben, in 
Einklang zu bringen. Sie sind auf der Suche 
nach ihrer heimatlichen Identität. Viele muss-

ten erleben, dass ihre Schul- und Berufsaus-
bildung, die sie in den Herkunftsländern er-
worben hatten, nicht anerkannt wurden und 
sie deshalb niedriger bewertete Tätigkeiten 
ausüben mussten. Solche Unsicherheiten und 
Enttäuschungen machen manche Spätaus-
siedler anfällig dafür, sich für sachfremde 
Zwecke instrumentalisieren zu lassen. Ge-
nauso wenig wie die Vorgänge ein Urteil über 
die Integration von Millionen Spätaussiedlern 
zulassen, dürfen wir die Vorfälle verdrängen. 
Die Geschehnisse um die angebliche Verge-
waltigung des russlanddeutschen Mädchens 
zeigen, dass deutschsprachige Plattformen 
russischer Medien und auch das Internet ge-
nutzt werden, um mittels Desinformation die 
öffentliche Meinung in Deutschland zu be-
einflussen. Dass Deutsche russischen Me-
dien mehr vertrauen als den Aussagen deut-
scher Behörden, gibt nicht nur mir zu denken. 
Russlanddeutsche stellen für diese russische 
Propaganda offenbar eine sehr wichtige Ad-
ressatengruppe dar. Das ist eine Entwicklung, 
die die Bundesregierung weiterhin aufmerk-
sam beobachten muss.

Die Vorfälle um das 13-jährige Mäd-
chen widerlegen nicht, wie erwähnt, die gro-
ßen Erfolge bei der Integration von Millio-
nen Spätaussiedlern. Allerdings dürfen die 
Vorfälle auch nicht ignoriert oder verharm-
lost, sie müssen nur richtig eingeordnet 
werden. Wir müssen konkret für die Frage 
offen sein, wo es noch einen Nachholbedarf 
bei der Integration eines Teils der Spätaus-

siedler gibt. Einen solchen gibt es nament-
lich bei der politischen Integration. Darauf 
hat auch die Landsmannschaft der Deut-
schen aus Russland hingewiesen. Wir müs-
sen daher versuchen, die politische Bildung, 
die politische Teilhabe und auch die Medi-
enkompetenz unter den Spätaussiedlern zu 
verbessern. Nur wenn es uns gelingt, stär-
ker für die Vorteile und Stärken, aber auch 
für die Verletzbarkeit und Angreifbarkeit un-
seres politischen Systems zu sensibilisieren, 
können sich Loyalitätsbeziehungen gegen-
über den politischen Institutionen und Ak-
teuren entwickeln.

Die Bundesregierung hat deshalb bereits 
in den Verhandlungen für den Haushalt 2016 
im letzten Jahr – also lange vor den jüngsten 
Vorfällen – sein speziell auf die Integration 
von Spätaussiedlern ausgerichtetes Integrati-
onsprogramm von 650.000 Euro auf 1,3 Mio. 
Euro verdoppelt. Die Inhalte dieses Integrati-
onsprogramms zielen darauf ab, die Identität 
von Russlanddeutschen und ihr Zugehörig-
keitsgefühl zu Deutschland zu festigen. 

Die Spätaussiedler sind in mehrfacher 
Hinsicht ein großer Gewinn für unser Land 
und unsere Gesellschaft. Wir profitieren viel 
voneinander. Das ist breiter Konsens in un-
serer Gesellschaft. Diese Tatsache und die-
ser Konsens sind sicher nicht durch gegen-
teilige innere oder äußere Bestrebungen in 
Gefahr. Aber sie sind auch nicht selbstver-
ständlich; daher müssen sich alle ständig er-
neut darum bemühen.

A bgeleitet von diesem Standpunkt, 
sind für unseren Verband drei The-
sen von Bedeutung, die sehr eng 

miteinander verbunden sind:

1.	 Die Landsmannschaft der Deutschen aus 
Russland macht Politik. Keine Parteipo-
litik. Sondern Politik im Sinne der Rege-
lungen von Fragen, die für unsere Lands-
leute wichtig sind. Dazu gehören unter 
anderen Aspekten auch die Rentenpo-
litik, Jugendpolitik, soziale Fragen, Bil-
dungspolitik, Zuwanderungspolitik usw.

2.	 Um Politik machen zu können, muss man 
wissen, wie das geht. Es reicht nicht zu 
toben: „Wir wollen Akzeptanz!“, und mit 
einem solchen Plakat den Passanten hin-
terher zu laufen. Man muss auch wissen, 
wie eine Problemlösung funktioniert. 
Welche Mechanismen sollen in Bewe-
gung gebracht werden, um dieses oder 
das andere Problem zu lösen.

Als besondere Probleme unserer Volks-
gruppe werden hier betrachtet:
•	 Altersarmut;
•	 Rentenfrage;
•	 Anerkennung ausländischer Abschlüsse;

•	 Unterstützung unserer Landsleute in den 
Aussiedlungsgebieten;

•	 Familienzusammenführung;
•	 Probleme im Bereich Gesundheitswesen.

Alle diese Fragen sind in ein System von 
Gesetzgebung und Amtsregelungen einge-
bettet.

Um Änderungen zu erzielen, muss man 
wissen, was machbar ist und wie es umge-
setzt werden kann.

Diese wertvollen Kompetenzen bedür-
fen einer ständigen Weiterbildung. In erster 
Linie: politische Bildung.

Aus diesem Grund fand am 21.4.2016 in 
Berlin ein Treffen mit dem Präsidenten der 
Bundeszentrale für politische Bildung, Dr. 
Thomas Krüger, statt.

Die Bundesbildungsreferentin der LmDR, 
Albina Nazarenus-Vetter, meinte dazu: „Das 

war ein sehr gutes und konstruktives Ge-
spräch mit dem Präsidenten der Bundes-
zentrale für politische Bildung in Berlin zum 
wichtigen und aktuellen Thema – politische 
Bildung der Deutschen aus Russland.“

Gerade vor dem Hintergrund der Unru-
hen, der Entwicklung der politischen Situ-
ation um die Deutschen aus Russland und 
der Instrumentalisierung eines Teiles unse-
rer Landsleute von undemokratischen und 
radikalen politischen Kräften in Deutsch-
land und durch die russischen Propaganda-
medien ist die Notwendigkeit des Handelns 
wichtiger denn je.

Ernst Strohmaier
stellvertretender Bundesvorsitzender

Politik ist Organisation des Lebens
Gespräch mit dem Präsidenten der Bundeszentrale für politische Bildung in Berlin

Von links: Ernst Strohmaier, stellvertretender 
Bundesvorsitzender der LmDR, Albina Nazarenus-

Vetter, Bundesbildungsreferentin der LmDR, 
der Präsident der Bundeszentrale für politische 

Bildung, Dr. Thomas Krüger, und Jürgen Arnhold, 
Bundesgeschäftsführer der LmDR.
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Im Vorfeld seiner Teilnahme an der Gedenk-
veranstaltung der Landsmannschaft der 
Deutschen aus Russland (in Kooperation 

mit der Deutschen Gesellschaft e.V., der Kon-
rad Adenauer Stiftung und dem Museum für 
russlanddeutsche Kulturgeschichte) am 28. 
August 2016 in Berlin beantwortete Bun-
desinnenminister Dr. Thomas de Maizière 
Fragen zur Lage der Deutschen aus Russland.

VadW: Sehr geehrter Herr Minister, wir dan-
ken Ihnen herzlich für Ihre Bereitschaft zur Teil-
nahme an der Gedenkveranstaltung zum 75. 
Jahrestag der Deportation der Deutschen in der 
ehemaligen Sowjetunion am 28. August in Ber-
lin. Sie ist tragischen Ereignissen gewidmet, die 
nach wie vor nicht Bestandteil des kollektiven 
Gedächtnisses der Bundesrepublik Deutschland 
sind. Sehen Sie Möglichkeiten, diesen Zustand 
der Nichtwahrnehmung zu ändern?

Dr. Thomas de Maizière: Die Einladung 
der Deutschen Gesellschaft, zur Gedenkver-
anstaltung zum 75. Jahrestag der Deporta-
tion der Russlanddeutschen am 28. August 
sprechen zu können, hat mich sehr gefreut.

Ich hoffe, dass auch meine Rede dazu bei-
trägt, die Ereignisse des 28. August 1941 
wieder ins Gedächtnis zu rufen. Sicherlich 
ist vielen Deutschen nicht im Einzelnen be-
kannt, was am 28. August 1941 geschah und 
warum dieses Datum konstitutiv für die Iden-
tität der Russlanddeutschen wie kein anderes 
Datum ist. Aber auch ohne genaue Kennt-
nis des Datums und der geschichtlichen Er-
eignisse sind den Deutschen die Folgen des 
Stalinschen Deportationserlasses sehr wohl 
bewusst. Sie wissen, dass die Deutschen in 
der ehemaligen Sowjetunion durch Vertrei-
bung und Verbannung, Unterdrückung und 
Repression während und noch lange nach 
Ende des Zweiten Weltkriegs ein besonders 
schweres Schicksal erlitten haben.

Ich denke, ein geschichtliches Ereignis 
wird immer dann besonders wahrgenom-
men, wenn ein Bezug zur Gegenwart her-
gestellt werden kann. Auch heute verlieren 
viele Menschen ihre Heimat, werden ver-
folgt und entrechtet und an ihrem neuen 
Wohnort misstrauisch beäugt. Wenn es 
gelingt, das gesellschaftliche Engagement 
der Vertriebenenverbände und der Lands-
mannschaft der Deutschen aus Russland 
für Flüchtlinge noch stärker in Bezug zum 
eigenen Schicksal zu setzen, wird sich das 
Schicksal der Russlanddeutschen noch mehr 
im Bewusstsein der Deutschen verankern.

VadW: Die Deutschen aus Russland in der Bun-
desrepublik haben keine gute Presse. Aus verein-
zelten negativen Vorkommnissen im Fall „Lisa“ 
wurden Vorwürfe gegen die Gesamtheit der 
Volksgruppe konstruiert. Ein weiteres Beispiel: 
Überall ist zu lesen, die Deutschen aus Russ-
land würden sich von der Propagandamaschi-

nerie Putins missbrauchen lassen. Wie ist aus 
Ihrer Sicht das Bild der Deutschen aus Russland 
in der Öffentlichkeit?

Dr. Thomas de Maizière: Aus meiner Sicht 
ist das Bild der Deutschen aus Russland in 
deutschen Medien durchaus positiv. Ich lese 
jedenfalls sehr häufig Erfolgsmeldungen über 
Russlanddeutsche, die sich hervorragend in-
tegriert haben. Beim Integrationsgesetz 
haben wir die guten Erfahrungen der Wohn-
sitzauflage mit den Deutschen aus Russland 
genutzt. In den letzten Monaten gab es in der 
Tat einige Medienberichte zu Demonstrati-
onen Russlanddeutscher im Fall „Lisa“ oder 
dazu, dass sich viele Deutsche aus Russ-
land auch aus dem russischen Staatsfern-
sehen informieren. In den Berichten wurde 
teils unterstellt, dass Deutsche aus Russland 
anfälliger sind für vereinfachende und rechts-
extreme Botschaften.

Aus den Berichten ist aber auch klarge-
worden: Es gab zwar an einigen Orten in 
Deutschland einzelne Demonstrationen mit 
teils extremistischen Parolen, an denen ei-
nige hundert Demonstranten teilgenom-
men haben. Bei rund vier Millionen Russ-
landdeutschen in der Bundesrepublik sind 
die Demonstranten aber keine repräsenta-
tive Größe. Und dass sich Menschen aus 
verschiedenen Quellen informieren, sei es 
aus dem deutschen, dem russischen, türki-
schen oder französischen Fernsehen, wei-
tet den Blick für andere Sichtweisen und ist 
grundsätzlich sehr zu begrüßen.

Wichtig ist allerdings, sich nicht instru­
mentalisieren zu lassen von Menschen, die 

versuchen, auf den berechtigten Sorgen von 
Russlanddeutschen ihr extremistisches Süpp-
chen zu kochen. Russlanddeutsche machen 
sich verständlicherweise wie alle Bürger Sor-
gen, wie wir die jetzt vor uns liegenden He-
rausforderungen bei der Integration von 
Flüchtlingen und Vertriebenen bewältigen. 
Aber ich weiß, dass es viele Russlanddeutsche 
gibt, die mithelfen und heute hervorragende 
Integrationslotsen für die Flüchtlinge sind, die 
zu uns kommen – gerade weil sie wissen, wie 
schwierig der Weg der Integration ist.

VadW: Welche Lehren können in der aktuellen 
Flüchtlingsdebatte aus dem Integrationsverlauf 
der Deutschen aus Russland, vor allem in den 
1990er Jahren, gezogen werden?

Dr. Thomas de Maizière: Integration ist 
für mich eine der bestimmenden gesell-
schaftlichen Fragen dieser Tage. Ich sage dies 
angesichts von über einer Million Menschen, 
die im vergangenen Jahr bei uns in Deutsch-
land Schutz gesucht haben und von denen 
ein großer Teil länger oder sogar dauerhaft in 
Deutschland bleiben wird. Das Thema wird 
uns ganz sicher in den nächsten Jahren stark 
beschäftigen, wohl noch über Generationen. 
Wenn ich allgemein zurückblicke auf Integ-
rationserfahrungen unserer bisherigen Ge-
schichte – ein Beispiel haben Sie mit Ihrer 
Fragestellung angesprochen -, so steht für 
mich eines jedenfalls fest: Wir müssen uns 
so früh wie möglich um die Integration all der 
Menschen bemühen, die zu uns gekommen 
sind und die auf Dauer und rechtmäßig in un-
serem Land verbleiben werden.

Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maizière
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Ich mache dieses Bestreben an konkre-
ten Beispielen fest: Die von meinem Minis-
terium verantworteten Integrationskurse, 
die zum Erlernen der deutschen Sprache 
und zur Orientierung etwa mit Blick auf 
das wirtschaftliche, kulturelle und gesell-
schaftliche Leben dienen, haben wir deut-
lich ausgebaut. Mit über einer halben Milli-
arde Euro im laufenden Jahr haben wir den 
Haushaltstitel mehr als verdoppelt. Denn 
Sprache ist der Schlüssel für gelingende In-
tegration, und genau dieses Sprachelernen 
möchte ich gerne ermöglichen – so früh wie 
möglich und so qualifiziert wie möglich. In 
meinem Ministerium wird daher derzeit 
auch daran gearbeitet, diese Integrations-
kurse frühestmöglich neu zugewanderten 
Menschen mit einer Bleibeperspektive zu-
gänglich zu machen und einen bestmög-
lichen Übergang in die berufsbezogene 
Sprachförderung und in arbeitsmarktliche 
Maßnahmen zu gewährleisten.

Integration – auch das ist eine Lehre aus 
der Vergangenheit – ist ein zweiseitiger 
Prozess, der die zugewanderten Menschen 
genauso fordert wie die hier bereits leben-
den Menschen. Integration geht uns daher 
alle gemeinsam an – sie ist ein wichtiger 
Baustein dafür, dass gesellschaftlicher Zu-
sammenhalt in unserer Gesellschaft funkti-
oniert. Fördern und Fordern ist das Prinzip 
gelingender Integration.

Und unser gesellschaftlicher Zusammen-
halt ist ein sich fortentwickelnder Prozess. 
Wir können nur das für die Zukunft bewah-
ren, wofür wir aktiv etwas tun – jede und 
jeder von uns. Gesellschaftlichen Zusam-
menhalt ernst nehmen, heißt, ihn gemein-
sam zu leben und vorzuleben.

Zuwanderung ist damit eine Chance, 
wenn wir sie aktiv gestalten und nicht bloß 
geschehen lassen. Und das ist eine Lehre: 
Dass wir aktiv sein müssen!

VadW: Herr Minister, wir danken Ihnen ganz 
herzlich für Ihre Antworten auf unsere Fragen.

20. Juni: Hartmut Koschyk leitet 
Sitzung des Spätaussiedlerbeirates

U nter dem Vorsitz des Beauftragten 
der Bundesregierung für Aussied-
lerfragen und nationale Minderhei-

ten, Hartmut Koschyk MdB, fand am 20. 
Juni 2016 im Bundesministerium des In-
nern die jährliche Sitzung des Beirates für 
Spätaussiedlerfragen statt.

Das Gremium setzt sich aus 16 Vertre-
tern der Länder, der Vertriebenenorganisa-
tionen, der Kirchen, der kommunalen Spit-
zenverbände, der Wohlfahrtsverbände und 
der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer zusammen. Es hat die 
Aufgabe, die Bundesregierung sachverstän-
dig in Fragen der Aufnahme und Integration 
von Spätaussiedlern zu beraten.

Das Bundesverwaltungsamt berich-
tete über die jüngste Entwicklung der An-
trags- und Zuzugszahlen von Spätaussied-
lern. Der Deutsche Bundestag hat im Herbst 
2013 die Aufnahmevoraussetzungen in ei-
nigen Punkten wesentlich erleichtert, was 
zu einem starken Anstieg der Antragszah-
len auf 30.009 im Jahr 2014 führte. 2015 
allerdings haben nur noch 18.011 Bewohner 
vor allem der Nachfolgestaaten der ehema-
ligen Sowjetunion einen Aufnahmeantrag 
gestellt, auch 2016 setzt sich diese abneh-
mende Tendenz fort.

Steigende Zuzugszahlen
Die Zahl der Zuzüge von anerkannten 
Spätaussiedlern und ihren Familienange-
hörigen ins Bundesgebiet steigt allerdings 
weiter. 2015 wurde hier mit 6.118 Perso-
nen die höchste Zahl seit 2006 erreicht, 
aber die Zahlen für die Monate Januar bis 
Mai 2016 liegen bereits über den Werten 
des Vorjahres.

Die gestiegenen Aufnahmezahlen in 
der zentralen Aufnahmeeinrichtung, dem 
Grenzdurchgangslager Friedland, haben im 
Verbund mit der Zunahme der ebenfalls in 
Friedland untergebrachten Flüchtlinge im 
letzten Jahr zu einer starken Anspannung 
der zur Verfügung stehenden Unterbrin-
gungsmöglichkeiten geführt. Zwischenzeit-
lich läuft das Registrier- und Verteilverfah-
ren allerdings wieder reibungslos, zumal 
Niedersachsen 200 statt früher 120 Betten 
für die Unterbringung der Spätaussiedler zur 
Verfügung stellt.

Hartmut Koschyk dankte dem Bundes-
land Niedersachsen für die Unterstützung 
und die gute Zusammenarbeit. Er würdigte 
besonders das Engagement kirchlicher Ein-
richtungen bei der Aufnahme der Spätaus-
siedler sowie das zivilgesellschaftliche, eh-
renamtliche Engagement vor allem der 
Friedlandhilfe e.V. 

Das BMI informierte den Spätaussiedler-
beirat über die am 23. Februar 2016 in Kraft 
getretene Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
zum Bundesvertriebenengesetz sowie über 

die aktuelle Rechtsprechung.
Die heute in Deutschland lebenden Aus-

siedler stammen nicht nur aus der frühe-
ren Sowjetunion, sondern aus allen Staaten 
mit deutschen Siedlungsgebieten in Mittel-, 
Ost- und Südosteuropa. Auch für sie ist der 
Spätaussiedlerbeirat zuständig. Die Teilneh-
mer erörterten bei der diesjährigen Tagung 
unter anderem auch die aktuelle Situation 
der deutschsprachigen Seelsorge in Polen.

Integration und 
politische Bildung
Auf Wunsch des Bundesvorsitzenden der 
Landsmannschaft der Deutschen aus Russ-
land, Waldemar Eisenbraun, diskutierte das 
Gremium intensiv die Aspekte der nachho-
lenden Integration und der politischen Bil-
dung für Spätaussiedler. Besonders im „Fall 
Lisa“, der widerlegten Behauptung einer Ver-
gewaltigung eines russlanddeutschen Mäd-
chens durch Migranten, waren Anzeichen 
für die Versuche einer politischen Instru-
mentalisierung dieser Bevölkerungsgruppe 
durch extremistische Kräfte deutlich er-
kennbar.

Hartmut Koschyk würdigte die Festig-
keit der Deutschen aus Russland gegen-
über solchen Versuchen und dankte der 
Landsmannschaft für ihre klare Positio-
nierung. Er verwies auf seine diesbezügli-
chen Gespräche mit dem Präsidenten der 
Bundeszentrale für Politische Bildung und 
dem Vizepräsidenten des Bundesamtes 
für Migration und Flüchtlinge, Dr. Michael 
Griesbeck. Im nächsten Jahr wird eine Inte-
grationsfachtagung stattfinden, die noch in 
diesem Herbst durch einen Workshop vor-
bereitet wird.

Alterssicherung
Ebenfalls durch die Landsmannschaft der 
Deutschen aus Russland wurde das Thema 
der Alterssicherung für Spätaussiedler einge-
bracht. Der Bundesbeauftragte räumte ein, 
dass er zurzeit keine Spielräume für eine Än-
derung des Fremdrentengesetzes sehe. Al-
lerdings müssten die Spätaussiedler bei der 
Diskussion um die Gefahren der Altersarmut 
besonders in den Blick genommen werden; 
Ziel sei eine über Grundsicherungsniveau lie-
gende Altersversorgung für Menschen mit 
einer langen Erwerbsbiographie. Ein Ansatz 
könnte die verstärkte Einbeziehung und ver-
minderte Anrechnung von aus Berufstätig-
keit im Herkunftsgebiet stammenden Al-
terseinkünften sein. Er bat den Bund der 
Vertriebenen und die Landsmannschaft der 
Deutschen aus Russland um die Übermitt-
lung von Lösungsansätzen.

Pressemitteilung des Beauftragten 
für Aussiedlerfragen

und nationale Minderheiten

Spätaussiedler
aus den Staaten
der ehemaligen Sowjetunion
(jeweils bis Mai;
nach Angaben des
Bundesverwaltungsamtes)

Land 2014 2015 2016

Russland 850 819 903

Kasachstan 741 498 753

Ukraine 122 362 285

Kirgisistan 51 30 42

Weißrussland 7 26 53

übrige Länder 51 60 68

gesamt 1.822 1.795 2.104
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Ein Anfang ist gemacht!
Diskussionsveranstaltung zu aktuellen Themen der Deutschen aus Russland  
in der Stuttgarter Bundesgeschäftsstelle der Landsmannschaft

V ertreter von Verbänden und Politi-
ker der verschiedensten Ebenen – 
Bundestag, Landtag Baden-Würt-

temberg, Stuttgart regional – waren am 29. 
August der Einladung der Landsmannschaft 
der Deutschen aus Russland zu einer Dis-
kussionsrunde in ihrer Bundesgeschäfts-
stelle über aktuelle Probleme der Deut-
schen aus Russland gefolgt.

Finanziert wurde das Treffen vom Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge im 
Rahmen des Projektes „Silver Stars aktiv“.

Die Landsmannschaft war vertreten 
durch den stellvertretenden Bundesvor-
sitzenden Ernst Strohmaier, das Bundes-
vorstandsmitglied Alexander Martjan, die 
Vorsitzende der Landesgruppe Baden-Würt-
temberg, Leontine Wacker, ihre Stellvertre-
terin Erna Pacer und Bundesgeschäftsführer 
Jürgen Arnhold.

Begrüßt wurden die Teilnehmer von Ernst 
Strohmaier, der die Bundesgeschäftsstelle 
als „offenes Haus vorstellte“ und betonte, 
dass die Kompetenzen der Landsmann-
schaft und ihrer Mitglieder dazu beigetragen 
hätten, dass die Deutschen aus Russland zu 
einem Gewinn für Stuttgart geworden seien.

Gari Pavkovic, Abteilungsleiter Integration 
der Stadt Stuttgart und Moderator 
der Diskussionsrunde, bedauerte 
eingangs, dass die Deutschen aus 
Russland mit ihren Potentialen nur 
wenig Beachtung in der Öffentlich-
keit fänden. Ausnahmen würden le-
diglich gemacht bei negativen Vor-
kommnissen wie den rechtslastigen 
Demonstrationen im Zusammenhang mit 
dem „Fall Lisa“.

Unterstützt von einer PowerPoint-Prä-
sentation, skizzierte Ernst Strohmaier an-
schließend aktuelle Problembereiche der 
Deutschen aus Russland, unter anderem:

•	Ein großer Teil der russlanddeutschen Se-
nioren lebt in Armut. 

•	Ablehnungen im Spätaussiedleraufnah-
meverfahren. Familien bleiben auseinan-
dergerissen. Hoffnungen auf Familien-
zusammenführung müssen aufgegeben 
werden.

•	Die Anerkennung von Hochschulab-
schlüssen aus den Verbannungsgebie-
ten ist ein Problem geblieben, besonders 
wenn es um Anpassungs- und Qualifizie-
rungsmaßnahmen geht. 

•	Die Integrationsprozesse der Deutschen 
aus Russland erfahren kaum Förderung. 
Besonders betrifft das die Integration in 
das Gemeinwesen. 

•	Der Bedarf an nachholender Integration 
ist sehr groß, wird jedoch nicht erkannt. 

•	So gut wie vollständig fehlt die politische 
Integration der Deutschen aus Russland 

in die demokratischen Parteien. Es fehlt 
an politischer Bildung.

Besonders beklagenswert sei die 
zunehmende Altersarmut, von der 
die Deutschen aus Russland auf-
grund drastischer Rentenkürzungen 
im Zuge der Fremdrentengesetzge-
bung weitaus stärker betroffen seien 

als die einheimische Bevölkerung.
Dass gerade in diesem Punkt nach 

wie vor dringender Handlungsbedarf be-
steht, mit Zugeständnissen seitens der Po-
litik jedoch kaum zu rechnen ist, zeigte die 
anschließende Diskussion. So machte die 
CDU-Bundestagsabgeordnete Karin Maag 
den Vertretern der Landsmannschaft wenig 
Hoffnung und fügte hinzu. „Wenn wir hier 
etwas tun, müssen auch die Renten für die 
Bürger der ehemaligen DDR angehoben 
werden.“

Ernst Strohmaier hatte in seinem Refe-
rat auf die Gefahr der Unterwanderung der 
Deutschen aus Russland – gerade in Zeiten 
wirtschaftlicher Sorgen! – durch rechtsradi-
kale Gruppierungen und das Vorgehen der 
Landsmannschaft gegen derartige Erschei-
nungen geschildert. Unterstützt wurde 
er in seiner Argumentation durch Aytekin 
Celik, Bildungsreferent beim Stadtjugend­
ring Stuttgart: „Überall, wo politische oder 
gesellschaftliche Lücken entstanden sind, 
drängen Radikale wie die AfD hinein. Wo 
Angebote für Jugendliche fehlen, wird der 
Boden für Rechtspopulisten bereitet. In rus-
sischsprachigen Netzwerken wird viel stär-
ker gehetzt als in Netzwerken wie etwa Fa-
cebook. Engagement über Medienprojekte 

ist nötig, um einen Kontrapunkt gegen an-
tidemokratische Propaganda zu setzen.“

Jürgen Arnhold unterstrich die Bedeu-
tung sozialer Netzwerke, die von einem 
russlanddeutschen Personenkreis im hohen 
fünfstelligen Bereich genutzt werde. „Eine 
erfolgreiche Arbeit kann nicht an den so-
zialen Netzwerken vorbei führen. Es müs-
sen möglichst viele Menschen eingebunden 
werden, um eine eigene Plattform am Leben 
zu erhalten.“

Der CDU-Landtagsabgeordnete Raimund 
Haser bemerkte, dass mit dem Machtpoliti-
ker Putin als Vorbild viele russlanddeutsche 
Jugendliche eine Identität nach dem Motto 
„Ich bin etwas Besonderes. Ich bin stolz und 
stark.“ entwickelt hätten.

Gleichzeitig relativierte er die Bedeutung 
von Projekten, an denen sich meist nur die 
beteiligten, die immer dabei seien und be-
reits Bescheid wüssten. Stattdessen sprach 
er sich dafür aus, für die Aufklärungsarbeit in 
die Schulen und Betriebe zu gehen.

In seinem Schlusswort billigte Gari Pav-
kovic den Deutschen aus Russland ein prin-
zipiell hohes Qualifizierungsniveau zu, es 
herrsche aber eine große Streuung. Außer-
dem müssten sich viele Ältere mit hoher for-
maler Bildung mit Arbeitsstellen weit unter 
ihrem Niveau zufriedengeben. Zusätzliche 
Probleme entstünden durch Radikalisie-
rungstendenzen vor dem Hintergrund dop-
pelter Diskriminierung – „Dort Deutsche, 
hier Russen!“.

Einig waren sich alle Teilnehmer, dass die 
Diskussionsrede so bald als möglich eine 
Fortsetzung finden müsse.

VadW

Teilnehmer der Diskussionsrunde in Stuttgart.
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Interview: Wahlen in Berlin und Deutsche aus Russland

D ie Landtagswahlen in vielen Bun-
desländern sind bereits abgeschlos-
sen. Wie von den demokratischen 

Parteien befürchtet, hat die rechtsorien-
tierte „Alternative für Deutschland“ deut-
lich an Kraft gewonnen. Auch in Berlin sieht 
es nicht anders aus: Obwohl die AfD mit 
14,2% in der Hauptstadt lediglich auf Platz 
5 landete (in Mecklenburg-Vorpommern 
Platz 2!), errang sie 25 Sitze im Berliner Ab-
geordnetenhaus. Welche Rolle dabei Deut-
sche aus Russland gespielt haben und wie 
sie die Flüchtlingspolitik der Bundesregie-
rung wahrnehmen, darüber sprachen wir 
mit der jungen CDU-Politikerin russland-
deutscher Abstammung, Christina Henke, 
die in Berlin-Pankow für die Bezirksverord-
netenversammlung kandidierte.

Das Interview führte  
VadW-Redakteurin Lena Arent.

Lena Arent: Christina, wie geht es dir nach 
den Wahlen in Berlin? 

Christina Henke: Ich fühle mich gut, 
denn in meinem Wahlkreis habe ich fast 
ein Drittel der Erststimmen im Vergleich zu 
2001 dazugewinnen können. Und das ist ein 
sehr gutes Ergebnis.

Wie empfindest du die Ergebnisse der Wahlen 
in Berlin (SPD – 21,6 %, CDU – 17,6%, Linke 

– 15,6%, Grüne – 15,2%, AfD – 14,2%, FDP – 
6,7 %)?

Das Gesamtergebnis der CDU in Berlin 
ist natürlich enttäuschend. Der CDU ist es 
leider nicht gelungen, die Inhalte, für die die 
Partei steht, den Menschen zu vermitteln 
und rüberzubringen. Die CDU wird nicht 
als moderne Großstadtpartei wahrgenom-
men, das ist natürlich schade. Wir haben 
jetzt eine neue Konstellation – Rot-Rot-
Grün. Ich glaube, dass dieses Rot-Rot-Grün-
Bündnis sich inhaltlich auf die Themen, die 
es sich vorgenommen hat, fokussieren 
muss. Und es ist in einem Findungsprozess 

- inhaltlich, aber auch personell.

Welche Folgen wird diese neue politische 
Konstellation in Berlin für Deutsche aus Russ-
land haben? 

Meine Befürchtung ist, dass die The-
men der Deutschen aus Russland jetzt zu 
kurz kommen werden. Das größte Problem 
könnte zum Beispiel die Anerkennung von 
beruflichen Abschlüssen sein. Da wünsche 
ich mir einfach von der Rot-Rot-Grünen Re-
gierung, dass sie sich schnell dieses Themas 
annimmt. 

Stimmt es, dass sehr viele Deutsche aus Russ-
land für die AfD gestimmt haben? 

Statistisch lässt sich schwer herausar-
beiten, wer und wie jemand gestimmt hat, 
da die Wahlen in Deutschland geheim sind. 

Es kann natürlich sein, dass relative viele 
Deutsche aus Russland für die AfD ge-
stimmt haben. Aber es wäre falsch, an die-
ser Stelle zu sagen, dass nur Deutsche aus 
Russland für die AfD gestimmt haben, weil 
es schlicht und ergreifend nicht stimmt.

Aus den Gesprächen in anderen Wahl-
kreisen, in meinem Umfeld und Bekann-
tenkreis oder aus den Medien wissen wir, 
dass es unterschiedliche Positionen zu 
dieser Partei gibt. Das größte Problem ist 
nämlich, dass die AfD die Gesellschaft spal-
ten möchte und den Menschen stark ver-
einfachte Lösungen vorschlägt, die sehr 
schwer in der Politik zu realisieren sind. 
Wenn es Menschen gibt, die blind der AfD 
ihre Stimme gegeben haben, ohne deren 
Konzept zu lesen, dann bin ich von dieser 
Haltung enttäuscht. 

Deutsche aus Russland sind ja Men-
schen, die bewusst auch deshalb in die 
Bundesrepublik Deutschland gekommen 
sind, weil sie dem Faschismus und Antise-
mitismus entfliehen wollten, denn ihre Vor-
fahren haben in der Sowjetunion den Fa-
schismus bekämpft. Aber so mancher aus 
der jüngeren Generation wählt jetzt die 
AfD, und das ist ein großes Problem. Aus-
grenzung, Abschottung und die Auflösung 
des sozialen Zusammenhaltens in der Be-
völkerung – das bringt die AfD mit sich.

Bekanntlich haben viele deutsche Bürger, 
und nicht nur Deutsche aus Russland, für die 
AfD aus Protest gestimmt, weil sie von unse-
rer Bundeskanzlerin enttäuscht sind in der 
Flüchtlingsfrage. Wie beurteilst du die Flücht-
lingspolitik von Angela Merkel? 

Wir alle haben den humanitären Auf-
trag, Menschen in Notsituation zu helfen. 
Ein Problem stellt hier die Kommunikati-
onsebene dar. Es gibt immer einen Sender, 
hier die Kanzlerin, der eine Nachricht sen-
det, und einen Empfänger, also das Volk, 
bei dem die Nachricht ankommen sollte. In 
diesem Fall hat die Dekodierung auf diesem 
Kanal nicht sehr gut funktioniert. Die Erklä-
rungen für die Entscheidungen der Regie-
rung sind bei vielen Leuten nicht wirklich 
gut angekommen.

Die Bundeskanzlerin leistet sehr viel 
und trägt viel Verantwortung auf der eu-
ropäischen Ebene. Das Problem ist, dass 
man sich als Politiker – egal welches Amt 
man hat – stärker auf der kommunikative 
Ebene mit der Bevölkerung auseinander-
setzen sollte. Man sollte also mehr Inter-
views geben und mehr Pressekonferenzen 
abhalten, um der Bevölkerung zu verdeut-
lichen, warum man welche Entscheidungen 
getroffen hat.

Deutsche aus Russland warten manchmal 
jahrelang auf ihre Aufnahmebescheide, wäh-
rend Flüchtlinge, die einer anderen Religion 

und Kultur angehören, sofort aufgenommen 
werden: Dieser Vorwurf ist ab und zu von un-
seren Landsleuten zu hören. Ist dieser Vor-
wurf gerechtfertigt? 

Sehr wichtig ist es, zwischen Einwande-
rung und Flucht zu differenzieren. Eine Ein-
wanderung geschieht ja gesteuert, mit Un-
terlagen und Nachweisen, die eingereicht 
werden müssen. Flüchtlinge dagegen sind 
Menschen, die um ihr Leben kämpfen und 
für eine kurze Zeit um Aufnahme in einem 
Land bittet. Ich habe das Gefühl, dass die 
Leute das manchmal nicht auseinanderhal-
ten.

Nicht alle Geflüchteten werden hier blei-
ben. Es gibt Wirtschaftsflüchtlinge, und es 
gibt diejenigen, die um ihr Leben kämp-
fen. Aufgabe der deutschen Bundesregie-
rung ist es, diesen Unterschied der Bevöl-
kerung transparent zu vermitteln und die 
Menschen informativ und kommunikativ 
aufzuklären.

Ich kann alle nur dazu ermutigen, in der 
Politik aktiv mitzumachen und hinter die 
Kulissen zu gucken! Wir leben in einer De-
mokratie, und jeder kann sich in dieser po-
litischen Landschaft, zum Beispiel in den 
Kommunen und Gemeinden, also vor Ort, 
einbringen. Ich finde es sehr schade, dass 
viele Politikverdrossenheit an den Tag legen 
und sich zu wenig Zeit nehmen, um sich mit 
politischen Prozessen in unserem Land aus-
einander zu setzen.

Lena Arent: Liebe Christina, vielen Dank für 
das Interview.

Christina Henke

wurde 1984 in 
Charkiw (Ukraine) 
geboren.  Mit sie-
ben Jahren siedelte 
sie nach Berlin 
über. Hier machte 
sie ihr Abitur und 
studierte Lehr-
amt (Politik und 
Deutsch) an der Freien Universität Berlin. 
Derzeit unterrichtet Christina an einem 
Oberstufenzentrum in Berlin Deutsch, 
Politik und Soziologie und engagiert sich 
als Kreisvorsitzende der Frauen-Union 
Pankow, stellvertretende Landesvorsit-
zende der Frauen-Union Berlin, im Vor-
stand des CDU-Ortsverbandes Prenz-
lauer Allee, in der CDU Pankow sowie in 
zahlreichen wohltätigen Einrichtungen 
und Initiativen.
Persönliche Homepage von Christina 
Henke:
http://christina-henke.de
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Am 31. Mai 2016 stellte die CDU-Frak-
tion eine Große Anfrage an die Nie-
dersächsische Landesregierung mit 

23 Fragen zum Thema Spätaussiedler in 
Niedersachsen.

Die Fragen und Antworten decken ein 
sehr breites Spektrum ab: Erfragt wurden 
beispielsweise die Anzahl, die Herkunfts-
länder, der rechtliche Status nach dem Bun-
desvertriebenengesetz, Verteilung und Teil-
nahme an Deutschkursen, Anerkennung von 
Schul- und Berufsabschlüssen, berufliche 
und schulische Qualifikation, kriminelle Auf-
fälligkeit und Anteil von Spätaussiedlern im 
Strafvollzug, Integration in den Arbeitsmarkt 
und Anteil der jugendlichen und erwachse-
nen Spätaussiedler unter den Arbeitslosen.

Es wurde die Änderung des Bundesver-
triebenengesetzes thematisiert, die 2013 
auf Initiative Niedersachsens erfolgte. 
Ebenso zur Sprache kamen die jüngsten Er-
eignisse Anfang dieses Jahres und die Pres-
seberichterstattung, die ein negatives Bild 
von der russlanddeutschen Zuwanderungs-
gruppe zeichnete und die viele Spätaussied-
ler als falsch und verletzend empfanden. 
Auch wurden parteiübergreifend die Integ-
rationsdefizite in Bezug auf Spätaussiedler 
thematisiert, etwa bei der Anerkennung der 
Bildungsabschlüsse oder der politischen Bil-
dung.

Sämtliche Fragen, ergänzt durch umfas-
sende Statistiken des Bundesverwaltungs-
amtes aus den Jahren 1950-2016, wurden 
in einem insgesamt 59 Seiten starken Papier 
zum großen Teil detailliert beantwortet und 
in der Plenarsitzung des Niedersächsischen 
Landtages am 27. Oktober 2016 diskutiert. 
Vertreter der Landesgruppe Niedersachsen 
der Landsmannschaft der Deutschen aus 
Russland mit ihrer Landesvorsitzenden Lilli 
Bischoff verfolgten die Debatte zur Großen 
Anfrage der CDU-Fraktion.

Die Ausführungen (Fragen wie Antwor-
ten) zeigen Defizite auf, die vor allem für die 
existentielle Situation vieler Spätaussiedler 
und die Gestaltung der aktuellen Integrati-
onspolitik eine zeitgemäße Relevanz haben.

Beispiele:
•	Welche akademischen Berufsgruppen 

(außer den Ärzten) konnten ihre Lauf-
bahn hier fortsetzten?

•	Wie viele Deutsche aus Russland sind 
von Armut bedroht?

•	Wie viele leben schon jetzt unter der Ar-
mutsgrenze?

•	Wie hoch ist die Zahl derjenigen, die eine 
minimale Rente beziehen?

Nachstehend einige kurze Zitate (laut dem 
stenografischen Bericht über die Plenarsit-
zung), die schwerpunktmäßig die Inhalte der 
Debatte zu Erfolgen und Defiziten bei der In-
tegration der Spätaussiedler in Niedersach-
sen quer durch alle demokratischen Parteien 
wiedergeben. Ausführlichere Zitate finden 
Sie auf unseren Internetseiten unter 

http://LmDR.de

Editha Lorberg (CDU):
Die Beantwortung unserer Großen Anfrage 
zur Berufsqualifikation zeigt, dass der über-

wiegende Anteil der Spätaus-
siedler sehr konsequent und er-
folgreich Bildung und Integration 
verfolgt und voranbringt.

Innenminister 
Boris Pistorius (SPD):
Die Leistungen der Spätaussied-
ler verdienen nach Auffassung 
der Landesregierung Lob und 
Anerkennung. Der ganz große 
Teil von ihnen hat sich eigenver-
antwortlich und vorbildlich in 

unsere Gesellschaftsordnung eingebracht. 
Ich bin sicher, dass die Erfolgsgeschichte 
der Spätaussiedler um viele weitere Kapi-
tel ergänzt werden wird. Auf die Unterstüt-
zung meines Ministeriums können Sie wei-
terhin bauen!

Landtagsvizepräsident 
Klaus-Peter Bachmann (SPD):
Zuwanderung ist nicht nur eine demogra-
fische und gesellschaftliche Bereicherung. 
Zuwanderung ist für diese Bundesrepublik 
auch erforderlich. Die Russlanddeutschen 
sind Zuwanderer, die außerordentlich viel 
zum Gelingen und zur Entwicklung unserer 
Republik beigetragen haben: kulturelle Viel-
falt, große Qualifikationen. Das erkennen wir 
ausdrücklich an.

Jan-Christoph Oetjen (FDP):
Insgesamt ist es unsere gemeinsame Auf-
gabe, die Deutschen aus Russland – so wie 
sie sind – mit ihren Problemen in der Situa-
tion abzuholen, in der sie sich befinden. Nur 
so erreichen wir gemeinsam, dass sie nicht 
in andere Bereiche wie z.B. den der AfD ab-
gleiten.

VadW 
(Quelle: www.landtag-niedersachsen.de)
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Boris Pistorius

Hartmut Koschyk:
Aussiedler sollen sich stärker in der Politik engagieren!

B ei einer Veranstaltung des Landes-
netzwerks Aussiedler der CDU Berlin 

am 6. September hat der Beauftragte der 
Bundesregierung für Aussiedlerfragen und 
nationale Minderheiten, Hartmut Koschyk 
MdB, die Aussiedler dazu aufgerufen, sich 
stärker in den politischen Parteien zu en-
gagieren.

Zur bestmöglichen Integration der 
Aussiedler in Deutschland gehöre auch 
deren aktive politische Teilhabe. Aussied-

ler könnten mit ihrer besonderen Integra-
tionserfahrung die Integrationsdebatte in 
Deutschland erheblich bereichern. Eine 
stärkere Verankerung der Aussiedler in 
den Parlamenten auf kommunaler, Lan-
des- und Bundesebene trage dazu bei, 
auch den legitimen Anliegen der Aussied-
ler zu mehr Beachtung zu verhelfen. Dabei 
gehe es nicht nur um gelingende wirt-
schaftliche und soziale Integration, son-
dern auch um kulturelle und gesellschaft-

liche Teilhabe, bei Wahrung der eigenen 
Identität.

Die Wahl des Deutschen aus Russ-
land Heinrich Zertik und des Siebenbürger 
Sachsen Bernd Fabritius in den Deutschen 
Bundestag habe der Wahrnehmung dieser 
wichtigen Bevölkerungsgruppe neue und 
nachhaltige Impulse verliehen.

Thomas Konhäuser,  
(Pressemitteilung Hartmut Koschyk)

Große Anfrage der CDU-Fraktion  
über Spätaussiedler in Niedersachsen 
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„Russlanddeutsche in Deutschland –  
Herausforderungen und Ziele“

Im Rahmen der Veranstaltung „70 Jahre 
nach Kriegsende – Russlanddeutsche 
gestern und heute“, die von der Deut-

schen Gesellschaft in Kooperation mit 
der Vertretung des Freistaates Thürin-
gen beim Bund, dem BMI und der Lands-
mannschaft der Deutschen aus Russland 
organisiert wurde, nahm der Beauftragte 
der Bundesregierung für Aussiedlerfra-
gen und nationale Minderheiten, Hartmut 
Koschyk, nach seinem Grußwort an der 
Podiumsdiskussion „Russlanddeutsche in 
Deutschland – Herausforderungen und 
Ziele“ teil.

Mit ihm diskutierten unter der Mode-
ration von Prof. Dr. Victor Dönninghaus, 
stellv. Direktor am Institut für Kultur und 
Geschichte der Deutschen in Nordosteu-
ropa in Lüneburg, der Botschafter der Rus-
sischen Föderation in Deutschland, S.E. 
Wladimir Grinin, der Bundesvorsitzende 
der Landsmannschaft der Deutschen aus 
Russland, Waldemar Eisenbraun, und die 
Leiterin des Museums für russlanddeut-
sche Kulturgeschichte Detmold, Dr. Kat-
harina Neufeld.

Koschyk bekräftigte zu Beginn die Politik 
der Bundesregierung, dass es auch künftig 
die persönliche Entscheidung eines jeden 
einzelnen Russlanddeutschen sein solle, 
nach Deutschland auszusiedeln oder in sei-
ner Heimat zu verbleiben. In beiden Fäl-
len werde die Bundesregierung in Überein-
stimmung mit dem Willen des Bundestages 
Unterstützung leisten. Die Integration der 
Aussiedler in ihrer neuen Heimat sei eine 
Erfolgsgeschichte. Der Fokus der öffentli-
chen Diskussion verschöbe sich mehr und 
mehr von den Fragen der Integration hin 
zur wachsenden Bedeutung der Brücken-
funktion, welche sowohl die Russlanddeut-
schen in Deutschland, organisiert in der 
Landsmannschaft, als auch die in der Hei-

mat verbliebenen Angehörigen der deut-
schen Minderheit in Russland und den an-
deren Nachfolgestaaten der Sowjetunion 
mit ihren jeweiligen Selbstorganisationen 
mittlerweile ausüben.

Auf ausdrückliche Zustimmung Ko­
schyks stieß die Aussage von Botschafter 
Wladimir Grinin, dass Integration nicht Assi-
milation bedeuten sollte. Unter Verweis auf 
zahlreiche Beispiele in Kultur, Wissenschaft 
und Wirtschaft bezeichnete der Botschaf-
ter die Integration der Aussiedler als insge-
samt erfolgreich. Deutsche wie russische 
Unternehmen würden sehr stark von den 
Russlanddeutschen mit ihren Sprachkennt-
nissen und ihrem Verständnis für beide Kul-
turen profitieren.

Grinin plädierte daher nachdrücklich für 
ein verbessertes Russisch-Angebot an deut-
schen Schulen, damit auch nachgeborene 
Russlanddeutsche ihre russischen Sprach-
kenntnisse pflegen und weiterentwickeln 
können.

Waldemar Eisenbraun stellte in den letz-
ten Jahren eine deutlich positivere Wahr-
nehmung der Russlanddeutschen in der 
deutschen Öffentlichkeit fest. Deshalb 
könne sich die Landsmannschaft nun noch 
stärker der Vernetzung und der Brücken-
funktion zuwenden. Eine stabile Brücke be-
nötigte allerdings starke Pfeiler, die fest in 
der Erde verankert seien. Für die Aussiedler 
sei dies Deutschland.

Dr. Katharina Neufeld betonte den Wert 
der historisch-politischen Bildungsarbeit ge-
rade für die nachgeborenen Aussiedlerge-
nerationen, die nur noch von Erzählungen 
der Großeltern von den Lebensbedingun-
gen ihrer Vorfahren in der Sowjetunion er-
fahren. Das von ihr geleitete Museum stelle 
die besondere, gleichzeitige Bikulturalität 
der Russlanddeutschen, die sowohl in der 
deutschen wie auch in der russischen Kultur 
wurzelten, dar und habe somit ein Alleinstel-
lungsmerkmal in der ganzen Welt.

Pressemitteilung des BMI (gekürzt)

Die Teilnehmer der Podiumsdiskussion (von links): Hartmut Koschyk, Wladimir Grinin, Waldemar Eisen-
braun, Dr. Katharina Neufeld, Prof. Dr. Victor Dönninghaus.� Bild: BMI
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Neue Publikation
„Deutsche Minderheiten stellen sich vor“

Deutsche Minderheiten aus 25 
Ländern präsentieren sich in der 
neuen Publikation des Bundesin-

nenministeriums, „Deutsche Minderhei-
ten stellen sich vor“. Sie gewähren mit 
Texten und Bildern einen lebendigen Ein-
blick in ihre bewegte Vergangenheit, ge-
genwärtige Lebenssituation und Zukunft 
und erzählen spannende Geschichten aus 
zwei Kontinenten.

Bereits am Tag der offenen Tür des Bun-
desinnenministeriums am 28. August 2016 

fanden am Stand des Beauftragten der 
Bundesregierung für Aussiedlerfragen und 
nationale Minderheiten, Hartmut Koschyk, 
die ersten gedruckten Exemplare ihren Ab-
satz.

Nun ist die Broschüre auch elektronisch 
erhältlich, mit Selbstporträts der deutschen 
Minderheiten in Mittel-, Ost- und Südost-
europa sowie in den Nachfolgestaaten der 
ehemaligen Sowjetunion.

Hartmut Koschyk: „Den Leserinnen 
und Lesern wünsche ich viel Interesse und 
Freude bei der Lektüre. Möge durch die 

vertiefte Kenntnis das Verständnis für die 
besondere Lebenssituation, aber auch das 
Gefühl der Verbundenheit durch die deut-
sche Sprache und deutsche Kultur wach-
sen.“

Die Broschüre „Deutsche Minderheiten 
stellen sich vor“ können Sie auf der Seite 
des Aussiedlerbeauftragten herunterladen:

https://www.koschyk.de/page/4

Thomas Konhäuser
(Pressemitteilung

Hartmut Koschyk)
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1. Einführung
In der öffentlichen Diskussion werden oft 
Parallelen zwischen den deutschen Heimat-
vertriebenen und Flüchtlingen, Aussiedlern 
und Spätaussiedlern sowie den heutigen 
Flüchtlingen hergestellt. Das Präsidium des 
Bundes der Vertriebenen stellt klar, dass 
eine differenzierte Betrachtung für eine 
sachliche Auseinandersetzung mit diesem 
Thema notwendig ist.

Schon 1950 haben die Vertriebenen in ihrer 
Charta erklärt:

„Die Völker müssen erkennen, dass das Schick-
sal der deutschen Heimatvertriebenen wie 
aller Flüchtlinge ein Weltproblem ist, dessen 
Lösung höchste sittliche Verantwortung und 
Verpflichtung zu gewaltiger Leistung fordert.“

Als Appell an die Völkergemeinschaft ist die-
ses Zitat angesichts der mehr als 60 Millio-
nen Menschen, die weltweit auf der Flucht 
sind, nach wie vor gültig. Es verdeutlicht, 
dass die deutschen Heimatvertriebenen 
sehr genau wissen und auch nie vergessen 
werden, wie es sich anfühlt, die Heimat ver-
lassen und vor Krieg und Verfolgung fliehen 
zu müssen.

Es verdeutlicht ebenso, dass Aussiedler 
und Spätaussiedler ebenfalls niemals verges-
sen werden, wie es sich anfühlt, nicht ihrer 
nationalen Identität entsprechend leben zu 
dürfen und sich einem inneren und äußeren 
Vertreibungsdruck beugen zu müssen.

Daher ist es für die Mitglieder des BdV 
selbstverständlich, heutigen Flüchtlingen 
empathisch zu begegnen und sie zu unter-
stützen.

Nach wie vor gilt es, international verbind-
liche Strategien und Lösungen dafür zu ent-
wickeln, Flucht und Vertreibung weltweit zu 
verhindern. Menschen, die in Deutschland 
dauerhaft Aufnahme finden, müssen nach-
haltig integriert werden. Rückblicke auf die 
Situation von Flucht und Vertreibung wäh-
rend und nach dem Zweiten Weltkrieg sowie 
die Ankunft und Eingliederung der deut-
schen Heimatvertriebenen, Aussiedler und 
Spätaussiedler können dabei helfen, sollten 
aber niemals Schicksale verallgemeinern oder 
historische Vorgänge und zeitgeschichtliche 
Ereignisse pauschal gleichsetzen.

Wie schwierig solche Vergleiche sind, sol-
len die folgenden Begriffsdefinitionen und 
Bemerkungen zur historischen bzw. zeitge-
schichtlichen Lage von Vertriebenen, Flücht-
lingen, Aussiedlern, Spätaussiedlern und den 
heutigen Flüchtlingen zeigen.

2. Begriffe
Ausgehend von der Situation nach dem 
Zweiten Weltkrieg, als im besetzten Nach-

kriegsdeutschland rund 12 Mio. 
heimatlose Deutsche aus Ost-, 
Ostmittel- und Südosteuropa 
Zuflucht suchten, wurde 1953 
das Bundesvertriebenen- und 
Flüchtlingsgesetz (BVFG) in 
Kraft gesetzt. Dieses Gesetz de-
finiert bis heute unverändert die 
Begriffe Vertriebener, Aussied-
ler und Spätaussiedler.

Vertriebene
Vertriebene im Sinne der ge-
setzlichen Bestimmungen sind 
Deutsche aus den damaligen 
deutschen Ostgebieten und 
anderen im BVFG genannten 
Gebieten. Sie haben im Zusam-
menhang mit den Ereignissen 
des Zweiten Weltkrieges infol-
ge Vertreibung, insbesondere 
durch Ausweisung oder Flucht 
Heimat und Wohnsitz verloren 
und wurden im Nachkriegsdeutschland auf-
genommen. Auch diejenigen Deutschen, 
die noch vor Kriegsende etwa vor der Roten 
Armee flüchteten, fallen unter den Begriff. 
Etwa 12 Mio. Vertriebene fanden bis zum 
Abschluss der so genannten allgemeinen 
Vertreibungsmaßnahmen in West- und Mit-
teldeutschland Aufnahme.

Aussiedler
Aussiedler sind Deutsche, die nach Ab-
schluss der allgemeinen Vertreibungsmaß-
nahmen (31. März 1952) und vor dem 1. 
Januar 1993 auf der Grundlage des BVFG 
in Deutschland aufgenommen wurden (§ 1 
Abs. 2 Nr. 3 BVFG). Aussiedler sind Vertrie-
bene im Rechtssinne und damit auch Deut-
sche im Sinne von Artikel 116 des Grund-
gesetzes. Zwischen 1952 und 1993 fanden 
ca. 2,8 Mio. Aussiedler in Deutschland Auf-
nahme.

Spätaussiedler
Spätaussiedler sind Deutsche, die nach dem 
31. Dezember 1992 im Rahmen des gesetz-
lichen Aufnahmeverfahrens in Deutschland 
aufgenommen wurden oder werden (§ 4 
BVFG). Die Aufnahme der Spätaussied-
ler resultiert aus der historischen Verant-
wortung Deutschlands für die Folgen des 
Zweiten Weltkrieges, insbesondere auch 
gegenüber den Deutschen aus Russland, 
die besonders lange und schwer unter die-
sen Folgen gelitten haben und leiden. Seit 
1993 fanden ca. 1,7 Mio. Spätaussiedler in 
Deutschland Aufnahme.

Flüchtlinge
Flüchtlinge im Sinne der Genfer Flüchtlings-
konvention sind Menschen, die ihr Heimat-

land verlassen, weil 
sie dort aufgrund 
ihrer Rasse, Reli-
gion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten 
sozialen Gruppe 
oder wegen ihrer 
politischen Über-
zeugung eine be-
gründete Furcht 
vor Verfolgung ha-
ben. In ihrem Hei-
matland finden sie 
keinen Schutz und 
können wegen der 
drohenden Verfol-
gung nicht dort-
hin zurückkehren. 
Flüchtlinge haben in 
Deutschland einen 
grundgesetzlich ge-
sicherten Anspruch 

auf Durchführung eines Asylverfahrens. 
Zwischen 1990 und Mitte 2014 haben ca. 
3,2 Mio. Menschen einen Antrag auf Asyl in 
Deutschland gestellt.

Wirtschaftsmigranten
Von den Flüchtlingen im Sinne der Genfer 
Flüchtlingskonvention unterscheidet auch 
das Weltflüchtlingswerk der Vereinten Na-
tionen (UNHCR) so genannte Wirtschafts-
migranten, die ihre Heimat üblicherweise 
freiwillig verlassen, um ihre Lebensbedin-
gungen zu verbessern. Wird im Rahmen 
eines geregelten Verfahrens festgestellt, 
dass Personen keinen völkerrechtlichen 
Schutz benötigen, so befinden sie sich in 
einer ähnlichen Lage wie illegale Einwan-
derer und können gemäß den gesetzlichen 
Bestimmungen abgeschoben werden.

Neben diesen rein formal-juristischen 
Differenzierungen müssen auch die un-
terschiedlichen historischen bzw. zeitge-
schichtlichen Ausgangssituationen berück-
sichtigt werden.

3. Wie war die Situation 
der Vertriebenen?
Als der Zweite Weltkrieg zu Ende ging, be-
gannen Flucht und Vertreibung von etwa 
15 Mio. der rund 18 Mio. Deutschen im 
Osten aus ihrer zum Teil seit Jahrhunderten 
angestammten Heimat – etwa 9 Mio. davon 
aus den damaligen deutschen Ostgebieten. 
Sie flüchteten aus Angst um Leib und Leben 
oder wurden unrechtmäßig und zum Groß-
teil gewaltsam vertrieben – einfach, weil 
sie Deutsche waren. Eine Rechtsgrundlage 
existierte nicht; das Potsdamer Protokoll 
stellte einen Verstoß gegen das Völkerrecht 
dar. Der darin vorgesehene „geordnete und 

Dr. Bernd Fabritius MdB, Präsident 
des Bundes der Vertriebenen.

Deutsche Heimatvertriebene und Flüchtlinge, 
Aussiedler und Spätaussiedler und heutige Flüchtlinge
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humane Transfer“ fand niemals statt. Mehr 
als 2 Mio. Deutsche kamen während Flucht 
und Vertreibung zu Tode. Hunderttausende 
Zivilisten wurden zur Zwangsarbeit depor-
tiert, ungezählte Frauen vergewaltigt, und 
auch vor Kindern machte die Gewalt keinen 
Halt.

Die deutschen Heimatvertriebenen und 
Flüchtlinge wurden stellvertretend bestraft 
für die Verbrechen der Nationalsozialisten. 
Sie kamen als Deutsche und als Kriegsop-
fer in das Nachkriegsdeutschland und fielen 
so ganz selbstverständlich unter die Verant-
wortung des deutschen Staates und der ge-
samten Gesellschaft. Trotz gleicher Sprache 
und gleichen kulturellen Hintergrunds war 
ihre Aufnahme schwierig. Deutschland lag 
in Trümmern, es mangelte an vielem. Nun 
sollte das Wenige auch noch mit den Mil-
lionen geteilt werden, die eine neue Bleibe 
suchten.

Ablehnung war die Folge, oft aus Angst 
um das eigene Überleben. Wenn die Ein-
gliederung der Vertriebenen rückblickend 
überwiegend als Erfolgsgeschichte gese-
hen wird, ist dies maßgeblich der Leistungs-
bereitschaft zu verdanken, mit der sich die 
Vertriebenen selbst in sämtlichen Lebens-
bereichen in den Wiederaufbau einbrach-
ten.

4. Wie war die Situation 
der Aussiedler und Spätaussiedler?
Diejenigen Deutschen, die nach Kriegsen-
de nicht aus ihrer Heimat flüchteten oder 
vertrieben wurden, mussten ebenfalls un-
ter den Kriegsfolgen leiden. Die staatliche 
Willkür der neu errichteten kommunisti-
schen Unrechtsregime bestimmte das Le-
ben dieser Menschen. Oft konnten sie ihre 
Herkunft, ihre Sprache, ihre Kultur, ihre 
Religion und somit ihre gesamte deutsche 
Identität nur im Verborgenen pflegen und 
weitergeben. Zum Teil war der Gebrauch der 
Muttersprache über viele Jahre sogar im Pri-
vaten verboten. Assimilierungsprogramme 
versuchten, aus den Deutschen „vollwertige 
Bürger“ der Länder zu machen, in denen sie 
nun lebten. Viele Menschen gaben diesem 
stetig wachsenden Vertreibungsdruck nach 
und flüchteten während des Kalten Krieges 
und später nach Deutschland bzw. siedelten 
aus.

Ein besonderes Schicksal erlitten die 
Russlanddeutschen. Schon nach dem An-
griff der Wehrmacht auf die UdSSR 1941 
erfolgten Strafmaßnahmen durch die So-
wjetführung gegen die deutsche Zivilbe-
völkerung in der Sowjetunion. Die Betrof-
fenen wurden enteignet, nach Sibirien, 
Kasachstan und Mittelasien deportiert und 
mussten Zwangsarbeit leisten. Erst etwa 
zehn Jahre nach Kriegsende wurden sie 
ohne Rehabilitierung, Entschädigung oder 
Recht auf Rückkehr in ihre früheren Wohn-
orte aus den Lagern entlassen bzw. von der 
Kommandanturaufsicht befreit. Noch Jahr-
zehnte nach der Deportation litten sie unter 
Diskriminierung. Eine vollständige Rehabili-

tierung der Deutschen aus Russland ist bis 
heute nicht erfolgt.

Auch Aussiedler und Spätaussiedler 
kamen und kommen als Deutsche nach 
Deutschland. Sie stammen aus dem glei-
chen Kulturkreis und teilen unsere Werte. 
Die aufgrund der identitätszerstören-
den kommunistischen Politik oft man-
gelnden Sprachkenntnisse und die mit-
gebrachten, oftmals nicht anerkannten 
Bildungsabschlüsse haben dennoch bun-
desweite Kraftanstrengungen zur Integ-
ration dieser insgesamt ca. 4,5 Mio. Men-
schen notwendig gemacht.

Weil die Aussiedler und Spätaussiedler 
daran tatkräftig mitgewirkt und ihre Chan-
cen auch dank ihres Familienzusammen-
halts genutzt haben, wird ihre Integration 
heute überwiegend als erfolgreich bewer-
tet. Gleichzeitig hat sich die Aufnahme der 
Aussiedler schon aufgrund ihrer im Ver-
gleich zur deutschen Gesellschaft positiven 
Altersstruktur belebend ausgewirkt.

5. Wie ist die Situation heute?
Die heute nach Deutschland kommenden 
Menschen bilden eine uneinheitliche Grup-
pe: Ein Teil ist asylberechtigt bzw. kann 
Flüchtling im Sinne der Genfer Flüchtlings-
konvention sein. Diese Flüchtlinge kommen 
aus den internationalen Krisengebieten 
unserer Zeit, aus denen sie vor Terror und 
Krieg geflüchtet sind oder gewaltsam aus 
ihrer Heimat vertrieben wurden. Ein weite-
rer Teil der Ankommenden verfolgt Ziele im 
Sinne der so genannten Wirtschaftsmigra-
tion.

Solange der Aufenthaltsstatus ungeklärt 
ist bzw. sobald ein positiver Bescheid er-
teilt wurde, übernimmt Deutschland huma-
nitäre Verantwortung für die Betroffenen. 
Dazu hat sich Deutschland grundgesetz-
lich sowie gemäß internationalen Bestim-
mungen verpflichtet. Der Status ist nach 
der Genfer Flüchtlingskonvention zunächst 
vorübergehend und gilt für die Dauer des 
Fortbestandes der Fluchtursachen. Abge-
lehnte Asylbewerber können im Sinne der 
gesetzlichen Bestimmungen abgeschoben 
werden.

Die heutigen Flüchtlinge kommen in ein 
freies und demokratisches Land, das rein 
wirtschaftlich in der Lage ist, sie aufzuneh-
men. Die besondere Herausforderung be-
steht in der Integration all jener, die blei-
ben dürfen. Sie sprechen andere Sprachen 
und kommen aus fremden Kulturkreisen 
mit einem fremden Wertekanon. Manche 
teilen nicht einmal diejenigen Grundwerte, 
aufgrund derer sie hier aufgenommen wer-
den. Gerade durch diese werden Befürch-

tungen genährt, dass unsere Demokratie 
und unser eigenes Wertesystem Schaden 
nehmen könnten.

6. Wie stellt sich der BdV dazu?
In erster Linie fordert der BdV die welt-
weite Ächtung von Vertreibungen als Mit-
tel der Politik sowie die Bekämpfung von 
Fluchtursachen. Dies ist eine Lektion aus 
der eigenen deutschen und europäischen 
Geschichte. Die wenigsten Menschen ver-
lassen ihre Heimat freiwillig. Diese Aufga-
be endet nicht, wenn Flüchtlinge einmal 
in Deutschland aufgenommen wurden. 
Gelingt es, deren Heimatgebiete in abseh-
barer Zeit politisch zu stabilisieren, werden 
viele gern dorthin zurückkehren wollen.

Zweitens fordert der BdV die europä-
ische und sogar weltweite Solidarität in 
der Bewältigung der Flüchtlingsströme. 
Von Menschenrechtsverletzungen Be-
troffenen muss schnell wieder ein men-
schenwürdiges Leben ermöglicht werden. 
Verstöße müssen unnachgiebig verfolgt 
werden. Schlepperbanden muss das Hand-
werk gelegt werden. Hier tragen die Ver-
einten Nationen große Verantwortung. In 
der Europäischen Union gilt es, die Lasten 
fair zu verteilen, um nicht einzelne Länder 
und Gesellschaften über Gebühr zu belas-
ten. Darunter leidet im Einzelfall die Hilfe 
für diejenigen, die sie am nötigsten haben. 
Sekundärmigration muss durch Schaffung 
menschenwürdiger Bedingungen in den 
ersten Zufluchtsregionen vermieden wer-
den.

Drittens muss das Prüfungsverfahren in 
Deutschland so optimiert werden, dass den 
tatsächlich Betroffenen kurzfristig gehol-
fen werden kann. Bestimmte Migrations-
anreize führen andererseits sicherlich dazu, 
dass Asylanträge nur gestellt werden, um 
die persönliche Situation zu verbessern. 
Auch hier muss schnell Klarheit zur Frage 
des Aufenthaltsstatus der Antragsteller in 
Deutschland geschaffen werden.

Viertens wird der BdV die Aufnahme 
und Integration anerkannter Flüchtlinge in 
unsere Gesellschaft wie bisher unterstüt-
zen. Unsere Sprache, Geschichte und Kul-
tur sowie unsere freiheitlichen-demokrati-
schen Grundwerte müssen ihnen frühzeitig 
und nachhaltig vermittelt werden, ohne je-
doch eine Assimilation zu verlangen. Die 
mitgebrachten Berufs- und Bildungsab-
schlüsse müssen zügig im Rahmen der ge-
setzlichen Bedingungen anerkannt werden, 
um den Zugang zum Arbeitsmarkt schnell 
zu öffnen. So kann eine Teilhabe am Leben 
in Deutschland ermöglicht, eine Herausbil-
dung von Parallelgesellschaften vermieden 
und einer Spaltung der Gesellschaft vorge-
beugt werden.

Wenn die Flüchtlinge ihre Integration 
auf der Basis unseres fortschrittlichen 
Wertesystems aktiv mitgestalten und hier 
einen Neuanfang für eine sichere Zukunft 
wagen, werden sie zu einer Chance für 
unser Land.
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Stellungnahme der LmDR zu bundesweiten Kundgebungen 
mit Beteiligung von Deutschen aus Russland

D ie folgende Pressemitteilung stellte 
die Landsmannschaft der Deut-
schen aus Russland wenige Tage 

nach den Demonstrationen im Fall „Lisa“ 
auf ihre Internetseite. Außerdem wurde sie 
an Presseorgane und Medien mit dem fol-
genden Anschreiben verschickt:

Uns liegen Informationen vor, dass sich 
die Lage in den Städten, in denen Deutsche 
aus Russland im Fall des angeblich entführ-
ten und vergewaltigten 13-jährigen russ-
landdeutschen Mädchens (Lisa) 
demonstriert haben, nicht beru-
higt hat.

Von einer Gruppe der Deut-
schen aus Russland werden die 
deutschen Zeitungs- und Me-
dienberichte über die Hinter-
gründe der Demonstrationen 
häufig nicht als objektive Schil-
derung betrachtet.

Deswegen bitten wir Sie, 
die offizielle Stellungnahme der 
Landsmannschaft der Deut-
schen aus Russland zu diesem 
Fall auf Ihren Seiten zu veröf-
fentlichen.

Diese Stellungnahme bringt 
die Position der Mehrheit der 
Deutschen aus Russland zum Ausdruck!

Mitwirkung der Landsmannschaft
Die Landsmannschaft der Deutschen aus 
Russland hat die zahlreichen Kundgebungen
am Wochenende vom 24. und 25. Januar 
weder organisiert noch zur Teilnahme daran 
aufgerufen. Die Verantwortung für den Ver-
lauf und die Inhalte liegt allein bei den Ver-
anstaltern.

Vor wenigen Tagen tauchte in den sozi-
alen Medien ein Aufruf zu flächendecken-
den Demonstrationen auf. Dieser wurde in 
russischer Sprache verfasst und begann mit 
dem Satz „Achtung! Es ist ein Krieg!“. Diese 
hetzerische und provokative Formulierung 
verurteilen wir aufs schärfste.

Mediale Resonanz
Wir sind sehr darüber in Sorge, dass die jüngs-
ten Ereignisse in den Medien und der Gesell-

schaft ein verzerrtes 
Bild unserer Lands-
leute entstehen las-
sen. Wir warnen ein-
dringlich davor, das 
Verhalten nicht re-
präsentativer Grup-
pen auf die gesamte 
Personengruppe der 
Deutschen aus Russ-
land zu übertragen.

In der Bundes-
republik leben 
ca. vier Millionen 
Menschen, die als 
deutschstämmige 
Heimkehrer, Vertrie-
bene, Aussiedler und 

Spätaussiedler auf Grundlage des Bundes-
vertriebenengesetzes (BVFG) nach Deutsch-
land gekommen sind.

Wir bedauern sehr, dass die deutschen 
Medien bei der positiven Berichterstattung 
über die Deutschen aus der ehemaligen 
Sowjetunion sehr zurückhaltend sind. Die 
Landsmannschaft ist gerne bereit, Informa-
tionen über zahlreiche Themen und interes-
sante Persönlichkeiten zu vermitteln.

Außerdem empfehlen wir die inhaltliche 
Auseinandersetzung mit dem Forschungs-
bericht des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge, „(Spät-)Aussiedler in Deutsch-
land“:

http://LmDR.de/spat-aussiedler-
in-deutschland-forschungsbericht-des-bamf/

Engagement der Landsmannschaft
Unser Verband besteht seit 65 Jahren und 
ist der anerkannte Ansprechpartner für die 
Bundesregierung in allen Angelegenheiten 
der Deutschen aus den Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion. Im Auftrag des BAMF (Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge) betreibt 
die Landsmannschaft bundesweit mehrere 
Migrationsberatungsstellen für erwachsene 
Zuwanderer.

Wir führen offene Integrationsprojekte 
durch, die u.a. junge Menschen mit Migrati-
onshintergrund als Zielgruppe haben.

In den etwa 130 regionalen Gliederungen 
der Landsmannschaft arbeiten wir mit ver-
schiedenen Akteuren des öffentlichen Le-
bens zusammen. Unsere Mitglieder bringen 
sich in Integrationsbeiräten und ähnlichen 
Gremien ein. Unser Verband und seine Ju-
gendorganisation betrachten die Vertretung 
der Interessen unserer Landsleute, integra-
tive und identitätsstiftende Maßnahmen, 
politische und interkulturelle Bildung, Kul-
turpflege und Aufklärung über die Geschich-
te der Deutschen in und aus Russland als 
Schwerpunkte ihrer Arbeit.

Bundesvorstand der Landsmannschaft
der Deutschen aus Russland

Weitere Anworten auf Fragen der Presse:
Welches Verhalten empfehlen Sie hin-
sichtlich der Demonstrationen?
Wir haben unsere Leute zu Besonnenheit 
aufgerufen. Wenn Straftaten vorliegen 
oder mögliche Straftaten untersucht wer-
den, ist ohne Ausnahme auf die staatlichen 
Institutionen zu vertrauen, Unser Verband 
wird sich mit aller Kraft für ein gesell-
schaftlich stabiles und freiheitlich-demo-
kratisches Deutschland einsetzen.

Es gibt einzelne Gruppieren von Deut-
schen aus Russland, die mit rechten 
deutschen Gruppierungen in Verbindung 
stehen. Wie bewerten Sie solche Verbin-
dungen?
Wir sind sehr darüber in Sorge, dass die 
jüngsten Ereignisse in den Medien und der 

Gesellschaft ein verzerrtes Bild unserer 
Landsleute entstehen lassen. Wir warnen 
eindringlich davor, das Verhalten nicht re-
präsentativer Gruppen auf die gesamte 
Personengruppe der Deutschen aus Russ-
land zu übertragen.

Was halten Sie von der Interpretation, 
Russland steuere gezielt solche Meldun-
gen über russische Medien, um Unruhe zu 
stiften?
Wir können nicht mit Sicherheit sagen, 
von wem genau das kommt. Offensicht-
lich gibt es Kräfte, die ein Interesse an 
der gesellschaftlichen Destabilisierung 
Deutschlands haben. Wir dürfen und wer-
den uns auf Provokationen, Propaganda 
und Hetze nicht einlassen. Es gilt, die Ma-

nipulationen und die Stimmungsmache 
gegen die Russlanddeutschen zu entkräf-
ten. Die vom Anwalt der Familie übermit-
telten Informationen und Richtigstellun-
gen sollten jetzt unbedingt beachtet und 
verbreitet werden, um diesen Gerüchten 
entgegenzuwirken.

Sind die Gerüchte über die angebliche 
Vergewaltigung ein Thema unter Ihren Or-
ganisationsmitgliedern? Wurde das The-
ma zum Beispiel bei Ihnen diskutiert?
Unsere Mitglieder haben den Fall zwar 
wahrgenommen und diskutieren ihn auch, 
sind aber besonnen genug, die Aufklärung 
durch die zuständigen Behörden abzuwar-
ten und keine voreiligen Schlüsse zu zie-
hen.
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Pressemitteilungen zu den bundesweiten 
Demonstrationen der Russlanddeutschen
Heinrich Zertik (CDU), MdB 
Mitglied der LmDR:

Ich bin zutiefst besorgt über die Entwick-
lungen in den letzten Tagen. Aufgrund einer 
angeblichen Vergewaltigung einer 13-Jähri-
gen in Berlin, die aus einer Aussiedlerfami-
lie aus der ehemaligen Sowjetunion stammt, 
gingen einige Russlanddeutsche am vergan-
genen Wochenende in verschiedenen Städ-
ten und Gemeinden auf die Straße.

Ich habe großes Vertrauen in den deut-
schen Rechtsstaat und erkenne an, dass die 
Polizei an einer sachgerechten Aufklärung 
arbeitet. Wir sollten die Ermittlungen ab-
warten und dürfen nicht in das laufende Jus-
tizverfahren eingreifen.

Die Ängste und Befürchtungen der deut-
schen Bürgerinnen und Bürger nehme ich 
sehr ernst. Mich beunruhigt, dass rechts-
nationale Gruppierungen versuchen, die 
Verunsicherung auch unter den Russland-
deutschen für ihre Interessen auszunutzen. 
Darüber hinaus beunruhigt mich der Einfluss 
der Meinungsbildung einiger russischspra-
chiger Medien sehr.

Ich bin viel im gesamten Bundesgebiet 
unterwegs und nehme die unterschiedlichen 
Stimmungen sehr wohl wahr. Sie dienen mir 
für meine Arbeit in Berlin und sind oftmals 
auch sehr hilfreich im Gespräch mit meinen 
Bundestagskollegen.

Bernd Fabritius (CSU), MdB, 
Präsident des BdV:
Nach dem mutmaßlichen Missbrauch einer 
13-Jährigen in Berlin, zu dem die polizeili-
chen Ermittlungen noch nicht abgeschlossen 
sind, und den in diesem Zusammenhang zu 
beobachtenden Demonstrationen unter Be-
teiligung von Deutschen aus Russland muss 

der öffentliche Diskurs jetzt dringend ver-
sachlicht werden.

Mit ihren Erklärungen haben die Lands-
mannschaft der Deutschen aus Russland 
und der russlanddeutsche Bundestagsab-
geordnete Heinrich Zertik wichtige Schritte 
in diese Richtung getan. Daher begrüße ich 
diese Erklärungen ausdrücklich.

In Deutschland leben heute etwa 2,5 Mil-
lionen Deutsche aus Russland. Sie teilen un-
sere gemeinsamen Werte, stehen zu unserer 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
und haben sich nach ihrer Ankunft aktiv und 
gut in die deutsche Gesellschaft integriert. 
Anerkannter Ansprechpartner der Bun-

desregierung für sämtliche Anliegen aller 
Deutschen aus den Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion ist seit Jahrzehnten die Lands-
mannschaft der Deutschen aus Russland. Sie 
hat große Verdienste bei der Aufnahme und 
Eingliederung ihrer Landsleute erworben 
und setzt sich auch für die Integration heu-
tiger Migranten ein. Darüber hinaus leisten 
ihre Mitglieder wertvolle verständigungspo-
litische Arbeit in ihren Herkunftsgebieten.

Die Landsmannschaft der Deutschen aus 
Russland ist Mitglied des Bundes der Ver-
triebenen. Gemeinsam haben wir uns auch 
in Integrationsfragen stets gegen jedwede 
Instrumentalisierung ausgesprochen.

„Keine Gruppe, die politische Sichtbarkeit anstrebt“
(Auszug aus einem Artikel auf www.sueddeutsche.de)

J annis Panagiotidis mahnt hingegen zur Vorsicht. Er ist Juniorprofessor für die 
„Migration und Integration der Russlanddeutschen“ an der Universität Osnabrück. 
„Diejenigen, die da am Wochenende demonstriert haben, sind nur ein kleiner Teil 

der Community“, sagt er. Auch offizielle Vertreter von Verbänden der Russlanddeut-
schen distanzierten sich von den Demonstrationen und ihren Veranstaltern.
Insgesamt leben 4,5 Millionen deutschstämmige Migranten aus den ehemaligen Sow-
jetrepubliken in Deutschland, darunter etwa zwei Millionen Russlanddeutsche - und die 
meisten von ihnen zeichnen sich dadurch aus, dass sie überhaupt nicht auffallen. Gerade 
deswegen gilt ihre Integration als Erfolgsstory.
Das zeigte etwa ein Forschungsbericht des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
aus dem Jahr 2013, der sich mit deutschen Spätaussiedlern beschäftigte. Ihre schulische 
und berufliche Qualifikation sei relativ hoch, die Arbeitslosenquote gering.
Die Kriminalität junger Männer sei zwar im Vergleich zu einheimischen Jugendlichen 
leicht erhöht, aber rückläufig. Im Vergleich zu anderen Migrantengruppen seien sie zu-
friedener mit ihrem Leben in Deutschland. Sie seien kaum politisch aktiv und an Politik 
nur mäßig interessiert.
Gerade deswegen, das sagt auch Panagiotidis, ist es ungewöhnlich, dass sie am Wo-
chenende explizit als Russlanddeutsche gemeinsam demonstrierten - in seiner Erinne-
rung ist es das erste Mal überhaupt. „Das ist eigentlich eine Gruppe, die keine politische 
Sichtbarkeit anstrebt“, sagt er.
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Studie über Russlanddeutsche stellt Klischees in Frage

I n letzter Zeit müssen sich die russ-
landdeutschen Aussiedler zunehmend 
gegen die Behauptung wehren, sie seien 

schlecht in die deutsche Gesellschaft inte-
griert und besonders anfällig für rechtspo-
pulistische Parolen.

Eine Studie der Boris Nemzow Stiftung 
wartet nun mit interessanten Ergebnissen 
einer im Sommer 2016 durchgeführten 
Umfrage unter russischsprachigen Einwoh-
nern Deutschlands auf, zum überwiegen-
den Teil russlanddeutschen Spätaussiedlern 
und deren Angehörigen. Demnach fühlen 
sich von ihnen vier Fünftel in Deutschland 
gut integriert. 84 Prozent sprechen sich für 
die Demokratie als Staatsform aus.

Auch die immer wieder verbreitete Be-
hauptung, Russlanddeutsche nutzten vor-

wiegend russischsprachige Medien, ist 
durch die Studie widerlegt: Tatsächlich 
werden in allen abgefragten Medienarten 
überwiegend Angebote in deutscher Spra-
che genutzt.

Der Beauftragte der Bundesregierung 
für Aussiedlerfragen und nationale Min-
derheiten, Hartmut Koschyk MdB, sagte zu 
der Studie: „Ich bin froh, wenn auch nicht 
wirklich überrascht, dass die allgemeinen 
Aussagen der Studie des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge aus dem Jahr 
2013 durch die neue Untersuchung be-
stätigt werden. Der so genannte Fall „Lisa“ 
im Januar hat die Deutschen aus Russland 
nicht verunsichert. Es war für mich immer 
klar, dass die außerordentlich starke christ-
liche Bindung unter den Deutschen aus 

Russland einer politischen Radikalisierung 
entgegenwirkt.“

Ein berechtigter Kritikpunkt an der Stu-
die darf jedoch nicht unerwähnt bleiben, 
nämlich deren Titel „Russians in Germany“. 
Die in der Studie befragten Aussiedlerin-
nen und Aussiedler sind nämlich exakt das 
Gegenteil, nämlich Deutsche aus Russland 
bzw. den anderen Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion. Die Boris Nemzow Stiftung 
hat in einer Pressemitteilung diesen Feh-
ler bereits eingestanden und um Entschul-
digung gebeten. Spätestens in der bald er-
scheinenden deutschsprachigen Fassung 
soll dieser Fehler korrigiert werden.

Quelle:  
http://www.aussiedlerbeauftragter.de
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Flüchtlinge, Neubürger und Anforde-
rungen an die Integration in Deutsch-
land sind seit längerem Themen, über 

die aus unterschiedlichen Anlässen und vor 
allem auch Sichtweisen laufend öffentlich 
debattiert wird. Trotz zahlreicher Berichte 
und Reportagen über die Lage fehlen nicht 
selten Angaben darüber, wie in dem viel-
fältig gegliederten Bereich der Integration 
konkret damit umgegangen wird.

Die Migrationsberatungsstelle (MBE) 
der LmDR in München, die sich an Konzep-
tion und Arbeitsrichtlinien des BAMF ori-
entiert, steht beispielhaft für die neuen He-
rausforderungen. Sprachlich flexibel zu sein 
und interkulturelles Handeln sind dafür 
selbstverständlich. Neben der Beratung 
von Spätaussiedlern und ihren Angehöri-
gen sind schon seit längerem Menschen 
aus EU-Ländern sowie aus Asien oder Af-
rika Teil der Klientel. Am Beispiel des Jah-
res 2015 lässt sich konkret aufzeigen, dass 
sich der Schwerpunkt bei der Beratung und 
Betreuung von den Landsleuten auf andere 
Personengruppen verschoben hat.

Für die Menschen, die die MBE-Stelle in 
der Nähe des Hauptbahnhofs aufsuchen, ist 
dies ein großer Vorteil, denn sie treffen mit 

Isolde Haase und Andrea Pezer auf Kolle-
ginnen, die über langjährige Erfahrungen 
in der Integrationsarbeit verfügen. Hinzu 
kommt, dass sie durch die Vernetzung in 
München über aktuelle Entwicklungen in-
formiert sind und dies für die Menschen 
und die Landsmannschaft nutzbar machen.

Hinweise auf Orientierungs-, Sprach- 
und Integrationskurse, Schuldnerberatung, 
Arbeitsmarkt und Qualifikationsfragen, An-
erkennung in Deutschland sowie Hinweise 
auf Ansprechpartner in Behörden oder Job-
centern sind Beispiele, die zu den alltägli-
chen Themen und Herausforderungen zäh-
len.

Ein Blick auf das Jahr 2015 und die un-
terschiedlichen Personengruppen zeigt, 
dass bei den 186 abgeschlossenen Fällen, 
d.h. denjenigen, die z.B. Arbeit oder einen 
Sprachkurs gefunden haben, Menschen aus 
den Ländern der ehemaligen Sowjetunion 
einen Anteil von 19,3 % ausgemacht haben. 
Irak, Griechenland und Rumänien bildeten 
Schwerpunkte, der Rest ist breit, gewisser-
maßen weltweit gestreut. Dies gilt auch für 
die Altersgruppe von 27 bis 65 Jahren.

Viele Personen kamen durch Mund-zu- 
Mund-Propaganda in die Schwantha-
ler Straße. Positive Erfahrungen wie etwa 
eine rasche Integration in den Arbeits-
markt – dies gilt z.B. für Personen aus Kro-
atien - führen grundsätzlich dazu, dass man 
Landsleuten, Freunden oder Bekannten die 
MBE-Stelle empfiehlt.

Bei den 490 laufenden, d.h. aktuell in 
Beratung und Betreuung noch nicht abge-

schlossenen Fällen, machen Personen aus 
den Ländern der ehem. UdSSR 12,6 % aus. 
Die Schwerpunkte orientieren sich an den 
aktuellen Kriegs- und Krisengebieten wie 
Irak, Syrien oder Nord- und Zentralafrika, 
schließen jedoch auch EU-Länder wie Bul-
garien oder Griechenland ein. Sogar Men-
schen aus der Dominikanischen Republik 
oder Trinidad, die für viele in Deutschland 
als Urlaubsländer bekannt sind, suchen die 
MBE auf. Auch hier ist die Altersgruppe von 
27 bis 65 Jahren breit gestreut.

In der alltäglichen Arbeit der MBE zeigt 
sich ein „buntes Bild“, das auf die Vielfalt 
der Gruppe der „Neubürger“ hinweist. Ge-
rade Letzteres macht die Arbeit interes-
sant. Es ist unbestritten und gilt nicht nur in 
München, sondern deutschlandweit, dass 
die von der Landsmannschaft und ihren 
Mitgliedern und Ehrenamtlichen gemach-
ten Erfahrungen für die heutige Integrati-
onsarbeit eine große Hilfe sind. Von ihnen 
profitieren Menschen, die die konkrete Un-
terstützung schätzen.

Zwar muss die MBE-Stelle in München 
jüngere Personen gemäß den Vorgaben an 
die Jugendmigrationsdienste (JMD) wei-
tervermitteln, doch wünscht man sich auf-
grund der großen Nachfrage und des Be-
darfs eine eigene JMD-Stelle. Diese würde 
die übrige Arbeit perfekt ergänzen und dem 
Wunsch vieler junger Menschen entspre-
chen, die die MBE-Stelle aufsuchen.

Peter Hilkes,
Neubürgerprojekt München

Erfahrene Beraterinnen in München: Isolde Haase (links) und Andrea Pezer.

Integration aktuell: 
MBE in München verweist auf Herausforderungen  
bei der Beratung
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Angekommen in Deutschland: Vorbild für andere?
Aktuelle Bemerkungen über Deutsche aus Russland

Integrationsprojekte mit Personen, die 
aus der Sowjetunion oder deren Nach-
folgestaaten stammen, haben deutlich 

gemacht: Die große Mehrheit von Deut-
schen aus Russland in Bayern ist oder fühlt 
sich integriert, aber etliche leben eher am 
Rande und trauern nicht selten der Ver-
gangenheit in der UdSSR nach. Durch die 
Flüchtlingsströme nach Deutschland ist 
der Begriff „Integration“ ganz besonders in 
den Mittelpunkt gerückt, zumal er Thema 
politischer und ideologischer Auseinander-
setzungen geworden ist. Versachlichung 
und differenzierte Betrachtungsweise er-
lauben es, Fakten sprechen zu lassen.

Seit den 1990er Jahren hat sich die rus-
sischsprachige Presse bzw. haben sich rus-
sischsprachige Materialien wie Werbezei-
tungen etc. in Deutschland entwickelt. Von 
den ersten Ausgaben des „deutsch-russi-
schen Kuriers“ an, weiter über den „Ewro-
pa-Express“, die verschiedenen „Gazety“ bis 
zu heutigen, in Deutschland erschienenen 
Verlautbarungen lässt sich dies in der Ent-
wicklung verfolgen. Grundsätzlich hat man 
(Spätaussiedler wie andere) sich von Be-
ginn an in Beiträgen wie Leserbriefen immer 
„ehrlicher“, weil offener, in russischer Spra-
che zur eigenen Lage bzw. zur Integrations-
politik und -praxis geäußert. Dafür dürfte 
auch die Grundhaltung verantwortlich ge-
wesen sein, „Einheimische“ würden sowieso 
kein Russisch verstehen.

An den Wohnschwerpunkten von Deut-
schen aus Russland – hier sind natürlich 
Deutsche aus Kasachstan oder beispiels-
weise der Ukraine einbezogen – spielen 
russischsprachige Medien eine bedeu-
tende Rolle, ebenso Fernsehen, Internet, 
Musik, Kultur, Essen, Trinken, Lebensmit-
tel, soziale Bezugssysteme sowie in Russ-
land/Ukraine/Kasachstan lebende Ver-
wandte, Freunde und Bekannte. Die Frage, 
ob und wie man sich per se auf die „rus-
sische Seite“ schlägt ist natürlich eine an-
dere, aber die Krim-Annexion und der Krieg 
im Donbass haben zu einer stärkeren pro-
russischen Position geführt. Die Zahl der 
entsprechenden Unterstützer dazu ist je-
doch schwer ermittelbar.

Gerade für Jugendliche, die sich puber-
tätsbedingt oder aufgrund der sie umge-
benden Wohn- und sozialen Situation mit 
ihrer Identität – Identitäten wandeln sich 
und sind nicht immer festgelegt – beschäf-
tigen, sei sie russlanddeutsch, deutsch oder 
russisch, spielt die russischsprachige Welt 
eine besondere Rolle: Die ist cool, macho-
haft, mit klarer Ansage und hat mit Wladi-
mir Putin einen Präsidenten, der „anderen 
zeigt, wo der Hammer hängt“. Da viele Ju-

gendliche nach „action“ suchen, machen 
sie bei Aktionen durchaus mit. Inwieweit 
dies ernsthaft und dauerhaft ist, sollte Ge-
genstand von wissenschaftlichen Untersu-
chungen sein.

Grundsätzlich gilt jedoch, dass natürlich 
viele Spätaussiedler sowie generell auch in 
der Gruppe von Russischsprechenden eine 
beachtliche Anzahl hervorragend und etli-
che sehr gut oder gut integriert sind, da sie 
über Arbeitsplatz, Wohnungen und soziale 
Bezugssysteme verfügen, die die Zufrie-
denheit mit der persönlichen Lage fördern. 
Unter den Genannten gibt es eine große 
Gruppe von Personen, die weit unter Qua-
lifikationsniveau gearbeitet haben, weil sie 
mussten und vor allem für die jüngere Ge-
neration eine Basis schaffen wollten.

Und: In Deutschland war es daher immer 
„besser“ als in Russland etc. Aber ein Teil ist 
quasi auch durch das Raster gefallen und 
lebt in der Isolation bzw. in einer Parallel-
welt mit dem jeweiligen Lokalkolorit von 
Würzburg, Ingolstadt, Bayreuth, München 
oder Nürnberg, und dies aus vielen objek-
tiven wie subjektiven Gründen. Hierzu zäh-
len Ursachen wie z.B. Beruf nicht anerkannt, 
mit Arbeitslosigkeit lebend, geringe/keine 
Deutschkenntnisse, negative Erfahrungen 
mit langwierigen bürokratischen Verfahren, 
unterschiedliche Formen von Diskriminie-
rung durch Beamte oder Personen aus dem 
Integrationsbereich sowie seitens der „Ein-
heimischen“, Familienprobleme durch Tren-
nung der Familien vom Herkunftsland oder 
durch Mischehen, keine Motivation zur Än-
derung der Lage. 

Die Erwartungen an und Informationen 
über das Leben in Deutschland entspra-
chen vor der Ausreise nicht der Wirklich-
keit. Viele fühlen sich daher „fehlgeleitet“. 
Das vielfältige und pluralistische Deutsch-
land, das auf Eigeninitiative setzt, muss 
man sich erst einmal erschließen. Nicht we-
nigen gelingt das nicht.

Vor diesem Hintergrund sieht sich die 
Landsmannschaft der Deutschen aus Russ-
land besonders gefordert und kann fol-
gende Tatsachen und Grundsätze nur be-
kräftigen: 

„Da die russischsprachigen Welten in 
Deutschland nicht einheitlich und einem 
kontinuierlichen Wandel unterworfen sind, 
ist das auch für unseren Verband eine He-
rausforderung. Viele Landsleute, die schon 
lange in Deutschland leben, können Neu-
bürger unterstützen und tun dies bereits.

Dazu hat die LmDR auch entsprechende 
Projekte, die sich mit aktuellen Fragen und 
Problemen beschäftigen. Daneben findet 
an Stützpunkten bundesweit Sozialbera-
tung statt. Die Kindergruppen des Ver-

bandes sind für viele eine wichtige Anlauf-
stelle, denn Musik, Theater und Tanz bilden 
Brücken nicht nur zur eigenen Personen-
gruppe, sondern auch zu allen anderen.

Mit der Wanderausstellung zu den Deut-
schen aus Russland ist die LmDR bundes-
weit in Schulen unterwegs, informiert und 
diskutiert mit Lehrern und Schülern. Nicht 
selten machen anwesende Zeitzeugen Ge-
schichte und aktuelle Fragen auf beson-
dere Weise lebendig. Die Nachfragen, aber 
vor allem die Erfahrungen und bisherigen 
Begegnungen unterstreichen den Stellen-
wert des Instruments Wanderausstellung. 
Grundsätzlich weiß die LmDR aufgrund 
des Zugangs zu Landsleuten, an welchen 
Schnittstellen sie aktiv werden muss, denn 
die LmDR ist diejenige Instanz, die für die 
Menschen aus historischer Sicht eine feste 
Größe ist – viele wären ohne die LmDR gar 
nicht in Deutschland oder viel schlechter 
bis gar nicht integriert – und mit denen man 
aus aktueller Sicht spricht.

Das in die LmDR gesetzte Vertrauen be-
stätigt dies. Mit ihrer vielfältig aufgestellten 
Integrationsarbeit, von den Projekten über 
die Migrationsberatung bis zu Veranstal-
tungen oder Einzelgesprächen, reagiert sie 
auf die aktuellen Herausforderungen in der 
Gesellschaft und erweitert dies mit neuen 
Projekten dort, wo es aufgrund der Fakten 
und der Sachlage notwendig ist.“ 

Peter Hilkes,  
München

Zur Person: 
Peter Hilkes: Unter 
anderem frühe-
rer Mitarbeiter 
des Osteuropa-In-
stituts München, 
Studien zur Situation von Russlanddeut-
schen in der UdSSR und in den Nach-
folgestaaten der Sowjetunion sowie zur 
Integration in Deutschland; Landeskoor-
dinator eines Integrationsprojekts mit 
jungen Zuwanderern in Bayern (2006-
2010); Leiter des LmDR-Projekts „Neue 
Bürger lernen und erfahren Solidarität 
in München“ (seit 2015); Projektleiter 
Süd des landsmannschaftlichen Projek-
tes „Potenziale junger Migranten fördern. 
Orientierung – Vernetzung – Integration 
in Bayern“ (seit 2016); seit 2006: Lehr-
beauftragter an der Ludwig-Maximili-
ans-Universität München.
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Die Konferenz für Aussiedlerseelsorge:  
„Von Russland aus werden Falschmeldungen 
über Fernsehen und soziale Medien verstreut.“
Stellungnahme der Aussiedlerseelsorge der EKD  
zur aktuellen Situation russlanddeutscher Zuwanderer

Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
der Aussiedlerseelsorge der EKD 
beobachten seit geraumer Zeit, dass 

die große Mehrzahl (etwa 80%) der Russ-
landdeutschen inzwischen zwar beruflich 
und ökonomisch in die deutsche Gesell-
schaft integriert ist, dass sie aber politisch 
und mental bisher noch nicht im notwen-
digen Maße für ein bürgerlich-demokrati-
sches Engagement in der Zivilgesellschaft 
gewonnen werden konnte. Die Gefahr 
sehen wir nun darin, dass diese Situation 
zurzeit immer häufiger von der russischen 
Propaganda für Versuche genutzt wird, die 
politischen Verhältnisse in Deutschland 
und Europa zu destabilisieren.

Praktisch werden von Russland aus 
Falschmeldungen über Fernsehen und so-
ziale Medien gestreut, um die russischspra-
chige Bevölkerung in Deutschland gegen 
die Bundesregierung aufzuhetzen. Mit Er-
schrecken stellen wir in den letzten Mona-
ten fest, dass viele russlanddeutsche Mit-
bürger in Deutschland diesen russischen 
Falschmeldungen Glauben schenken, sie 
unkritisch in den sozialen Medien teilen 
und – vor allem männliche Zuwanderer – 
an Demonstrationen gegen Polizei und 
Bundesregierung teilnehmen. Es scheint 
sich bei einigen eine Solidarisierung mit 
der ehemaligen Geburtsnation eingestellt 
zu haben, nach der man annimmt, dass 
Russland zu Unrecht politisch benachtei-
ligt wird. Dass die Ukraineproblematik hier 
mit hineinspielt, macht die mentale Lage 
nicht einfacher.

Die Begründung für diese Verhaltens-
weisen sehen die Mitarbeiter und Mitarbei-
terinnen der Aussiedlerseelsorge in einer 
generalisierten Angst- und Stresssituation, 
unter der deutsche Zuwanderer aus der 
ehemaligen Sowjetunion immer noch lei-
den. Sie ist die Spätfolge aus der 70 Jahre 
währenden sowjetischen Diktatur. Seit der 
Oktoberrevolution und besonders massiv 
nach dem Einmarsch der Deutschen Wehr-
macht 1941 waren sie als deutsche Volks-
gruppe Verfolgung und Diskriminierung 
ausgesetzt. Es gibt nahezu keine russland-
deutsche Familie, die nicht die Ermordung 
oder das Verschwinden wenigstens eines 
männlichen Familienangehörigen durch 
das Verfolgungs- und Zwangsarbeitssys-
tem der sowjetischen Diktatur zu bekla-
gen hätte. Eine historische und psycholo-
gische Aufarbeitung der Erlebnisse wurde 
bis heute durch die Regierungen der Sow-
jetunion und Russlands unterbunden.

Hier liegt u.E. der Kern des Problems, 
warum Russlanddeutsche für eine Angst-
propaganda so besonders empfänglich 
sind. Dabei sei nicht verschwiegen, dass ei-
gene Erfahrungswerte gerade der mittleren 
Generation mit moslemischen Mehrheits-
gesellschaften etwa in Mittelasien oder die 
traumatischen Erlebnisse in den Kriegen in 
Afghanistan oder Tschetschenien zu beson-
deren Bewertungen und Einschätzungen 
gegenüber Flüchtlingen und Nichtchristen 
führen.

Durch Migration nach Deutschland mit-
gebracht wurde darüber hinaus auch ein 
generelles Misstrauen gegenüber staat-
lichen Institutionen, der Polizei und der 
Presse, wie auch die verbreitete Bereit-
schaft, demjenigen Vertrauen zu schenken, 
der machtvoll und autoritär auftritt.

Selbstkritisch müssen wir feststellen, 
dass die aufnehmende demokratische Ge-
sellschaft die Ankommenden noch nicht 
mit unserer Demokratie genug vertraut ge-
macht hat. Wir haben viele Menschen in-
sofern nicht ausreichend emotional er-
reicht und ihnen einsichtig gemacht, dass 
demokratische Diskurse mit Kompromiss-
suche und Rücksichtnahme auf Menschen- 
und Bürgerrechte nicht Schwächen des de-
mokratischen Rechtsstaates sind, sondern 
dessen Stärken zum Wohle aller.

Zusätzlich ist auch der Migrationspro-
zess selber eine große psychische Belas-
tung, und es darf nicht unerwähnt bleiben, 
dass die Integrationsbedingungen für Russ-
landdeutsche nicht ideal waren. Deutsch-
land sah sich in den 90er Jahren nicht als 
Einwanderungsland, was zu Integrations-
versäumnissen gerade der jetzt für Propa-
ganda empfänglichen mittleren Generation 
führte. So wurden russlanddeutschen Er-
wachsenen zum Beispiel keine adäquaten 
Bildungschancen eingeräumt. Etwa 20% 
der Russlanddeutschen gerieten dadurch 
ins soziale Abseits und sehen sich heute in 
sozialer Konkurrenz um Transferleistungen, 
Jobangebote und Wohnraum mit ankom-
menden Flüchtlingen, die nach Deutsch-
land strömen. Dieses wird als besondere 
Härte empfunden, weil doch gerade die 

Deutschen aus der Sowjetunion selbst jah-
relange Prozeduren durchstehen mussten, 
um nach Deutschland kommen zu dürfen. 
Diese negativen Migrationserfahrungen 
unterstützen bis heute das Misstrauen 
weiter Kreise von Russlanddeutschen ge-
genüber staatlicher Politik und erzeugen 
Vorbehalte gegenüber neuen Migrations-
gruppen.

Es ist deswegen entschieden darauf hin-
zuweisen, dass eine große Zahl der Russ-
landdeutschen bisher keinen festen Stand 
zu einem selbstbewussten Leben in unse-
rer Mitte erworben hat und unter derar-
tiger Belastung angstgetrieben und ten-
denziell eher unreflektiert reagiert. Diese 
Angst ist nicht nur, aber auch ein Zeichen 
mangelhafter Integration, für die sich die 
Mehrheitsgesellschaft mit verantwort-
lich wissen sollte. Psychiatrische und psy-
chologische Studien belegen, dass proble-
matische Einstellungen und Störungen an 
nachfolgende Generationen weitergege-
ben werden, solange sie nicht gelöst wor-
den sind. Hier ist der weitere Einsatz der 
Aussiedlerseelsorge in Zusammenarbeit 
mit psychosozialen Versorgungseinrich-
tungen notwendig.

Aufgrund unserer langjährigen Erfah-
rung sehen wir die Lösung der bestehenden 
Probleme in Angeboten zur nachträglichen 
Integration und Partizipation, die Integra-
tionsversäumnisse aufholen und auf Lang-
fristigkeit angelegt sind. Theologisch ge-
sprochen, geht es darum, die Verbindung 
zwischen Kirchenzugehörigkeit und Glau-
bensbindung weiter zu fördern. Wir sehen 
die Lösung:
•	 in einer verstärkten interkulturellen 

Öffnung der Gemeinden,
•	 in seelsorgerlicher Dialogarbeit,
•	Katechese
•	und Bildungsangeboten.

Deshalb fordern wir ein stärkeres En-
gagement von EKD und Landeskirchen in 
der den Aussiedlern zugewandten Seel-
sorge und in der politischen Bildung. Wir 
erwarten, dass EKD und Kirchen Finanzen 
und Personal zur Verfügung stellen.
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I n der Migrationsforschung werden zwei 
wichtige Reaktionen der aufnehmenden 
Gruppe beschrieben:

Die Aufnehmenden können positiv, ohne of-
fene Feindseligkeit auf die Ankunft der Neu-
ankömmlinge reagieren, wenn sie darüber 
vorab informiert worden sind. So wie es im 
Fall der Deutschen aus Russland geschehen 
ist. „Die CDU und vor allem Helmut Kohl hat-
ten sich für uns stark gemacht, was seiner Par-
tei Millionen dankbarer Wähler brachte. Gor-
batschow ließ uns irgendwann gehen“, fasst 
Viktoria Morasch sehr zutreffend zusammen.

Die vorzeitige Ankündigung der Ankunft 
von “Fremden“, erleichtert es den Aufneh-
menden, sich auf mögliche Veränderungen 
emotional vorzubereiten, wodurch eine ag-
gressive Reaktion unterbunden werden kann, 
so die Theorie. 

Diese „Hab-Acht-Reaktion“ wird vor allem 
dann von den Aufnehmenden empfunden, 
wenn sie mit der Ankunft der Neuankömm-
linge überrumpelt werden und diese demnach 
als Störglieder oder Verfolger empfinden. In 
diesem Fall reagieren die Aufnehmenden ge-
genüber den Neuankömmlingen eher ableh-
nend und entwickeln paranoide Ängste, die 
dazu führen, dass die aufnehmende Gruppe 
die Neuankömmlinge ignoriert oder gar ent-
menschlicht.

Ich behaupte, dass auch unsere Volks-
gruppe diesem Dilemma stark ausgesetzt 
war. Deutsche Aussiedler wurden von der 
aufnehmenden Gesellschaft oftmals nicht 
als Deutsche wahrgenommen. Mit unserer 
Volksgruppe verband man das Bild eines kri-
minellen, saufenden Russen – was an sich 
schon ein Vorurteil gegenüber der russischen 
Bevölkerung ist.

Morasch beschreibt dieses Dilemma wie 
folgt: „Die Russlanddeutschen stellten da-
mals fest: Wir können noch so oft beteuern, 
dass wir deutsch sind, wir sind nicht willkom-
men. Also taten sie, was sie am besten konn-
ten: nicht auffallen. Das hatten sie in der So-
wjetunion ja geübt.“

Ich möchte mich aber gar nicht beschwe-
ren. Solche Stigmatisierungen seitens der 
Aufnehmenden hängen mit Unwissen, 
Desinteresse oder auch einer natürlichen Ab-
wehrhaltung zusammen. Diese ablehnende 
Haltung gegenüber Neuankömmlingen re-
sultiert demnach aus der Angst vor dem Ver-
lust der eigenen Identität. Grinberg & Grin-
berg reden hier von der „kulturellen Identität“.

Gerade jetzt, da wir mittlerweile zu unauf-
fälligen Neuankömmlingen geworden sind, 
entwickelt manch ein Russlanddeutscher diese 
ablehnende Haltung. Diese spiegelt sich zum 
Beispiel in der Wut einiger demonstrierender 
Russlanddeutscher wider. „Manche Russland-
deutsche, aber auch Türken oder Italiener, sind 
inzwischen so gut angekommen, dass sie sich 
zusammen mit den anderen über die beschwe-
ren, die jetzt dazukommen.“ Ein interessantes 
und zugleich erschreckendes Phänomen.

Dieses Wechselverhältnis zwischen Auf-
nehmenden und Neuankömmlingen lässt 
sich auf das Modell von Wilfred Bion über die 
Beziehung zwischen „Behälter-Beinhaltetes“ 
übertragen. Wobei dieses doch schon veral-
tete Modell nicht die tatsächlichen komple-
xen sozialen Verflechtungssysteme beschrei-
ben kann. Dennoch beschreiben der Behälter, 
der für die Aufnehmenden steht, und das Be-
inhaltete, welches die Neuankömmlinge 
symbolisiert, sehr passend die Wechselver-
hältnisse und die daraus resultierenden emo-
tionalen Reaktionen zwischen beiden Seiten. 
Der Behälter ist eine feste Struktur mit maß-
gebenden Institutionen, Werten, Traditionen 
und weiteren festgelegten Alltagspraktiken. 
Mit diesen festen strukturellen Rahmungen 
und Regeln wird das Beinhaltete, im übertra-
genden Sinne die Migranten, konfrontiert.

Die Konfrontation mit Neuem ist jedoch 
beiderseitig, und beide Seiten können sich in 
ihrer Identität angegriffen fühlen und dem-
entsprechend reagieren. In Extremfällen re-
agieren die Aufnehmenden mit Enthusiasmus, 
Ablehnung oder mit „Nicht-wahrnehmen“. Im 
schlimmsten Fall werden die Neuankömmlinge 
als Bedrohung und destabilisierende Macht 
wahrgenommen. Solche Voraussetzungen 
führen dazu, dass die Neuankömmlinge die 
Aufnehmenden als feindselig empfinden.

Mein Eindruck ist, dass genau dieser Ex-
tremfall in unserer Gesellschaft eingetreten 
ist. Der Umgang unsererseits, selber ehe-
malige Neuankömmlinge, mit Flüchtlingen 
ist deshalb sehr kritisch zu betrachten. Die 
Konsequenz ist, dass keine offene Interak-
tion zwischen beiden Seiten entstehen kann 
und somit auch keine Integration der Neuan-
kömmlinge in der aufnehmenden Gruppe.

Oft genug musste ich mir anhören, dass 
die „Russen“ den Deutschen ihre Arbeits-
plätze und Wohnungen wegnehmen. Unbe-
gründete, jedoch wirkungsvolle Argumente, 
mit denen man als Ankommender lernen 
muss umzugehen.

An dieser Stelle möchte ich die Leser dazu 
anregen, darüber nachzudenken, dass sie 
selbst vor nicht allzu langer Zeit zu den so ge-
nannten Störfaktoren gehört haben. (Es wäre 
der falsche Weg, zu den ablehnenden Auf-
nehmenden zu werden.)

Welche Reaktionen hervorgerufen wer-
den, hängt grundsätzlich von der Kommuni-
kation zwischen Aufnehmenden und Neu-
ankömmlingen ab. Einerseits sollten die 
Neuankömmlinge in der Lage sein oder die 
Möglichkeit haben, ihre „neuen Ideen“ zu äu-
ßern und den Aufnehmenden zu vermitteln, 
andererseits sollten die Aufnehmenden ihre 
bestehenden Strukturen vermitteln können. 
Mit Grinbergs & Grinbergs Worten muss ein 
„Prozess des gegenseitigen Kennenlernens 
stattfinden, der eine allmähliche Integration 
beider begünstigt“.

Grundvoraussetzung ist beiderseitige Fle-
xibilität und Offenheit. Ohne eine stetige In-

teraktion kommt es auch zu keinem Informa-
tionsaustausch zwischen Neuankömmlingen 
und Aufnehmenden.

Der russlanddeutsche Historiker Dr. Viktor 
Krieger beschreibt die Russlanddeutschen als 
erfolgreich integrierte Bürger. Sie sind laut 
Statistiken nicht krimineller als Deutsche und 
erreichen mittlerweile ein hohes Bildungsni-
veau. „Viele haben in der Sowjetunion lange 
dafür gekämpft, nach Deutschland kommen 
zu können. Sie haben sich bewusst für dieses 
Land entschieden.“

Ich befürchte jedoch, dass uns der Ver-
trauensvorschuss, welcher uns durch unse-
ren rechtlichen Status gegeben wurde, wo-
möglich unter Druck setzt, uns so schnell und 
so gut wie möglich in die Mehrheitsgesell-
schaft zu integrieren. Unauffällig zu werden?

Dieser Vertrauensvorschuss kann uns zum 
Verhängnis werden. Wir dürfen nicht Gefahr 
laufen, unter der Forderung einer erfolgrei-
chen Integration unser Selbst aufzugeben. 
Denn der Grat zwischen einer vermeintlich 
erfolgreichen Integration und Assimilation ist 
sehr schmal.

Integration, seien wir ehrlich, hat oft-
mals den Verlust der mitgebrachten Werte 
zur Folge. Deutsche Aussiedler haben ihre 
ganz eigene Geschichte. Ich bin gerne Russin, 
Deutsche und Spätaussiedlerin zugleich. Die-
sen kulturellen Schatz und die Geschichte, die 
damit zusammenhängt, möchte ich nur un-
gern gegen den Status einer erfolgreich inte-
grierten Migrantin eintauschen.

Am Ende sollte man sich vielleicht nicht 
fragen, ob man angekommen ist. Das ist man 
ja womöglich schon, wenn sich der Lebens-
mittelpunkt in Deutschland befindet. Son-
dern ob man sein Leben in Würde und Ak-
zeptanz mit einer vielfältigen Nachbarschaft 
führt. Wenn sich Migranten vollständig assi-
milieren, werden sie nicht die Offenheit und 
das Verständnis für die vorhandene Vielfalt in 
der Gesellschaft fördern können – von wel-
cher wir alle profitieren können.

Mit folgender Frage, die sich jeder persön-
lich stellen kann, möchte ich meine Gedanken 
zum Thema Ankommende und Aufnehmende 
abschließen: Wie viel Anpassung ist nötig, wie 
viel ist schädlich?�

Alexandra Dornhof

Bion-Modell „Behälter-Beinhaltetes“, 
erstellt von Alexandra Dornhof
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J ede Migration ist ein Bruch. Ein Bruch 
in der Identität. Man gibt seine alte 
Identität auf, das Leben, die Arbeit, die 

Freunde in der alten Heimat. Und baut sich 
eine neue in der neuen Heimat auf. Neue 
Freunde, neue Arbeit, eine neue Wohnung. 
Auch meine Eltern haben diesen Bruch er-
lebt, sie haben ihn aber eher als Aufbruch 
gesehen. Es gibt noch Fotos, wie wir an 
Bäumen im Auffanglager Unna-Massen ste-
hen: drei Mädchen, ein Junge und ihre El-
tern. Die Kleidung: braune Strumpfhosen zu 
grünem Kleid, die Brille dick, mit braunem 
Rahmen. Und die Blicke in der Kamera sind 
eine Mischung aus Zuversicht und Unsi-
cherheit“, erzählt Eleonore Birkenstock aus 
Nürnberg, die 1978 mit ihren Eltern aus der 
Sowjetunion nach Deutschland kam und 
heute Journalistin beim Bayerischen Rund-
funk ist.

Ihr Vater wurde 1938 in Elsass im 
Schwarzmeergebiet geboren. „Nur mein 
Vater konnte sich an die Ukraine erinnern. 
Eine Kindheit hatte mein Vater nicht, die hat 
ihm der Zweite Weltkrieg genommen“, sagt 
sie. 1944 ging es im Zuge der „administrati-
vem Umsiedlung“ mit Planwagen Richtung 
Westen bis zum Wartheland, nach 1945 
folgte die „Repatriierung“ nach Archangelsk 
am Weißen Meer. Die Familie hauste in einer 
Holzbaracke. Kälte und Hunger bestimmten 
das Leben.

„Mein Großvater war in Kriegsgefangen-
schaft, meine Großmutter starb 1948, da 
war mein Vater zehn Jahre alt. Die Mutter 
tot, der Vater weit weg: Die vier Geschwister 
mussten sich alleine durchschlagen. Mein 
Vater hat mal erzählt, dass es im Winter in 
Archangelsk manchmal so kalt war, dass die 
Tränen im Gesicht einfroren“, so Eleonore 
Birkenstock.

Eleonores Mutter, die 1942 in Baden, 
Schwarzmeergebiet, zur Welt kam, hatte 
eine ähnliche Odyssee hinter sich – Uk-
raine, Umsiedlung während des Zweiten 
Weltkrieges, „Repatriierung“ nach Krasno-
kamsk, einer Stadt nicht weit vom Ural-Ge-
birge. Auch sie erinnerte sich daran, dass sie 
als Kind immer gefroren hat.

Die Eltern lernten sich Anfang der 1960er 
Jahre in Archangelsk kennen und heirateten 
1963. Und sie wollten nach Deutschland, in 
die Heimat ihrer Vorfahren – der erste An-
trag wurde abgelehnt. Nachdem Freunde 
und Verwandte nach Estland gegangen 
waren, folgte ihnen die Familie Birken-
stock. Der nächste Ausreiseantrag wurde 
genehmigt, im Februar 1978 ging es nach 
Deutschland. „Auch wenn weder meine El-
tern noch meine drei Geschwister wussten, 

was sie erwartet“, 
bemerkt dazu Ele-
onore Birkenstock, 
die damals knapp 
drei Jahre alt war.

Sie selbst kann 
sich nicht erinnern, 
wie es war, in ein 
ganz anderes Land 
zu ziehen, eine an-
dere Kultur kennen 
zu lernen. Sie sagt: 
„Ich bin gewisser-
maßen in Deutsch-
land aufgewachsen, 
als jüngstes von vier 
Kindern. Meine El-
tern haben deutsch 
gesprochen, nur 
wenn ich etwas 
nicht verstehen 
sollte, redeten sie auf Russisch miteinander. 
Im Kindergarten sprachen alle deutsch.“

Sie hat sich als Kind frei gefühlt. Im Innen-
hof der Hochhaussiedlung in Bonn-Tannen-
busch waren immer Kinder, die gemeinsam 
spielten – sie stammten aus Afghanistan, 
Ungarn, den Philippinen, Äthiopien, der Tür-
kei, dem Iran und Deutschland. „Wir ver-
ständigten uns auf Deutsch, obwohl es 
unter den Eltern kaum Berührungspunkte 
gab. Und das Tolle war: Zu diesem Zeitpunkt, 
im Grundschulalter, waren wir alle gleich: Es 
zählte, wer du bist, und nicht, was du hast 
oder woher du kommst. Diese Erfahrung 
prägt mich bis heute.“

Ihre beiden mittleren Geschwister haben 
eine Ausbildung gemacht – der Bruder zum 
Elektriker, die jüngere Schwester zur Rechts-
anwaltsgehilfin. Im Laufe der Zeit landete sie 
bei einem Medienunternehmen in Köln. Die 
älteste Schwester nahm nach dem Abitur ein 
Studium auf. In ihre Fußstapfen wollte Ele-
onore treten.

Nach dem Abitur (1994) arbeitete sie als 
Kellnerin und ging auf Reisen. 1995 bis 2000 
studierte sie Theater- und Medienwissen-
schaften sowie Musikwissenschaften in Er-
langen bei Nürnberg. Neben ihrem Studium 
arbeitete sie immer und absolvierte Prak-
tika. Über Umwege kam sie zum Privatfern-
sehen, 2001 bis 2003 arbeitete sie bei RTL 
Franken Live. Nach einer Zwischenstation 
in Berlin bewarb sie sich beim Bayerischen 
Rundfunk in Nürnberg – und wurde genom-
men, zuerst als Praktikantin, dann als freie 
Mitarbeiterin.

„Ich bin mit Leib und Seele Journalis-
tin. Armut, Gesellschaft, Arbeitsmarkt und 
Integration sind meine Themen. Und ich 

merke, wenn ich 
so in alten Schüler-
zeitungen blättere, 
dass das schon vor 
25 Jahren meine 
Themen waren“, 
sagt Eleonore Bir-
kenstock, die bereits 
seit 13 Jahren als Re-
porterin für die Ra-
dio-Programme des 
Bayerischen Rund-
funks arbeitet.

Ab und zu be-
sucht sie ihre alte 
Schule, das Tannen-
busch-Gymnasium, 
um Schülerinnen 
und Schülern vom 
Beruf der Journalis-
tin zu erzählen und 

auch so manchem Lehrer zu danken.
Sie sagt; „Ich denke immer, ohne meine 

Freunde, meine Eltern und Geschwister wäre 
ich nicht da, wo ich heute bin. Die wiederum 
sagen mir: Das hättest du alleine geschafft. 
Ich glaube, beide Seiten haben Recht. Wille 
und Ehrgeiz auf der einen Seite, Hilfe und 
Unterstützung auf der anderen Seite brin-
gen Menschen weiter. Für uns Kinder hat 
das einigermaßen funktioniert. Bei meinen 
Eltern bin ich mir nicht so sicher. Sie haben 
wohl zu viele Brüche in ihrem Leben erle-
ben müssen. Ich bin zwar hier aufgewach-
sen, spüre aber noch die Nachwirkungen der 
Umbrüche, der Katastrophen und Trauer, die 
meine Eltern erleben mussten.“

Obwohl die meisten russlanddeutschen 
Familien viele Neuanfänge in ihrem Leben 
hatten, ist bei ihnen ein großes Thema die 
Angst vor Veränderungen, dass alles ganz 
anders wird, als es vorher war. Eleonore Bir-
kenstock: „Ich versuche, die Risse zu erken-
nen, Ängste, die sich durch so viele Brüche 
ergeben haben, zu überwinden. Ich finde so 
zu einer Identität.“

Fühlt sie sich als Russlanddeutsche? 
Fühlt sie sich als Deutsche? Sie mag sol-
che Fragen nicht besonders, „weil ich, ehr-
lich gesagt, nicht weiß, was mich als Russ-
landdeutsche oder als Deutsche ausmacht. 
In erster Linie bin ich ein Mensch. Viel-
leicht aber auch eine in Estland geborene, 
im Rheinland aufgewachsene Nürnberger 
Journalistin, Ehefrau und Mutter mit russ-
landdeutschen Wurzeln und einem deut-
schen Pass. Vielleicht ist das eine Defini-
tion. Ich finde, das klingt interessanter als 
so manch andere Biografie.“

VadW

Eleonore Birkenstock

„Es zählte, wer du bist, und nicht,  
was du hast oder woher du kommst...“
Eleonore Birkenstock, Reporterin für die Radio-Programme  
des Bayerischen Rundfunks,ist mit Leib und Seele JournalistinIn
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Pressegespräch der Landsmannschaft  
der Deutschen aus Russland in Berlin
Der Verband distanziert sich von den bundesweiten Kundgebungen

D eutsche aus Russland – auffällig 
unauffällig?“ war das Thema eines 
Pressegesprächs, zu dem die Lands-

mannschaft der Deutschen aus Russland 
am 4. Februar in Berlin geladen hatte. Hin-
tergrund war das Bedürfnis nach öffentli-
cher Aufklärung und einer Stellungnahme 
der Landsmannschaft zu den aktuellen bun-
desweiten Protesten, die von der russisch-
sprachigen Bevölkerung ausgingen. In dem 
einstündigen Gespräch haben sich die Mit-
glieder des Bundesvorstandes der Lands-
mannschaft, Waldemar Eisenbraun, Ernst 
Strohmaier und Walter Gauks, zu Fragen 
von Vertretern deutscher und russischer 
Medien geäußert. Klärungsbedarf bestand 
in der Frage nach den Möglichkeiten des 
Verbandes, diesen zu stärken und insbeson-
dere für die Jugend attraktiv zu werden. Vor 
dem Hintergrund zunehmender Demonst-
rationen wurde auch über den Erfolg der 
Integrationsgeschichte von Deutschen aus 
Russland diskutiert.

Dem Bundesvorsitzenden Waldemar Ei-
senbraun war es in seiner Eröffnungsrede 
wichtig, deutlich zu machen, dass die LmDR 
die Kundgebungen in den vergangenen Wo-
chen weder organisierte noch zur Teilnahme 
daran aufrief. Die Verantwortung für den Ver-
lauf und die Inhalte lag allein bei den Veran-
staltern, mit denen die Landsmannschaft der 
Deutschen aus Russland in keinerlei Form zu-
sammenarbeitet. Die Landsmannschaft dis­
tanziert sich somit ausdrücklich von den Or-
ganisatoren der Demonstrationen.

Der stellvertretende Vorsitzende, Ernst 
Strohmaier, bedauerte zudem, dass der Fall 
des 13-jährigen Mädchens Lisa dazu be-
nutzt wurde, chauvinistisches Gedankengut 
in die Öffentlichkeit zu tragen. Die Anstifter 
seien bekannt, bereits in der Vergangenheit 
habe man sich entschieden von ihnen dis-
tanziert. Ihre Art, mit den Nöten und Ängs-
ten in der Öffentlichkeit zu spielen, verur-
teilte Waldemar Eisenbraun im Namen der 
Landsmannschaft aufs Schärfste. Die Poli-
tisierung des Falls Lisa habe außerdem ge-
zeigt, dass es von russischer Seite aus Be-
mühungen gab, die öffentliche Meinung in 
Deutschland medial und politisch zu beein-
flussen. Die Aufklärung des Falls habe deut-
lich gemacht, wie voreilig und unbegründet 
sich die offizielle Intervention durch Russ-
land in diesem Fall darstellte.

Die Landsmannschaft der Deutschen 
aus Russland versteht sich seit ihrer Grün-
dung im Jahr 1950 als Interessenvertretung, 
Hilfsorganisation und Kulturverein aller 
Deutschen aus Russland, ist der größte Ver-
band der Deutschen aus Russland mit direk-
ten politischen Ansprechpartnern und setzt 

sich für eine gelebte Integrationspolitik in 
Deutschland ein. Sein Vorstand hat eben-
falls eindeutig unterstrichen, dass die LmDR 
dabei absolut autonom handelt. 

Einige der politisch ansonsten so unauf-
fälligen Deutschen aus Russland haben sich 
über die letzten Wochen Protesten ange-
schlossen. Daher kam die Befürchtung auf, 
Russlanddeutsche drifteten nach rechts. Der 
Vertreter der Jugend-LmDR, Walter Gauks, 
warnte vor Verallgemeinerungen bezüglich 
der hier lebenden Deutschen aus Russland 
und machte deutlich, dass die aktuelle Situ-
ation eine differenzierte Berichterstattung 
seitens der Medienvertreter erfordere. Wie 
in jeder Gesellschaft gebe es auch innerhalb 
der Deutschen aus Russland unterschiedli-
che politische Haltungen. Wenige Extreme 
hätten in der Öffentlichkeit eine Resonanz 
erhalten, die nicht repräsentativ sei. Walde-
mar Eisenbraun betonte, dass bis auf wenige 
Ausnahmen die Deutschen aus Russland 
weder radikal noch medial fremdgesteuert 
seien.

Ernst Strohmaier machte deutlich, dass 
die berufliche und sprachliche Integration 
der Mehrheit der rund vier Millionen Deut-
schen aus Russland vor allem eine Erfolgs-
geschichte sei. Die Integrationsbemühun-
gen konzentrierten sich bisher jedoch auf 
die wirtschaftliche Integration und ein sym-
bolisches „Ankommen“. Ein Deutscher aus 
Russland werde heute deshalb eher im Bau-
markt als im Parlamentsaal anzutreffen sein, 
ergänzte Eisenbraun. Die in Sowjetzeiten 

antrainierte politische Apathie wirke oft 
auch in Deutschland nach. Die aktuellen Er-
eignisse machten aus heutiger Sicht zudem 
deutlich: Es gibt Nachholbedarf in der po-
litischen Integration. Diese Form der Inte-
gration wurde bisher vernachlässigt. Walter 
Gauks möchte deshalb sein Augenmerk auf 
die Prävention legen und damit die bereits 
umfangreiche Arbeit des Jugendverbands 
stärken. Je mehr für Bildung und Integration 
getan werde, desto geringer sei die Gefahr 
der Anfälligkeit für rechtes Gedankengut.

Zum heutigen Zeitpunkt erreicht die 
LmDR durch ihre bundesweite Arbeit in 
den ca. 130 Landes- und Kreisgruppen sehr 
viele Deutsche aus Russland. Diese Arbeit 
wird zum größten Teil ehrenamtlich geleis-
tet. Ernst Strohmaier merkte an, dass die Fi-
nanzierung der Koordination überwiegend 
aus Mitgliedsbeiträgen, Spenden oder auf 
Projektbasis bestritten werde. Institutio-
nelle Förderung erhalte man nur vom Land 
Baden-Württemberg in Form eines symboli-
schen Betrags für die Erhaltung des Hauses 
der Deutschen aus Russland.

Um weiterhin effektiv und professionell 
arbeiten und dementsprechend seine Öf-
fentlichkeitsarbeit fortsetzen zu können, 
hat der Verband dringenden Bedarf an Un-
terstützung und Ressourcen. Aus diesem 
Grund werde um Vertrauen, Rückhalt und 
Unterstützung seitens der Mitglieder und 
aller Interessierten bei den aktuellen Aufga-
ben und Herausforderungen geworben

Olga Schmidt

Von links: Ernst Strohmaier (stellvertretender Bundesvorsitzender), Waldemar Eisenbraun (Bundesvorsit-
zender) und Walter Gauks (Bundesvorsitzender der Jugendorganisation der LmDR).

Ö
FF

EN
TLI

C
H

KE
IT

SA
RB

EIT


Zusammenfassung (Video 29 Min.):
http://LmDR.de/zusammenfassung-zum-pressege-

spraech-am-04-02-2016-in-berlin/
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Wie steuert Moskau die Russlanddeutschen?

Die Affäre um die angebliche Verge-
waltigung einer 13-Jährigen in Ber-
lin treibt die vier Millionen Russland-

deutschen um: Aufgehetzt durch russische 
Medien, bezichtigen einige von ihnen 
Presse und Behörden der Vertuschung. 
t-online.de sprach mit Ernst Strohmaier, 
stellvertretender Bundesvorsitzender der 
LmDR.

t-online: Herr Strohmaier, seit der Affäre um 
die angebliche Vergewaltigung einer 13-Jäh-
rigen erscheinen Russlanddeutsche wie die 
Handlanger Moskaus – die berühmte 5. Ko-
lonne. Sind sie das?
Ernst Strohmaier: Nein, die Russlanddeut-
schen sind keine fünfte Kolonne. Es gibt un-
terschiedliche Leute. Die Mehrheit ist aber 
empört über die Demonstrationen.

Woher wissen Sie das?
Wir haben viele Rückmeldun-
gen auch in Form von Mails. 
Natürlich gibt es dabei unter-
schiedliche Standpunkte. Aber 
„Fünfte Kolonne“ bedeutet ja, 
dass jemand willens ist, gegen 
den Staat vorzugehen. Zweitens 
gibt es von „außen“ bestimmte 
Bewegungen. Ich will nicht aus-
schließen, dass da ein asymmetri-
scher Krieg geführt wird.

Versucht Russland, Einfluss auf Russlanddeut-
sche zu erlangen?
Es gab während der Zeit der großen Über-
siedlungswelle in den 1990er Jahren von 
russischer Seite aus das Projekt „Vater-
landstreue“. Da war vorgesehen, hier in 
Deutschland bewusst in unterschiedliche 
Gruppen zu investieren. Das waren Tanz-
gruppen, Musikgruppen, Chöre und so wei-
ter. Damit wollte man Einfluss gewinnen. 
Ob man das als 5. Kolonne bezeichnen 
kann, weiß ich nicht. Dieses Programm ist 
aber in die Brüche gegangen, weil wir sehr 
stark dagegengehalten haben. Wir haben 
ständig darauf aufmerksam gemacht. Das, 
was wir jetzt erleben, ist nur eine Neuauf-
lage, und es wird nicht die letzte gewe-
sen sein.

In der Stellungnahme Ihrer Landsmannschaft 
sprechen Sie von „Kräften, die ein Interesse 
an der Destabilisierung Deutschlands haben“. 
Welche Kräfte sind das?
Es gibt unterschiedliche Gruppen, die sich 
nicht integrieren und die das auch nicht 
wollen. Das sind nicht nur Russlanddeut-
sche. Auf den Demonstrationen waren ja 
nicht allein Russlanddeutsche, sondern 
auch Russen und Eingeheiratete. Es gibt 
da aber objektive und subjektive Gründe – 
eine Mischung von Ursachen. 

Sie meinen die Vergewaltigungsgerüchte?
Die Geschichte mit dem Mädchen war 
nur der Anlass. Aber das ist eine sepa-
rate Geschichte. Die große Unzufrieden-
heit ist einmal hausgemacht – hier bei uns 
in Deutschland: Da geht es um den Ver-
lust des Sicherheitsgefühls, wie es auch 
in den Medien verbreitet wird. Außerdem 
gibt es den Streit darum, ob der Informati-
onsfluss gut oder schlecht funktioniert. Bei 
bestimmten Gruppen von Russlanddeut-
schen hat das richtig eingeschlagen. In die-
sem Fall fühlen sie sich mehr betroffen als 
Einheimische.

Wie kann es sein, dass bei der angeblichen Ver-
gewaltigung viele der Moskauer Propaganda 
mehr vertrauen als der deutschen Justiz? 
Das ist nicht so. Nur: Von der Justiz kam 

nichts. Wir haben dauernd eine 
Stellungnahme verlangt. Die 
hat es irgendwie irgendwo im 
Stillen gegeben. Aber die deut-
schen Medien haben diese Stel-
lungnahme nicht verbreitet.

Aber die Polizei hat doch gesagt 
– und es haben auch alle Medien 

darüber berichtet –, dass es ganz 
offenbar keine Vergewaltigung und 

keine Entführung gegeben hat.
Das war ähnlich wie bei der Kölner Ge-
schichte von Silvester. Nur hat es sich beim 
Berliner Fall für uns verstärkt dargestellt – 
durch die Arbeit der russischen Medien. Ob 
wir das wollen oder nicht: Es gibt einen star-
ken Einfluss durch die russischen Medien. 
Nicht, weil die Russlanddeutschen ihnen so 
sehr glauben.

Sondern?
Erstens, weil es viele Leute gibt, die der 
deutschen Sprache nicht ganz mächtig sind. 
Zweitens, weil die russischen Medien die 
Russlanddeutschen seit einiger Zeit ganz in-
tensiv ansprechen. Von der deutschen Seite 
gibt es diesbezüglich nichts. Die Russland-
deutschen sind eine vergessene Gruppe. Da 
kann man sich auch vorstellen, dass es für 
manche interessanter ist, sich ihre Meinung 
dort abzuholen, wo ihre Angelegenheiten 
auch angesprochen werden.

Ein gutes Beispiel für das, was Sie sagen, ist 
die Facebook-Gruppe „Russentreff“. Die hat 
13.400 Mitglieder und im Fall der angebli-
chen Vergewaltigung eine Menge Hetze und 
Demonstrationsaufrufe verbreitet. Haben Sie 
Kontakt zu diesen Leuten?
Das lohnt sich für uns nicht wirklich. Ich 
glaube, wenn wir direkt bei diesen Medien 
einsteigen würden, würden wir das Gegen-
teil erreichen. Wir nehmen aber gerade 
Kontakt zu unterschiedlichen Strukturen 

auf. Wir haben zwar kein Geld, um gegen 
das mächtige Russland aufzutreten. Aber im 
kleinen Villingen-Schwenningen gab es bei-
spielsweise eine Demonstration mit 1.500 
Leuten. Da haben wir jetzt Kontakt mit den 
beiden Organisatorinnen aufgenommen, 
um uns mit den Leuten zu treffen. Mit man-
chen Leuten kann man aber nicht reden.

Wenn man sich die Administratoren von „Rus-
sentreff“ anschaut: Die bekennen sich ganz 
offen zur „Russisch-deutschen Bruderschaft“. 
Ihre Embleme erinnern an Nazi-Kameradschaf-
ten. Als „Bruderschaften“ bezeichnen sich nor-
malerweise russische Mafia-Gruppen. Solche 
Gruppen scheinen bei den Russlanddeutschen 
eine starke Rolle zu spielen.
Sie sprechen da Themen an, von denen nicht 
vor allem Russlanddeutsche, sondern echte 
Russen betroffen sind, die sich oft auch gar 
nicht zur russlanddeutschen Gemeinschaft 
bekennen. Die „Bruderschaft“ ist eine chau-
vinistische Organisation. Sie ist gegen Ho-
mosexuelle, gegen westliche Regierungen, 
gegen Islamisierung, Amerikanisierung und 
so weiter. Also auch gegen alle Werte, die 
sonst für unsere freiheitlich-demokratische 
Grundordnung stehen. Ihre Positionen sind 
aber linksradikal.

Ihre Aufmachung spricht da aber eine ganz 
klare Sprache.
Es ist eine Abart, die aus dem kommunisti-
schen Chauvinismus hervorgeht.

Russlanddeutsche galten immer als relativ gut 
integriert. Haben wir da etwas verpasst? 
Diese Frage trifft den Nerv. Es gibt ja unter-
schiedliche Formen der Integration: Die so-
ziale Integration, die wirtschaftliche Integ-

Ernst Strohmaier
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ration oder die berufliche Integration. Bei 
den Deutschen aus Russland kann man da 
von einer Erfolgsgeschichte sprechen. Aller-
dings gibt es Versäumnisse bei der „nachho-
lenden Integration“ derer, die schon länger 
hier sind. Integration ist ja nie ganz abge-
schlossen.

Zum Thema Russlanddeutsche gehört leider 
auch die Tatsache, dass sie in den Kriminali-
tätsstatistiken mancher Regionen eine beson-
dere Rolle spielen. Gerade auch im Bereich or-
ganisierte Kriminalität. Was muss der deutsche 
Staat da tun?
Das ist momentan kein Thema mehr. Das 
hatten wir in den 90er Jahren. Damals gab 
es sogar viele Integrationsprojekte und gute 
Jugendarbeit. Jetzt hat man vier Millionen 
Russlanddeutsche einfach vergessen, weil 
es andere Themen gibt. Es gibt nur noch 
wenige Integrationsprojekte. Unser Anlie-
gen: Wir brauchen mehr nachholende In-
tegration. Das kann sonst sehr schnell dazu 
führen, dass eine Parallelgesellschaft ent-
steht. Meiner Meinung nach gibt es die 
schon, wie wir jetzt gesehen haben. Und 
wir als Landsmannschaft wollen die Leute 
aus dieser Parallelgesellschaft herausholen. 
Aber wir haben dafür keine direkte Unter-
stützung aus der Gesellschaft. 

Die Fragen stellte Christian Kreutzer 
Quelle: t-online.de (29.1.2016)

Mitteilung der Landsmannschaft 

Pauschalisierungen vermeiden
Deutsche aus Russland sind weder rechtsradikal noch fremdgesteuert

I n der medialen Landschaft sind Be-
richte über die Deutschen aus Russland 
seit Jahren kaum zu finden. Dabei gibt 

es zahlreiche Themen und interessante Per-
sönlichkeiten, die eine öffentliche Würdi-
gung verdient hätten.

In den letzten Tagen war das Interesse 
der deutschen Medien an Deutschen aus 
Russland enorm groß. Dieses wurde durch 
die vielen Kundgebungen unter Beteiligung 
unserer Landsleute ausgelöst.

Wir sind sehr darüber besorgt, dass un-
zählige Berichte und Kommentare Andeu-
tungen oder gar Unterstellungen beinhal-
ten, die Deutschen aus Russland würden 
rechtsradikale Tendenzen aufweisen und 
sich fremdsteuern lassen. Dieses einseitige 
Bild wird in die deutsche Gesellschaft trans-
portiert und kann dem Ansehen unserer 
Landsleute nachhaltig schaden.

Unsere Position ist eindeutig – die Deut-
schen aus Russland sind weder rechtsradikal 
noch fremdgesteuert.

Das auffällige Verhalten von marginalen 
Gruppen liegt in deren Verantwortung und 
darf nicht auf die gesamte Personengruppe, 

die nachweislich als rechtstreu und gut inte-
griert gilt, übertragen werden. Ein sensibler 
und differenzierter Umgang mit der Bevöl-
kerungsgruppe der Deutschen aus Russ-
land ist unabdingbar, um keinen Generalver-
dacht durch Pauschalisierungen entstehen 
zu lassen.

Nach Medienberichten haben in Ba-
den-Württemberg insgesamt etwa vier- bis 
fünftausend Personen an den Kundgebun-
gen teilgenommen. Dabei leben in diesem 
Bundesland etwa eine Million Deutsche 
aus Russland. Der oft gebräuchliche Begriff 
„russischsprachig“ umfasst neben unseren 
Landsleuten ethnische Russen und jüdische 
Zuwanderer aus der ehemaligen Sowjet-
union. In diesem Zusammenhang ist die Dif-
ferenzierung ebenso erforderlich.

Unsere Landsleute rufen wir eindring-
lich dazu auf, mehr Resistenz gegen unbe-
stätigte Vorwürfe, hetzerische Aufrufe und 
politisch motivierte Spekulationen zu entwi-
ckeln. Auch hier müssen Pauschalisierungen 
jeglicher Art vermieden werden.

Der Bundesvorstand
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Stellungnahme der LmDR zum Artikel 
„Spätaussiedler in Friedland. Heimkehr in die Fremde“

SPIEGEL ONLINE, 5.2.2017, Heike Klovert

D er oben genannte Artikel hat bei 
zahlreichen Deutschen aus Russ-
land zwiespältige Gefühle hervor-

gerufen. Zum einen sind sie dankbar für 
die Sympathie, die man den Worten über 
die Spätaussiedlerfamilie Getts entnehmen 
kann. Zum anderen sind sie empört über 
sachliche Fehler und tendenziöse Kommen-
tare zum Spätaussiedlerzuzug im Allgemei-
nen. Dazu im Einzelnen:

1. Deutsche aus Russland und anderen 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion werden 
eingebürgert und bekommen einen deut-
schen Pass, weil sie der Gesetzgebung ent-
sprechend
• �deutsche Volkszugehörige sind,
• �sich zum Deutschtum bekennen
• �und deutsche Sprachkenntnisse nachwei-

sen können.
Vor allem aber dürfen sie (im Gegensatz zu 
Antragstellern aus anderen ost- und süd-
osteuropäischen Ländern) weiterhin als 
Spätaussiedler aus den Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion nach Deutschland kommen, 
weil ihnen ein „kollektives Kriegsfolgen-
schicksal“ attestiert wird. Sie wurden nach 
dem Überfall Hitler-Deutschlands auf die 

Sowjetunion 1941 aus ihren angestammten 
Siedlungsgebieten an der Wolga, am Schwar-
zen Meer oder im Kaukasus in die kargen Ge-
biete Kasachstans und Sibiriens deportiert 
und in Zwangsarbeitslager gesteckt. Nach 
einer eher vorsichtigen Schätzung beträgt 
die Gesamtzahl der russlanddeutschen To-
desopfer in der Sowjetunion 480.000 Per-
sonen. Unter den Folgen von Enteignung, 
Deportation und Massenvernichtung sowie 
des Verbots der deutschen Sprache und der 
darauffolgenden Diskriminierung leiden die 
Familien und Nachkommen der Opfer bis 
heute. 
Wir wenden uns daher mit Nachdruck gegen 
jeden Versuch, die Berechtigung unschuldig 
bestrafter Menschen, in ihre historische Hei-
mat zurückzukehren, in Frage zu stellen oder 
sie mit inkompetenten Kommentaren zu dis-
kreditieren.

2. Die Formulierung „Nach dem Zerfall 
der Sowjetunion in den Neunzigerjahren 
kehrten ihre Nachfahren zu Hunderttau-
senden zurück.“ lässt breiten Raum für Feh-
linterpretationen. Vollständig wäre die For-
mulierung mit dem Hinweis darauf, dass die 
Deutschen in der Sowjetunion zu diesem 
Zeitpunkt bereits Jahrzehnte eines zumeist 

vergeblichen und mit zahlreichen Repressi-
onen verbundenen Kampfes um Ausreise in 
die Bundesrepublik hinter sich hatten. 

3. Es wird nicht explizit darauf hingewie-
sen, dass die Deutschen aus Russland nicht 
aus ihren ursprünglichen Siedlungsgebie-
ten nach Deutschland kommen, sondern 
aus den Vertreibungsgebieten innerhalb der 
ehemaligen Sowjetunion. Eine Rückkehr in 
die ursprünglichen Siedlungsgebiete war 
nämlich gesetzlich untersagt.

4. Vor dem Hintergrund des bisher Aus-
geführten dürfte die massive Verärgerung 
vieler unserer Landsleute über ihre Formu-
lierung „sie (die Familie Getts) würden wohl 
als Wirtschaftsflüchtlinge gelten“ nachvoll-
ziehbar sein, zumal dem Artikel auch zu ent-
nehmen ist, dass der Familienvater Getts 
noch Jahrzehnte nach dem Zweiten Welt-
krieg als Deutscher unterdrückt wurde.

5. Wenig Verständnis haben wir für den 
Vergleich der Rechtsansprüche auf Auf-
nahme von Asylbewerbern und Spätaussied-
lern. Hier wird erneut eine Mauer zwischen 
Menschen aufgebaut, die, jeweils vor dem 
Hintergrund ihres eigenen Schicksals, Zu-
flucht bzw. Heimat in Deutschland suchen.

Der Bundesvorstand
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Seit über 20 Jahren ist die Wanderaus-
stellung „Deutsche aus Russland. Ge-
schichte und Gegenwart“ bundes-

weit unterwegs. In dieser Zeit hat sich das 
Großprojekt, das vom Bundesministerium 
des Innern und vom Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge (BAMF) gefördert und 
von den Projektleitern der Landsmann-
schaft der Deutschen aus Russland bundes-
weit präsentiert wird, zum Multiplikator des 
Wissens über die Geschichte und Kultur der 
Russlanddeutschen entwickelt. Mit insge-
samt sechs parallel laufenden und inhalt-
lich gleichen Ausstellungen informiert das 
Projekt die bundesdeutsche Öffentlichkeit 
über die Geschichte und Kultur der Deut-
schen in/aus Russland bzw. der ehemali-
gen Sowjetunion sowie über die Integra-
tion der russlanddeutschen Spätaussiedler 
in Deutschland.

Die Projektdurchführung wäre nicht vor-
stellbar ohne die Zusammenarbeit mit zahl-
reichen Ausstellungspartnern. Die Projekt-
leiter organisieren die Präsentationen der 
Wanderausstellung sowohl mit Hilfe der 
landsmannschaftlichen Gliederungen vor 
Ort als auch direkt durch Kontaktaufnahme 
zu Schulen, Stadt- und Kreisverwaltungen. 
Ein besonderer Schwerpunkt des langjähri-
gen Großprojektes ist die Aufklärungsarbeit 
über Aussiedler unter den Jugendlichen und 
die Präsentation der Ausstellung in den Schu-
len als Schulprojekttage zum Thema „Migra-
tion und Integration in Deutschland am Bei-
spiel der Deutschen aus Russland“.

Führungen durch die Wanderausstellung 
und Vorträge an der großen Weltkarte Eu-
rasiens werden rund um das Jahr für Schüler 
von Haupt- und Realschulen, Gymnasien und 
Berufsschulen aus der gesamten Umgebung 
eines Ausstellungsortes angeboten. In die 
Organisation und Gestaltung der Führungen 
werden ehrenamtliche Lehrkräfte vor Ort 
sowie freiwillige Helfer eingebunden. Au-
ßerdem werden im Unterricht aktuelle Kurz-
filme auszugsweise und mit Kommentar vor-
geführt, etwa „Russlanddeutsche zwischen 
Zuversicht und Vorurteil“, „Deutsche in Russ-
land – Vorbild und Sündenbock“, „Aller An-
fang ist schwer – Integration der Spätaus-
siedler in Deutschland“, „Geboren in der 

UdSSR – junge Aussiedler in Deutschland“, 
„Abschied von Alma-Ata“, „Versöhnung über 
Grenzen“ u.a.

Die Schüler werden grundsätzlich zur ak-
tiven Mitarbeit, zu Diskussionen und schrift-
lichen Hausarbeiten zum Thema der Aus-
stellung motiviert. Zahlreiche Eintragungen 
der Schüler und Lehrer in das Gästebuch 
der Wanderausstellung in all den Jahren sind 
ein deutlicher Beweis dafür, dass die Wan-
derausstellung mit ihren Inhalten und Rah-
menveranstaltungen Informationsdefizite 
beseitigt und die immer noch bestehenden 
Vorurteile über Deutsche aus Russland weit-
gehend entkräftet. 

„In drei Tagen haben etwa 130 Schüler 
und Lehrkräfte aus der ebenso interessan-
ten wie wichtigen Darstellung des Projektlei-
ters Jakob Fischer großen Nutzen gezogen. 
Die Schüler waren bis zur letzten Minute und 
über den Pausengong hinaus fasziniert. Die 
Gesamtthematik passt sowohl von ihrer his-
torischen als auch von der sozialkundlichen 
Zielsetzung her hervorragend in den Lehr-
planzusammenhang und auch in die päda-
gogisch-didaktischen Prinzipien des bayeri-

schen Gymnasiums. Die jeweils 135 Minuten 
mit Jakob Fischer und der Ausstellung wer-
den den jungen Menschen und auch den Leh-
rern unvergesslich bleiben“, ist im Schreiben 
des Oberstudiendirektors und Schulleiters 
des Graf-Münster-Gymnasiums Bayreuth, 
Rolf Müller, nachzulesen. 

Auch im Berufskolleg Herne (Berufskol-
leg für Wirtschaft und Verwaltung der Stadt 
Herne mit Wirtschaftsgymnasium), wo die 
Wanderausstellung Ende Januar 2016 statt-
gefunden hat, wurde im Rahmen der Schul-
projekttage auch über die aktuelle Flücht-
lingssituation diskutiert. „Die Botschaft, 
einen offenen Umgang mit kultureller An-
dersartigkeit zu pflegen und aufeinander zu-
zugehen, ist von Projektleiter Jakob Fischer 
innerhalb kurzer Zeit schülernah, inhaltlich 
gehaltvoll und überaus authentisch übermit-
telt worden“, äußerte sich der stellv. Schullei-
ter Thomas Brechtken. 

2015 hatte die landsmannschaftliche 
Wanderausstellung bundesweit 125 Statio-
nen und erreichte über 55.000 Besucher in 
allen 16 Bundesländern. 

Nina Paulsen

Bei der Wanderausstellung im Graf-Münster-Gymnasium Bayreuth: Jakob Fischer,  Viktoria Wesner (Vorsit-
zende der Landsmannschaft in Bayreuth) und Lehrer Hans-Dieter  Scholz mit einer Schülergruppe.
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Sympathiewerbung für die Volksgruppe 
und Aufklärung gegen Wissensdefizite
Schulprojekttage als besonderer Schwerpunkt der landsmannschaftlichen Wanderausstellung

DEUTSCHE AUS RUSSLAND 
GESCHICHTE UND GEGENWART
WANDERAUSSTELLUNG DER LANDSMANNSCHAFT

Aktuelle Termine 
 finden Sie auf unserer Internetseite

www.LmDR.de/WA-Termine/
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Landesgruppe Bayern:
Seminar „Russische Propaganda oder 
Russlandhetze: Wie verändert der Informationskrieg 
das Zusammenleben in Deutschland“

Nach den Ereignissen im vergange-
nen Jahr war es naheliegend, dass 
die Landesgruppe Bayern der LmDR 

ein Seminar zum Thema „Russische Propa-
ganda oder Russlandhetze: Wie verändert 
der Informationskrieg das Zusammenleben 
in Deutschland“ veranstaltete. Das Seminar 
fand in der Frankenwarte in Würzburg statt.

Die Organisatoren wollten nicht nur über 
uns, sondern vor allem auch mit uns reden. 
Und so trafen sich in der idyllischen Ba-
rockstadt Würzburg am 6. und 7. Februar 
neben den Referenten Pfarrer Edgar Born 
(Studienleiter an der Evangelischen Akade-
mie Villigst, Aussiedlerbeauftragter der Evan-
gelischen Kirche von Westfalen) und Moritz 
Gathmann (freier Journalist und Autor) etwa 
30 am Thema interessierte Personen.

Beide Referenten kennen sich sehr gut mit 
unseren Landsleuten und allem, was sie be-
wegt, aus und konnten die angesprochenen 
Themen objektiv und vielseitig beleuchten.

Dass die Teilnehmer ein hohes Interesse 
am Thema hatten, zeigten die vielen Fragen, 
die sie stellten. Diese wurden von den Re-
ferenten sehr offen und verständlich beant-
wortet.

Als Experten hatte man zu dem Seminar 
ebenfalls Kontigentflüchtlinge und Deutsche 
aus Russland eingeladen. Ewald Oster (Vorsit-
zender der Landesgruppe Bayern der LmDR) 
und Albina Baumann (Referentin der Lan-
desgruppe Bayern für Öffentlichkeitsarbeit) 
freuten sich, dass zahlreiche Landsleute aus 
dem ganzen Bundesgebiet, wie Nelli Geger, 
Eduard Neuberger oder Alexandra Dornhof, 
das Seminar besuchten und mit ihrer Anwe-
senheit sowie unterstützenden Beiträgen 
bei allen Teilnehmern ein positives Bild hin-
terließen. Gleichfalls erfreulich war die rege 
Teilnahme von Jugendlichen, darunter auch 
Deutsche aus Russland, an dem Seminar.

Geschickt wurden in dem Seminar die bei-
den Themenblöcke „Und wir dachten, sie sind 
gut integriert...“ zur russischsprachigen Bevöl-
kerung in Deutschland und „Wie weit reicht 
die Hand des Kremls?“ zum Einfluss russisch-
sprachiger Stimmen und russischer Propag-
anda in den Medien und sozialen Netzwer-
ken miteinander verbunden.

Viele Teilnehmer verfügen über eigene 
Migrationserfahrung und sind heute oft-
mals in der Migrationsarbeit engagiert. Die 
anderen kamen primär aus Interesse an 

außen- und sicher-
heitspolitischen Fra-
gestellungen und 
waren sehr angetan 
von den vielen aufschlussreichen Beiträgen, 
die ihnen Einsichten in die Erfahrungswelten 
der Deutschen aus Russland vermittelten.

Die Rückmeldung eines Seminarteilneh-
mers in der Dokumentation bringt die Be-
deutung des Seminars auf den Punkt: „Die 
beiden thematischen Schwerpunkte waren 
sehr gut gewählt und haben Menschen un-
terschiedlicher Interessen zusammenge-
bracht, die sich sonst eventuell gar nicht ge-
troffen hätten.“

Sehr günstig wirkte sich der wertschät-
zende Umgang der Teilnehmer miteinander 
auf den Seminarverlauf aus. Es herrschte 
eine offene, angenehme und lockere At-
mosphäre. Jede Meinung war wertvoll und 
wurde berücksichtigt. Am Abend wurden 
die im Seminar gewonnenen Erkenntnisse 
weiter vertieft. Dabei wurden auch neue 
Freundschaften geknüpft. Als Fazit bleibt, 
dass sogar Politik die Menschen verbinden 
kann.

VadW

Moritz Gathmann
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Stimmen zur Wanderausstellung der Landsmannschaft
Gymnasium Westerwald  
in Altenkirchen, Rheinland-Pfalz
Ich bin in Deutschland geboren. Meine Mut-
ter ist vor 28 Jahren mit zwölf Jahren nach 
Deutschland gekommen, mein Vater kurz 
darauf. Mein Vater hat in Kasachstan ge-
lebt und Russisch erst in der Schule gelernt. 
Heute ist es für mich und meine Geschwister 
sehr interessant, den Geschichten und Er-
zählungen der Eltern zu lauschen.
Vieles ist in unserer Gesellschaft nicht be-
kannt, vor allem fehlt das Wissen und Ver-
ständnis den Deutschen gegenüber, die nach 
Russland ausgewandert sind.
Das Schulprojekt in Verbindung mit der Aus-
stellung über die Russlanddeutschen ist sehr 
sinnvoll.

Lea Maierle, Schülerin der Klasse 13

Ich finde es unabdingbar, dieses Thema in die 
Schulen zu bringen, da es kaum – falls über-
haupt – im Unterricht behandelt wird. Dabei 
sind die Deutschen aus Russland ein Teil der 
DEUTSCHEN GESCHICHTE! Das Interesse 
am Thema muss verstärkt werden. Sowohl 
die ältere Generation, Gelehrte und Aka-
demiker, als auch die Jugend hat kein Wis-
sen über die Geschichte der Russlanddeut-
schen. Dabei leben viele unter ihnen. Es ist 

ein hervorragendes Projekt! Weiter so! Der 
Bezug zur Aktualität ist sehr gut, da promi-
nente Russlanddeutsche den Kindern und 
Jugendlichen bekannt sind.

Anna Wittmann,
Lehrerin (Deutsche aus Russland)

Die Schüler aus meinen Klassen waren sehr 
beeindruckt. Der geschichtliche Überblick 
war einfach wichtig für die junge Genera-
tion, die zum Teil zu Hause darüber wenig 
oder gar nichts mehr erfährt. Es ist wichtig 
für die einheimischen Schüler, dass sie Infor-
mationen über die deutschen Volksgruppen 
(Auslandsdeutsche) in ihrer Geschichte und 
Gegenwart erhalten. Das soll einem besse-
ren Miteinander und besseren Verständnis 
dienen (Vorurteile abbauen!).

Josef Kiss,
Lehrer (Deutscher aus Ungarn)

Gesamtschule Weiltalschule in 
Weilmünster, Hessen 
Am 6. Oktober 2016 fand an unsrer Schule 
ein Projekttag zum Thema „Geschichte der 
Russlanddeutschen – Migration und Integ-
ration“ mit der Wanderausstellung „Deut-
sche aus Russland. Geschichte und Gegen-
wart“ statt.

Zunächst nahmen die Austauschgruppe 
der Weiltalschule und die Schülergruppe 
des Gymnasiums Nr. 1 aus Kusnezk, Gebiet 
Pensa/Russland, an einem dreistündigen Se-
minar teil. Unter Einsatz zahlreicher Medien, 
wie z.B. PowerPoint-Präsentationen, Filmaus-
schnitten und der sehr interessant gestalte-
ten Wanderausstellung, führte Jakob Fischer 
die Schülerinnen und Schüler nachhaltig an 
die Thematik heran. Durch eigenständige Bei-
träge und gezielte Nachfragen gelang es ihm, 
die Teilnehmer für das Thema zu interessieren 
und mit dem Thema „Aufnahme und Einglie-
derung der Spätaussiedler, Ausländer, Flücht-
linge und Asylbewerber“ für die aktuelle Pro-
blematik zu sensibilisieren.
Diese Veranstaltung trägt sicherlich dazu bei, 
bestehende Vorurteile abzubauen und die 
Integration von Familien mit Migrationshin-
tergrund zu fördern. Durch das engagierte 
Auftreten Herrn Fischers und die abwechs-
lungsreiche sowie schülergerechte Aufarbei-
tung des Themas, unterstützt durch den Vor-
trag, den Film, das Kartenmaterial und die 
Ausstellungswände, konnte er die Schülerin-
nen und Schüler beeindrucken und für das 
Thema begeistern.

Anette Schmittel, Schulleiterin
Peter Merget, Lehrer
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Die russischen Medien üben einen 
gewissen Einfluss auf die Mei-
nungsbildung eines Teils der rus-

sischsprachigen Bürger in Deutschland 
aus. Man geht von etwa 20 bis 30 Prozent 
der Russlanddeutschen aus, die regel-
mäßig das russischsprachige Fernsehen 
schauen. Es bedeutet aber nicht automa-
tisch, dass sie die ihnen dort gebotenen 
Inhalte stets unreflektiert konsumieren.

Wenn man die Russlanddeutschen ver-
stehen will, muss man wissen, was diese 
Volksgruppe mit Russland verbindet. Ihre 
Vorfahren wanderten einst aus Deutsch-
land nach Russland aus, an die Wolga, in 
den Kaukasus, ans Schwarze Meer, in die 
Ukraine. 1918 durften die Wolgadeut-
schen ihr autonomes Wolgagebiet ins 
Leben rufen (ab 1924 Republik). 

1941 markierte der Zweite Welt-
krieg das Ende der blühenden Land-
schaften am Wolga-Ufer. Stalin bezich-
tigte die Deutschen der Kollaboration 
mit Hitler-Deutschland. Nach wenigen 
Tagen hörte der deutsche Inselstaat an 
der Wolga auf zu existieren, die über etwa 
150 Jahre verwurzelten Menschen wur-
den über ganz Russland verstreut. Bis zu 
500.000 Russlanddeutsche verloren dar-
aufhin ihr Leben.

„Als Betroffener weiß  
ich bestens um  

die Befindlichkeiten  
unserer Leute.“

Dankbarkeit gegenüber Russland zu 
zeigen, geschweige denn politische Lo-
yalität, haben die Russlanddeutschen ab-
solut keinen Grund. Die Mehrheit kehrte 
aufgrund dieser historischen Ungerechtig-
keit und der daraus resultierenden Gefahr, 
ihrer Identität verlustig zu gehen, dem so-
wjetischen bzw. russischen Staat in den 
90er Jahren den Rücken. Russlands ur-
sprünglicher Plan, die Deutschen mittels 
der Zerstreuung im ganzen Land ihrer na-
tionalen Identität zu berauben, ging in der 
dritten Generation nach dem Krieg quasi 
in Erfüllung. Deutsch wurde immer selte-
ner gepflegt (meist rudimentär), Russisch 
wurde zunehmend zur Muttersprache. 
Moskau entschuldigte sich „bei seinen 
Leuten“ offiziell dafür bisher nicht. Ent-
schädigungen gab es keine! Am 31. Januar 
2016 revidierte Putin den Beschluss Jel-
zins aus dem Jahr 1992 über die Rehabili-
tierung der Russlanddeutschen. In diesem 
Beschluss war ursprünglich die Wieder-
herstellung ihrer Staatlichkeit innerhalb 

Russlands als ein wesentlicher Punkt im 
Prozess der vollständigen Rehabilitierung 
verankert. Putin machte mit seiner Revi-
sion die Hoffnungen auf Wiedergutma-
chung der Vertreibungen der Russland-
deutschen in den 1940er Jahren gänzlich 
zunichte.

Trotz der überwiegend russischen Sozi-
alisierung kehrten die Deutschstämmigen 
dem Sowjetregime den Rücken nicht al-
lein aus wirtschaftlichen Gründen, wie es 
oft fälschlicherweise angenommen wird. 
Der Traum von der wahren Heimat, von 
der Wiedererlangung der nationalen Iden-
tität und der Sprache, eines WIR-Gefühls 
– all dies waren relevante Faktoren, die in 
die Waagschale während des Entschei-
dungsprozesses für oder gegen die Aus-
reise nach Deutschland gelegt wurden. 

Sie brachten vor allem Loyalität und 
Dankbarkeit dem deutschen Staat gegen-
über mit und die grundsätzliche Bereit-
schaft, sich so schnell wie möglich zu 
integrieren, allerdings ohne die leiseste 
Ahnung davon, wie viel Kraft und Mühe 
ihnen dieser Prozess abverlangen würde. 
Man sollte niemandem unterstellen, dass 
er oder sie es nicht versucht hat. Einige 
gaben zu schnell auf, oft rein räumlich in 
Wohnghettos gedrängt (wohl jede größere 
deutsche Stadt hatte ein „Klein-Moskau“ 
als inoffiziellen Stadtteil in den 1990er 
Jahren), fanden sie sich unter den resig-
nierten Gleichgesinnten wieder… 

War dies die Heimat, die sie sich zu fin-
den erhofft hatten? Damals, als sie in der 
Sowjetunion ihre Häuser veräußert und 
ihre Koffer gepackt hatten? Nein! Und mal 
ehrlich: Wie groß ist der Anteil der Ein-
heimischen, der die Russlanddeutschen 
für genuin deutsch hält und der ihnen das 
bisschen Deutschsein gönnt? Deutschrus-
sen – das ist jedenfalls keine adäquate Be-
zeichnung, die sie je zufriedenstellen wird. 
Sie ist nicht förderlich für ihre Integration 
und wird oft als Beleidigung empfunden. 

Schubladendenken geht leicht von 
der Hand. Doch gehört es nicht zur Auf-
gabe der meist weitsichtigen Reporter, 
das Volk aufzuklären, statt Pauschalisie-
rungen zu zementieren? Seit einem guten 
Vierteljahrhundert kämpfen die offiziel-
len Organisationen der Deutschen aus 
Russland gegen das unvorteilhafte Image 
ihrer Volksgruppe an. Sie bemühen sich 
um Aufklärung und kommunizieren stets 
sachliche Inhalte nach außen. Einer davon: 
Die wissenschaftlichen Erkenntnisse besa-
gen, dass die Russlanddeutschen sich im 
Vergleich zu anderen Migrantengruppen 
durchaus erfolgreich integrieren. Bloß ein 

relativ kleiner Teil läuft Gefahr, von russi-
schen Medien manipuliert zu werden. Auf 
der anderen Seite gab es seit der Ukrai-
ne-Krise wiederholt Versuche, die Russ-
landdeutschen aufgrund von Einzelfällen 
unter Generalverdacht zu stellen, dass sie 
allesamt Putinisten, also Putin-Anhänger 
und nun sogar tendenziell der rechten 
Szene zugeneigt seien. Es entsteht der 
Eindruck, als hätte jemand ein Interesse 
daran, diese Ethnie zum x-Mal im ungüns-
tigen Licht erscheinen zu lassen. Schon 
wieder einmal sind die Russlanddeutschen 
zum Spielball der Politik und der Medien 
geworden. Dort waren sie stets Faschis-
ten, hier sind sie Russen. Ein Volk in der 
Schwebe, auf der ewigen Suche nach der 
Heimat. 

Als Betroffener weiß ich bestens um 
die Befindlichkeiten unserer Leute. Es gibt 
auch unter uns Menschen mit grundver-
schiedenen Meinungen zu allen wichti-
gen Fragen der Politik, wie es sich auch bei 
dem Rest der deutschen Gesellschaft ver-
hält. Es handelt sich hierbei um etwa vier 
Millionen Menschen (wenn man der Ein-
wanderungsstatistik ab den 1970er Jah-
ren Glauben schenkt). Niemand im Aus-
land käme doch ernsthaft auf die Idee, 
aufgrund der ambivalenten PEGIDA-Be-
wegung ganz Deutschland pauschal als 
rechtspopulistisch abzustempeln. Was 
die Russlanddeutschen betrifft, wäre eine 
ebensolche Differenziertheit geboten, will 
man sie nicht an Russland verlieren. 

Artur Böpple (Rosenstern) 

Der Fall LISA oder  
Von welchem Planeten kommen  
die Russlanddeutschen? 

Artur Böpple 
(Rosenstern) 
kam als Sohn 
deutsch-russischer 
Eltern im Süden 
Kasachstans zur 
Welt. Nach dem 
Studium der Musik 
an der Hochschule 
der Künste in Bisch-
kek siedelte er 1990 nach Deutschland 
über und betätigte sich zunächst als Pri-
vatmusiklehrer und Übersetzer. Neben 
der Arbeit studierte er Musik, Medien-
wissenschaft, Geschichte und Belletris-
tisches Schreiben und war danach unter 
anderem freiberuflich für einen bekann-
ten Musikverlag und ein Label im Editi-
onsbereich tätig.
Neben der etwas größeren Erzählung 
„Planet Germania“ erschienen seine 
Prosa- und Lyrikbeiträge in diversen An-
thologien und Literaturzeitschriften. 
Die Webseite des Autors: 
http://artur-rosenstern.de
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D er angebliche Vergewaltigungsfall 
des russlanddeutschen Mädchens 
Lisa löste vor einem Jahr eine De-

batte darüber aus, inwiefern Deutsche aus 
Russland eher russischen als deutschen Me-
dien glauben. Eine Studie liefert nun Ant-
worten darauf. 

Das russlanddeutsche Mädchen Lisa soll 
im Januar 2016 von Flüchtlingen entführt, 
festgehalten und vergewaltigt worden sein. 
Das berichtete zumindest der russische 
staatliche Fernsehsender „Perwyj Kanal“. 
Das Bild der Deutschen aus Russland prägte 
in deutschen Medien daraufhin besonders 
eines: die bundesweiten Demonstrationen 
gegen Flüchtlinge als Reaktion auf den an-
geblichen Vergewaltigungsfall.

Waren die Proteste ein Zeichen dafür, 
dass die Deutschen aus Russland dem Be-
richt des russischen Fernsehens glaubten? 
Denn die Berliner Polizei hatte zu diesem 
Zeitpunkt schon längst klargestellt, dass es 
keine Vergewaltigung gegeben hatte.

Einige Tausend Demonstranten stellen 
zwar nicht den Großteil der knapp 3 Milli-
onen Menschen dar, die als Aussiedler oder 
Spätaussiedler aus den Gebieten der ehema-
ligen Sowjetunion nach Deutschland gekom-
men sind, doch die Demonstranten bestimm-
ten das Bild der Deutschen aus Russland in 
der deutschen Öffentlichkeit. Dort fand auch 
bereits eine Debatte darüber statt, dass die 
Deutschen aus Russland in Deutschland 
vor allem dem russischen Fernsehen glau-
ben, das gerade in Zeiten der so genannten 
Flüchtlingskrise stark polarisiert.

Eine Studie zeigt aber: Deutsche aus 
Russland haben bei der Berichterstattung 
zum so genannten Fall Lisa eher den deut-
schen als russischen Medien geglaubt. Das 
ist das Ergebnis einer Umfrage unter Deut-
schen aus Russland, die die Autorin für ihre 
Bachelorarbeit durchgeführt hat. Der Titel: 
„Nach dem Fall Lisa: Die Glaubwürdigkeit 
deutscher und russischer Nachrichtenme-
dien im Vergleich.“

Glaubwürdig, aber nicht wahr?
Der wissenschaftlichen Definition zufolge ist 
Glaubwürdigkeit eine subjektive Eigenschaft, 
die beispielsweise ein Zuschauer einer Fern-
sehsendung zuschreibt. Das heißt, dass auch 
ein Fernsehbericht für glaubwürdig gehalten 
werden kann, obwohl die Aussagen darin 
nicht wahr sind, was gerade für die Bericht-
erstattung zum „Fall Lisa“ relevant ist.

Befragt wurden 117 Deutsche aus Russ-
land, also Menschen, die als Aussiedler oder 
Spätaussiedler aus der ehemaligen Sow­
jetunion nach Deutschland gekommen sind, 
sowie deren Nachkommen.

Das zentrale Ergebnis der Studie: Die be-
fragten Deutschen aus Russland halten eher 
deutsche Nachrichtenmedien für glaubwür-
dig. Zwar ist diese Glaubwürdigkeit auch 
nicht richtig überzeugend, liegt jedoch im 

Vergleich zur Glaubwürdigkeit russischer 
Medien auf jeden Fall höher. Das gilt so-
wohl für das ganze Mediensystem als auch 
für einzelne Mediengattungen.

Fast 60 Prozent der Befragten halten 
deutsche Medien alles in allem für glaub-
würdig. Als Gründe dafür nennen sie die 
Orientierung in der Vielfalt an Themen, die 
deutsche Medien bieten, sowie eine Be-
richterstattung aus mehreren Blickwinkeln. 
Nur rund 17 Prozent bezeichnen russische 
Medien als insgesamt glaubwürdig. Hier war 
der meistgenannte Grund, dass russische 
Medien die Sorgen und Ängste der Bevölke-
rung aufgriffen. Gründe für die Unglaubwür-
digkeit deutscher Medien waren eine ein-
seitige Berichterstattung und bei russischen 
Medien eine Beeinflussung durch die Politik.

Allerdings haben insgesamt nicht sehr 
viele Teilnehmer der Umfrage die russischen 
Medien bewertet, da sie diese viel weniger 
konsumieren als deutsche Medien. Mehr als 
90 Prozent der Befragten nutzen deutsche 
Medien mindestens mehrmals pro Woche. 
Bei russischen Medien sind es nur 34 Pro-
zent. Dass Deutsche aus Russland zum Groß-
teil deutsche Medien nutzen, ist typisch. 
Schon frühere Aufsätze bestätigen das, bei-
spielsweise der Forschungsbericht zu (Spät-)
Aussiedlern in Deutschland des Bundesamts 
für Migration und Flüchtlinge, in dem meh-
rere Studien zusammengefasst wurden.

Nicht auf deutsche Medien 
angewiesen
Natürlich haben Deutsche aus Russland wie 
auch andere Migranten den Vorteil, dass 
sie aufgrund ihrer Mehrsprachigkeit nicht 
nur auf deutsche Medien als Informations-
quelle angewiesen sind. Der Empfang aus-
ländischer Medien ist in Deutschland dank 
Kabel, Satellit und vor allem auch wegen des 
Internets gar kein Problem mehr.

Ein Grund dafür, dass Zuwanderer auf 
Medien aus ihrem Herkunftsland zurück-
greifen, können fehlende Deutschkenntnisse 
sein. Bei Deutschen aus Russland ist das aber 
eher kein Problem: Sie können im Vergleich 
zu anderen Migranten verhältnismäßig gut 
Deutsch. Das gilt auch für diejenigen, die in 
der aktuellen Studie befragt wurden: Rund 
74 Prozent von ihnen haben ihre eigenen 
Deutschkenntnisse als „sehr gut“ eingestuft.

Viele Zuwanderer können durch Me-
dien auch eine Verbindung zum Herkunfts-
land aufrechterhalten; gerade bei türkischen 
Migranten ist das häufig so. Bei Deutschen 
aus Russland sieht das aber meist anders 
aus, da sie als „Vertriebene deutscher Volks-
zugehörigkeit“ nach Deutschland gekom-
men sind und sich daher häufig als Rück-
kehrer in eine Art Heimatland fühlen. Auch 
in der hier genannten Studie hat mehr als die 
Hälfte der Deutschen aus Russland angege-
ben, sich mit Deutschland heimatlich ver-
bunden zu fühlen.

„Fall Lisa“:  
Den Medien nicht geglaubt
Bezogen auf den „Fall Lisa“, ist das Ergeb-
nis der Umfrage, dass Deutsche aus Russ-
land eher den deutschen als den russischen 
Medien geglaubt haben und diese auch für 
glaubwürdiger hielten.

Interessant ist aber, dass rund 21 Prozent 
weder deutschen noch russischen Medien 
geglaubt haben. Bei der Frage danach, wel-
chen Medien geglaubt wurde, wurde diese 
Antwort am zweithäufigsten gegeben. Das 
spricht dafür, dass die Medienberichte über 
den Vorfall eine große Verunsicherung aus-
gelöst haben, was eventuell an der sich wi-
dersprechenden Berichterstattung deut-
scher und russischer Medien liegen könnte.

Diejenigen Deutschen aus Russland, die 
angaben, weder den deutschen noch den 
russischen Medien im „Fall Lisa“ geglaubt 
zu haben, nannten als einen Grund, dass der 
Konflikt aufgebauscht wurde.

Die Ergebnisse der Umfrage sind zwar 
nicht repräsentativ für die Deutschen aus 
Russland in Deutschland, da die Befragten 
u.a. überdurchschnittlich gut gebildet sind, 
aber insgesamt stimmen z.B. die Daten zur 
Mediennutzung mit früheren Studien über-
ein. Deshalb kann man durchaus vermuten, 
dass deutsche Medien unter Deutschen aus 
Russland einen durchaus höheren Stellen-
wert haben als russische Medien.

Trotzdem bleibt die Frage offen, wie groß 
der Einfluss russischer Medien auf die hier 
lebenden Deutschen aus Russland tatsäch-
lich ist. Denn die Anti-Flüchtlings-Demonst­
rationen von Deutschen aus Russland vor 
einem knappen Jahr bleiben im Gedächtnis.

Janina Semenova

Welchen Medien glauben Deutsche aus Russland?
Janina
Semonova
studierte Journalis-
tik mit Nebenfach 
Musik in Dortmund. 
Erste Einblicke in 
den Journalismus 
hat sie als Volontä-
rin bei der „Deutschen Welle“, beim Lokal-
radio und der Lokalzeitung bekommen, u.a. 
in der Online-Redaktion der „Ruhr Nach-
richten“.
Über sich selbst schreibt sie:
„Aufgewachsen bin ich im Ruhrpott. Als 
Tochter eines Russen und einer Dolmet-
scherin für Deutsch und Russisch bin ich 
mit beiden Sprachen groß geworden. Raus 
in die weite Welt ging es für mich – nach 
einem kurzen Highschool-Stop in Kanada 
– natürlich ins Land meiner russischen Ver-
wandtschaft: Bei der ‚Moskauer Deutschen 
Zeitung‘ konnte ich dem deutsch-russi-
schen Phänomen auf den Grund gehen. Au-
ßerdem bin ich ein großer Fan von Reisen, 
Klavierspielen, Sommer und Filmabenden.“
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Der Sozialausschuss der Landsmannschaft informiert:
Fragen zur russischen Rente

Auslandsrenten sind seit dem 1. Juli 2011 
nach § 228 Abs. 1 Satz 2 Fünftes Buch So-
zialgesetzbuch (SGB V) in der Krankenversi-
cherung und nach § 57 Abs. 1 Satz 1 Elftes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) beitrags-
pflichtig. Damit hat der Gesetzgeber eine 
Grundlage geschaffen, dass entsprechend 
Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 
Renten aus dem Ausland hinsichtlich der Ei-
genschaft als beitragspflichtige Einnahme 
mit den deutschen Renten (Renten der Ge-
setzlichen Rentenversicherung) identisch 
behandelt werden.

Die Änderungen in § 228 Absatz 1 SGB V 
und § 57 Absatz 1 SGB XI haben ihre Grund-
lage im „Gesetz zur Koordinierung der Sys-
teme der sozialen Sicherheit in Europa“. Die-
ses Gesetz ist am 29. Juni 2011 in Kraft 
getreten und regelt, wie die Verordnungen 
der Europäischen Union (EU) – Verordnung 
(EG) Nr. 883/2004 und Verordnung (EG) Nr. 
987/2009 – umgesetzt werden.

Bis Juni 2011 unterlagen lediglich Ver-
sorgungsbezüge aus dem Ausland der Bei-
tragspflicht in der Kranken- und Pflegever-
sicherung. Unerheblich ist hinsichtlich der 
Beitragspflicht, aus welchem Staat ein Ver-
sicherter die Rente bezieht, also ob es sich 
um einen Staat der Europäischen Union oder 
um einen anderen Staat handelt.

Von der Beitragspflicht sind vorwiegend 
Grenzgänger betroffen. Grenzgänger sind 
Personen, die in Deutschland leben und 
in einem anderen – meist benachbarten – 
Staat arbeiten und dementsprechend auch 
dort Rentenanwartschaften erwerben.

Begrenzung der Beitragshöhe
Sofern eine Person Renten aus mehr als 
einem Staat erhält, darf der insgesamt zu leis-
tende Beitrag nicht den Betrag überschrei-
ten, den eine Person zahlen müsste, die den-
selben Betrag an Renten in dem zuständigen 
Staat zahlen müsste. Dies wird in Artikel 30 
der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 zur Fest-
legung der Modalitäten für die Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 geregelt.

Diese Regelung ist deshalb von Bedeu-
tung, da sich in Deutschland der Renten-
versicherungsträger an den Krankenversi-
cherungsbeiträgen beteiligt. So trägt vom 
Gesamtbeitragssatz (derzeit 15,5 Prozent) 
der Rentenversicherungsträger 7,3 Prozent 
und der Rentner 8,2 Prozent. Zu einer sol-
chen Beteiligung kann ein ausländischer 
Rentenversicherungsträger nicht verpflich-
tet werden. Damit ist der Beitrag durch den 

Rentner alleine aufzubringen, weshalb hier 
„nur“ 8,2 Prozentpunkte berechnet werden.

In der Sozialen Pflegeversicherung er-
folgt keine Beteiligung des Rentenversiche-
rungsträgers an den Beiträgen. In diesem 
Sozialversicherungszweig muss damit ein 
Versicherter 1,95 Prozentpunkte (Kinder-
lose: 2,2 Prozentpunkte), ab dem 1. Januar 
2013 2,05 Prozentpunkte (Kinderlose: 2,3 
Prozentpunkte) tragen.

Beitragsrechtliche Zuordnung
In Deutschland werden die Renten als gleich-
bleibende Monatsrenten ausgezahlt. Auslän-
dische Renten hingegen werden nicht immer 
in gleichbleibenden Monatsrenten in Höhe 
von jeweils 1/12 der Jahresrente geleistet. 
Beispielsweise gibt es Staaten, die neben der 
monatlichen Rente noch Einmal- bzw. Son-
derzahlungen vorsehen. Beispielsweise neh-
men im Ausland die Rententräger teilweise 
die Zahlung einer 13., 14. oder 15. Monats-
rente – als „Urlaubsgeld“, „Weihnachtsgeld“ 
oder „Ostergeld“ – vor. Ebenfalls kann es 
vorkommen, dass die Renten nur vierteljähr-
lich, halbjährlich oder sogar jährlich ausge-
zahlt werden, insbesondere bei geringen mo-
natlichen Auszahlungsbeträgen. Auch kann 
der Zahlungsrhythmus ein anderer als ein 
monatlicher sein, etwa ein zwei- oder vier-
wöchiger.

Bezüglich der besonderen Zahlungswei-
sen ausländischer Renten hat der GKV-Spit-
zenverband – Fachkonferenz Beiträge – am 
22. Februar 2012 eine Ergebnisniederschrift 
verfasst, damit eine korrekte Erhebung der 
Beiträge auch bei den besonderen Zah-
lungsweisen erreicht wird.

Sonder-/Einmalzahlungen 
neben laufenden Rentenleistungen
Werden neben laufenden Rentenleistungen 
Sonder- bzw. Einmalzahlungen geleistet, 
sind diese Zahlungen ebenfalls als ausländi-
sche Rente im Sinne des § 228 Abs. 1 Satz 
2 SGB V zu klassifizieren, sofern vom Versi-
cherten keine abweichenden Nachweise er-
bracht werden.

Beitragsrechtlich müssen grundsätzlich 
Einmalzahlungen entsprechend § 22 Abs. 1 
Satz 1 Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
IV) bei Pflichtversicherten dem Monat zu-
geordnet werden, in dem entweder der An-
spruch entsteht oder in dem sie geleistet 
werden. Das hätte allerdings zur Folge, dass 
der Beitrag in manchen Monaten angeho-
ben werden müsste und keine monatlich 

gleichbleibende Beitragszahlung möglich 
wäre. Daher wurde aus Praktikabilitätsgrün-
den und aus Sicht der Verwaltungseffizienz 
geregelt, dass zu erwartende Sonder-/Ein-
malzahlungen mit einem Zwölftel neben der 
monatlichen Rente berücksichtigt werden.

Bei freiwillig Krankenversicherten und 
bei Versicherten nach § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB 
V erfolgt die beitragsrechtliche Zuordnung 
einmaliger Rentenzahlungen entsprechend 
§ 5 Abs. 1 Satz 1 „Beitragsverfahrensgrund-
sätze Selbstzahler“ dem jeweiligen Beitrags-
monat mit einem Zwölftel des zu erwarten-
den Betrags für zwölf Monate. Fällig ist der 
Beitrag am 15. des dem jeweiligen Beitrags-
monat folgenden Monats (§ 23 Abs. 1 Satz 
1 SGB IV i. V. m. § 10 Abs. 1 Beitragsverfah-
rensgrundsätze Selbstzahler).

Laufende Rente wird 
viertel-, halb- oder jährlich 
geleistet
Laufende deutsche Rentenleistungen wer-
den entsprechend § 228 Abs. 2 und § 255 
Abs. 3 SGB V beitragsrechtlich dem Monat 
zugeordnet, für den sie bestimmt sind. Die-
ser Grundsatz gilt auch dann, wenn sie für 
ausländische Renten für bestimmte Zeit-
räume nicht monatlich, sondern in größeren 
Abständen im Voraus oder auch im Nachhi-
nein geleistet werden.

Wird die ausländische Rente im Voraus 
in größeren Zeitabständen als monatlich ge-
währt, ist diese den jeweiligen Zeiträumen 
zuzuordnen, für die sie vorausgezahlt wer-
den bzw. für die sie bestimmt werden.

Wird die ausländische Rente im Nachhi-
nein in größeren Zeitabständen als monat-
lich gewährt, ist diese, zumindest de facto, 
als Rentennachzahlung anzusehen. Beitrags-

I n letzter Zeit häufen sich die Fragen, ob es richtig ist, dass von der russischen Rente 
Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge abgeführt werden müssen. Dies entspricht 
der Tatsache. Eine Rente aus dem Ausland wird als beitragspflichtige Einnahme angese-

hen, und dies gilt seit dem 1. Juli 2011. Die gesetzlichen Änderungen können Sie den nach-
stehenden wörtlichen Informationen aus „Sozialversicherung – kompetent“ entnehmen.

Adolf Braun, Leiter des Sozialausschusses der 
Landsmannschaft.
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rechtlich ist diese Nachzahlung mit ihrem je-
weiligen Teilbetrag sowohl für Pflichtversi-
cherte als auch freiwillig. Versicherte und 
Versicherte nach § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V (§ 
228 Abs. 2 SGB V, § 240 Abs. 2 Satz 5 SGB V) 
den jeweiligen Monaten zuzuordnen, für die 
die Rente nachgezahlt wird.

Die Beiträge würden grundsätzlich erst 
dann fällig, wenn die gesamte Nachzah-
lung geleistet worden ist. Mit Blick auf den 
Zweckmäßigkeitsgrundsatz (§ 9 Satz 2 Zehn-
tes Buch Sozialgesetzbuch) wäre dies jedoch 
nicht zu rechtfertigen. Darüber hinaus kann 
es auch vorkommen, dass eine Auszahlung 
in der Mitte des Auszahlungszeitraums er-
folgt und diese damit teils als Vorauszah-
lung, teils als Nachzahlung zu sehen wäre. 
Bei einer im Nachhinein zu leistenden Rente 
ist grundsätzlich die Rentenhöhe bereits im 

Vorfeld bekannt, sodass auch hier im Vor-
feld der Auszahlungen die Beiträge monat-
lich erhoben werden. Fällig sind die Beiträge 
damit für Pflichtversicherte und für freiwillig 
Versicherte jeweils am 15. des Folgemonats.

Mehrwöchiger Zahlungsrhythmus
Die die Beiträge im Beitragsrecht nach dem 
Fälligkeitsprinzip monatlich zu erheben sind, 
muss eine im Wochenrhythmus zu leistende 
Rente entsprechend umgerechnet werden. 
Denn würde eine im Wochenrhythmus zu 
leistende Rente nach den tatsächlichen Be-
trägen den jeweiligen Kalendermonaten zu-
geordnet, würden monatlich unterschiedlich 
hohe beitragspflichtige Einnahmen entste-
hen.

Rentenzahlungen mit einem mehrwö-
chigen Zahlungsrhythmus müssen daher in 

fiktive monatliche beitragspflichtige Ein-
nahmen umgerechnet werden. Für die Um-
rechnung auf eine monatliche beitrags-
pflichtige Einnahme kann § 223 Abs. 2 Satz 
2 SGB V herangezogen werden. Nach dieser 
Rechtsvorschrift ist für die Beitragsberech-
nung die Woche zu sieben Tagen, der Monat 
zu 30 Tagen und das Jahr zu 360 Tagen an-
zusetzen.

Der (fiktive) beitragspflichtige Monats-
betrag der Rente wird ermittelt, indem 
der mehrwöchig zu leistende Rentenbe-
trag durch die tatsächlichen Kalender-
tage dividiert wird, für die er geleistet wird 
(also beträgt bei einem zweiwöchigen Zah-
lungsrhythmus der Divisor 14) und der un-
gerundete (in Anlehnung an die Beitrags-
verfahrensverordnung) mit 30 multipliziert 
wird.

Rechtsdienstleistungsgesetz
Der Sozialausschuss der Landsmannschaft informiert

D as Gesetz über außergerichtli-
che Rechtsdienstleistung (Rechts-
dienstleistungsgesetz: RDG) ist am 

1. Juli 2008 in Kraft getreten und hat das 
bisherige Rechtsberatungsgesetz (RBerG) 
abgelöst. Die gesetzliche Neuregelung hat 
das Ziel, Rechtssuchende vor unqualifi-
zierten Rechtsdienstleistungen zu schüt-
zen und bürgerschaftliches Engagement zu 
stärken.
Das Gesetz regelt die Befugnis, außerge-
richtliche Rechtsdienstleistungen zu erbrin-
gen. Weiterhin gilt aber, dass man bei un-
erlaubter Rechtsberatung Vorsicht walten 
lassen muss. Das gilt sowohl für denjenigen, 
der „berät“, als auch für denjenigen, der die 
„Leistung“ in Anspruch nehmen will.

Was ist eine  
Rechtsdienstleistung? 
Dies wird in § 2 des Rechtsdienstleistungs-
gesetzes wie folgt definiert:

(1) �Eine Rechtsdienstleistung ist jede Tätig-
keit in konkreten fremden Angelegenhei-
ten, sobald sie eine rechtliche Prüfung 
des Einzelfalls erfordert.

(2) �Eine Rechtsdienstleistung ist, unabhän-
gig vom Vorliegen der Voraussetzungen 
des Absatzes 1, die Einziehung frem-
der oder zum Zweck der Einziehung auf 
fremde Rechnung abgetretener Forde-
rungen, wenn die Forderungseinziehung 
als eigenständiges Geschäft betrieben 
wird (Inkassodienstleistung). Abgetre-
tene Forderungen gelten für den bishe-
rigen Gläubiger nicht als fremd.

Erläuterung zum Kriterium „konkret“:
Eine Angelegenheit ist „konkret“, wenn 
es sich um eine wirkliche Rechtsfrage aus 
einem bestimmten Lebenssachverhalt einer 

Person handelt und nicht um eine fingierte 
oder abstrakte. Handelt es sich um eine fin-
gierte oder abstrakte Rechtsfrage, ist die An-
gelegenheit nicht konkret und eine Rechts-
dienstleistung somit nicht gegeben.

Eine Rechtsdienstleistung ist auch dann 
nicht konkret, wenn zwar eine vertiefte Aus-
einandersetzung mit rechtlichen Fragestel-
lungen stattfindet, sich aber die rechtlichen 
Informationen an die Öffentlichkeit oder 
einen engen interessierten Personenkreis 
richten, selbst wenn ein konkreter Fall als 
Beispiel herangezogen wird.

Das heißt: Eine allgemeine Diskussion 
über die Auswirkung des neuen RDG, zum 
Beispiel in einem Internetforum, ist weiter-
hin zulässig. Die Beratung eines bestimm-
ten Dienstleisters dahingehend, ob seine 
konkrete Tätigkeit nach dem RDG erlaubt 
ist oder nicht, ist für Nichtanwälte weiter-
hin verboten.

Erläuterung zum Kriterium „fremd“:
Eine Angelegenheit ist „fremd“, wenn sie 

nicht im eigenen Namen oder im Namen des 
eigenen Arbeitgebers erfolgt. Z.B. heißt das, 
dass Angestellte ihr Unternehmen recht-
lich vertreten dürfen, da die Angelegenhei-
ten des Arbeitgebers für den Arbeitnehmer 
eben nicht fremd im Sinne des Gesetzes 
sind.

Zum Kriterium „Einzelfall“:
Eine „rechtliche Prüfung des Einzelfalls“ 

liegt vor, wenn es sich um eine Tätigkeit han-
delt, die über eine bloße schematische An-
wendung des Rechts hinausgeht oder ein 
besonderes juristisches Wissen voraussetzt.

Eine Rechtsdienstleistung liegt beispiels-
weise nicht vor, wenn zwar eine vertiefte 
rechtliche Auseinandersetzung stattfindet, 
diese sich jedoch nicht auf einen konkre-
ten Einzelfall bezieht. Auch eine allgemein 
gehaltene Rechtsauskunft gegenüber einer 

interessierten Einzelperson ist noch keine 
Rechtsdienstleistung, wenn die konkreten 
persönlichen Angaben der fragenden Per-
son zum Sachverhalt nicht besonders recht-
lich geprüft werden. 

Zum Kriterium „rechtliche Prüfung“:
Das bloße Auffinden von rechtlicher Lek-
türe, die Wiedergabe und die rein schema-
tische Anwendung von Rechtsnormen sind 
nach dem Willen des Gesetzgebers noch 
keine Rechtsdienstleistungen.

Eine allgemeine Aufklärung über rechtli-
che Hintergründe oder eine Aufklärung über 
die Geltendmachung unstreitiger Ansprüche 
sind beispielsweise keine Rechtsdienstleis-
tungen. Konkretes Beispiel: Ein Mieterver-
ein klärt durch ein Rundschreiben alle Mie-
ter einer Wohnanlage über die nach dem 
BGB bestehenden Minderungsrechte bei 
Modernisierungsmaßnahmen auf. 

Das heißt: Jede Tätigkeit, die den oben 
genannten Tatbestand erfüllt, darf nur unter 
den im RDG oder in anderen Gesetzen ge-
regelten Voraussetzungen erbracht werden.

Das RDG führt keine umfassende Rechts-
dienstleistungsbefugnis unterhalb der 
Rechtsanwaltschaft ein. Wer umfassend 
rechtlich beraten will, muss weiter Volljurist 
sein; d.h. er muss beide juristischen Staats-
examen bestanden haben und darüber hi-
naus als Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt 
zugelassen sein.

Gemäß § 2 Abs. 3 ist  
Rechtsdienstleistung nicht
1.	 die Erstellung wissenschaftlicher Gutach-

ten,
2.	 die Tätigkeit von Einigungs- und Schlich-

tungsstellen, Schiedsrichterinnen und 
Schiedsrichtern,
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3.	 die Erörterung der die Beschäftigten be-
rührenden Rechtsfragen mit ihren ge-
wählten Interessenvertretungen, soweit 
ein Zusammenhang mit den Aufgaben 
dieser Vertretungen besteht,

4.	 die Mediation und jede vergleichbare 
Form der alternativen Streitbeilegung, 
sofern die Tätigkeit nicht durch rechtli-
che Regelungsvorschläge in die Gesprä-
che der Beteiligten eingreift, 

5.	 die an die Allgemeinheit gerichtete Dar-
stellung und Erörterung von Rechtsfra-
gen und Rechtsfällen in den Medien, 

6.	 die Erledigung von Rechtsangelegenhei-
ten innerhalb verbundener Unternehmen 
(§ 15 des Aktiengesetzes).

Das RDG unterscheidet zudem 
Rechtsdienstleistungen durch 
nicht registrierte und registrierte 
Personen.
Rechtsdienstleistungen durch nicht re­
gistrierte Personen werden in §§ 6-9 RDG 
geregelt:
a.	 Ohne Registrierung erlaubt sind gemäß 

§ 6 RDG Rechtsdienstleistungen, die 
nicht im Zusammenhang mit einer ent-
geltlichen Tätigkeit stehen, wie bereits 
oben angeführt. Wer diese jedoch au-
ßerhalb familiärer, nachbarschaftlicher 
oder ähnlich enger persönlicher Bezie-
hungen erbringt, muss zum Schutz der 
Rechtssuchenden nach § 6 Abs. 2 RDG 
eine juristisch qualifizierte Person (in 
der Regel einen „Volljuristen“) beteiligen. 
Unter den in den Paragraphen 7 und 8 
RDG genannten Voraussetzungen sind 
Rechtsdienstleistungen von Berufs- und 
Interessenvereinigungen, Genossen-
schaften sowie öffentlichen und öffent-

lich anerkannten Stellen ebenfalls ohne 
Registrierung erlaubt. In den Fällen der 
Paragraphen 7 und 8 Abs. 1 Ziff. 4 und 
5 RDG muss zum Schutz der Rechtssu-
chenden jedoch ebenfalls eine juristisch 
qualifizierte Person beteiligt werden.

b.	 Rechtsdienstleistungen in den Berei-
chen Inkassodienstleistungen, Renten-
beratung und Rechtsdienstleistungen in 
einem ausländischen Recht werden im 
Teil 3 des Gesetzes (§§ 10-15 RDG) ge-
regelt. Sie dürfen nur durch registrierte 
Personen mit besonderer Sachkunde 
erbracht werden. Vor der Registrierung 
werden die in § 12 RDG genannten Vo-
raussetzungen geprüft. Voraussetzung 
für eine Registrierung sind danach die 
persönliche Eignung und Zuverlässig-
keit, die theoretische und praktische 
Sachkunde in dem Bereich, in dem die 
Rechtsdienstleistungen erbracht werden 
sollen, sowie eine Berufshaftpflicht. Ein-
zelheiten sind dem RDG und dem RDV 
zu entnehmen

Wann ist nun  
die Rechtsdienstleistung  
erlaubt?
Das regelt das Gesetz im § 5 Rechtsdienst-
leistungen wie folgt:
(1)	 Erlaubt sind Rechtsdienstleistungen im 

Zusammenhang mit einer anderen Tä-
tigkeit, wenn sie als Nebenleistung zum 
Berufs- oder Tätigkeitsbild gehören. Ob 
eine Nebenleistung vorliegt, ist nach 
ihrem Inhalt, Umfang und sachlichem 
Zusammenhang mit der Haupttätig-
keit unter Berücksichtigung der Rechts-
kenntnisse zu beurteilen, die für die 
Haupttätigkeit erforderlich sind...

Ein Beispiel:
Ein Immobilienmakler darf Sie bei mietrecht-
lichen Fragen im Zusammenhang mit einer 
Wohnungskündigung beraten, wenn Sie ihn 
mit der Neuvermietung oder dem Verkauf 
Ihrer Immobilie beauftragt haben.

Das Fazit des Gesetzes:
Das RDG ermöglicht allen Vereinen im 
Grunde die rechtliche Beratung ihrer Mit-
glieder. So können neben den berufsstand-
sähnlichen Vereinigungen wie Haus & Grund 
oder Mietervereinen zukünftig auch die gro-
ßen Mitgliedervereine wie der ADAC ihre 
Mitglieder beraten. 

Allerdings darf die Rechtsdienstleistung 
nicht Hauptzweck des Vereins sein. Weiter-
hin muss eine sachgerechte Beratung der 
Mitglieder in personeller und finanzieller 
Hinsicht sichergestellt werden.

Rechtsdienstleistungen, bei denen ein 
Nicht-Rechtsanwalt beratend tätig wer-
den darf, sind:
•	Juristische Nebentätigkeit zur Hauptleis-

tung,
•	bestimmte Fälle unentgeltlicher Bera-

tung,
•	Beratung durch Berufs- und Interessen-

vereinigungen,
•	Beratung durch aufgrund besonderer 

Sachkunde, z.B. zur Rentenberatung, re-
gistrierte Personen.

Natürlich müssen die Vereine und Verbände 
als Dienstleister für die Richtigkeit ihrer ju-
ristischen Aussagen geradestehen. Deshalb 
ist eine ständige Auffrischung der juristi-
schen Kenntnisse in ihren Fachgebieten un-
erlässlich.� Isolde Haase

Entschädigung für ehemalige deutsche Zwangsarbeiter
Humanitäre Geste mit Symbolgehalt

In seiner Sitzung am 6. Juli 2016 hat der 
Haushaltsausschuss des Deutschen Bun-
destages beschlossen, deutschen Staats-

bürgern, die zwischen dem 1. September 
1939 und 1. April 1956 Zwangsarbeit für 
einen ausländischen Staat verrichten muss-
ten, einen symbolischen Anerkennungsbe-
trag in Höhe von 2.500 Euro zu gewähren.

Damit wurde eine Entscheidung des 
Deutschen Bundestages vom 27. November 
2015 umgesetzt. Ehegatten und Kinder von 
Anspruchsberechtigten, die nach diesem 
Stichtag verstorben sind, können diese Zu-
wendung ebenfalls beantragen. Es ist eine 
Zahlung, die nicht auf Sozialleistungen an-
gerechnet werden darf. Von besonderer Be-
deutung ist diese Entscheidung für deutsche 
Heimatvertriebene und Aussiedler, die unter 
unmenschlichen Bedingungen Zwangsarbeit 
verrichten mussten und nur mit viel Glück 
und eisernem Willen überlebten. 

Die Landsmannschaft der Deutschen aus 
Russland begrüßt diese Entscheidung als hu-
manitäre Geste mit Symbolgehalt, die einer 
größeren Öffentlichkeit bewusst macht, was 
viele Deutsche ohne jede Schuld zu erdul-
den hatten.

Wir schließen uns darüber hinaus der ur-
sprünglichen Forderung des Bundes der Ver-
triebenen an, einen Entschädigungsfonds 
einzurichten, an dem sich auch Staaten be-
teiligen sollten, die Zwangsarbeit angeord-
net haben, und Unternehmen, die von die-
ser Zwangsarbeit profitiert haben.

Pressemitteilung
der Landsmannschaft der Deutschen aus 

Russland e. V.
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Mehr dazu: 
http://LmDR.de/zwangsarbeiter

Für Antragsteller steht eine Service-Te-
lefonhotline unter der Nummer 0228-
99358-9800 zur Verfügung. E-Mails 
können an folgende Adresse gerichtet 
werden:

AdZ@bva.bund.de

Postanschrift:
Bundesverwaltungsamt –
Außenstelle Hamm
Referatsgruppe BT II
Alter Uentroper Weg 2, 59071 Hamm

Antragsformulare mit erläuternden Hin-
weisen können seit dem 1. August 2016 
auf der Internetseite des Bundesverwal-
tungsamtes abgerufen werden.

http://bva.bund.de/zwangsarbeiter
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Stellungnahme der Landsmannschaft:

Direkte Auswirkungen von Kürzungen 
im Fremdrentengesetz auf die Altersarmut  
der Deutschen aus Russland

E s ist nicht zu vertreten, dass Deutsche aus Russland selbst 
bei Lebensarbeitszeiten von 45 Jahren aufgrund sämtlicher 
Kürzungen im Fremdrentenbereich im Alter unter das Exis-

tenzminimum fallen. Und das, obwohl ihre Kinder und Enkel weit-
aus mehr in den deutschen Rentenkassen einbezahlen, als ihnen 
selbst aus diesen Kassen zufließt. Es lässt sich keine stichhaltige 
Erklärung finden, weshalb ausgerechnet für die Volksgruppe der 
Deutschen aus Russland der Generationenvertrag außer Kraft ge-
setzt wird.

Bei den Fremdrentenleis-
tungen sollte sich der Gesetz-
geber wieder mehr am Ein-
gliederungsgedanken und 
Generationenvertrag orientie-
ren und nicht an Sozialrenten.

Weiterhin ist bedenklich, 
dass Spätaussiedler gehalten 
werden, in den Nachfolgege-
bieten der UdSSR Rente zu 
beantragen, obwohl es hier-
für keine Sozialabkommen gibt 
bzw. eindeutige gesetzliche 
Grundlagen fehlen.

Die ständigen Gesetze-
sänderungen bringen für den 
Großteil der Betroffenen nur 
Verschlechterungen, was sich nachteilig auf eine erfolgreiche In-
tegration auswirkt. Die meisten der Betroffenen sind von Alter-
sarmut bedroht.

Forderungen der Landsmannschaft
Um gegen die höchst bedauerlichen Fehlentwicklungen im Frem-
drentenbereich vorzugehen, strengte die Landsmannschaft der 
Deutschen aus Russland vor einigen Jahren gemeinsam mit den 
Landsmannschaften der Siebenbürger Sachsen und der Banater 
Schwaben eine Klage vor dem Bundesverfassungsgericht an.

Das Urteil des Gerichts zementierte jedoch die in dem Schrei-
ben genannten Benachteiligungen und führte bei der Landsmann-
schaft der Deutschen aus Russland zu der Überzeugung, dass auf 
juristischem Wege kaum mehr etwas zu erreichen sein dürfte. Die 
Landsmannschaft ist daher bemüht, die folgenden Verbesserun-
gen auf der politischen bzw. der Verwaltungsebene zu erreichen:

1.	 Die Kürzung der Rente um 40 Prozent muss beseitigt wer-
den (siehe oben).

2.	 Ebenso ist die Kürzung der Rente um ein Sechstel zu beseiti-
gen, da hier von den Beteiligten umfangreiches Material zum 
Nachweis von früheren Tätigkeiten verlangt wird. Das stellt 
eine völlige Überforderung der Betroffenen in ihrer persönli-
chen Situation dar.

3.	 Des Weiteren darf es keine Zwangsverrentung durch die So-
zialbehörde geben. Diese zieht nämlich eine weitere Kürzung 

nach sich, da pro Monat der frühzeitigen Inanspruchnahme 
der Rente 0,03 Prozent weniger Rente bezahlt wird. Das kann 
eine Kürzung von bis zu 18 Prozent nach sich ziehen. Davon 
ist im Übrigen auch die einheimische Bevölkerung betroffen.

4.	 Bei Gesetzesänderungen muss eine ausführliche und detail-
lierte Aufklärung durch die zuständige Behörde bzw. Verwal-
tung erfolgen. Bisher wird bei einer Änderung nur über das 
Gesamtpaket und nicht über einzelne betroffene Bereiche in-
formiert.

5.	Dabei sollte so einfach wie 
möglich aufgeklärt werden, da 
die Betroffenen meist sach- 
und rechtsunkundig sind. Eine 
Aufklärung allein durch die 
Medien ist nicht ausreichend. 
Sollte dem nicht nachgekom-
men werden, liegt eine Aufklä-
rungs- bzw. Belehrungspflicht-
verletzung vor.

6.	Die zahlreichen Gesetzesän-
derungen im Fremdrentenbe-
reich haben für den Großteil 
der Betroffenen ausschließlich 
Verschlechterungen gebracht, 
was sich nachteilig auf eine 
erfolgreiche Integration aus-

wirkt. Bei den Fremdrentenleistungen sollte sich der Gesetz-
geber daher stärker am Eingliederungsgedanken orientieren 
– im Interesse der Betroffenen ebenso wie in dem des Staa-
tes, für den bei nicht gelungener Integration erhebliche Fol-
gekosten entstehen.

7.	 Wir mahnen ein verstärktes Engagement der Kommunen 
im Bereich der Fremdrentenregelung an, zumal diese bei zu 
niedrigen Renten für die Grundsicherung aufkommen müs-
sen.

8.	 Um Altersarmut einzuschränken bzw. zu verhindern, müssen 
die Übergangsregelungen weiter ausgelegt und flexibler ge-
staltet werden.

9.	 Es ist nicht zu verantworten, dass Deutschen aus Russland 
geraten wird, in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion Rente 
zu beantragen, obwohl es dafür keine Sozialabkommen gibt 
bzw. eindeutige gesetzliche Grundlagen fehlen.

10.	Der berechtigte Wunsch der Deutschen aus Russland nach 
einer gerechten Regelung ihrer Rentenbezüge darf seitens 
der Politik nicht mit dem Argument einer angeblich fehlenden 
„Sozialverträglichkeit“ dieses Wunsches abgewürgt werden.

11.	Bei der Gestaltung von Gesetzen wie zum Beispiel dem Frem-
drentengesetz sollten auch die Vereine und Verbände hinzu-
gezogen werden.
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Stellungnahme der Landsmannschaft

Altersarmut unter den Deutschen aus Russland  
und den anderen Nachfolgestaaten der Sowjetunion 

A us Sorge um die Zukunft unserer 
Volksgruppe fordern wir die Politik 
Deutschlands auf, wirksame Maß-

nahmen gegen die Altersarmut der Deut-
schen aus Russland zu ergreifen.

Als armutsgefährdet gelten gemäß 
EU-Definition Menschen, die mit weni-
ger als 60 Prozent des mittleren bedarfs-
gewichteten Einkommens der Bevölkerung 
in Privathaushalten auskommen müssen. 
Nach den Ergebnissen des Mikrozensus 
galten im Jahr 2013 beispielsweise Ein-
personenhaushalte mit einem monatli-
chen Netto-Einkommen von weniger als 
892 Euro als armutsgefährdet. Das ist bei 
weitem mehr, als die meisten Rentner der 
Deutschen aus Russland bekommen.

Unter den Deutschen aus Russland 
nimmt der Anteil der über 65-Jährigen, die 
im Alter armutsgefährdet sind, sehr schnell 
zu. Während 2013 jeder siebte Ruheständ-
ler in Deutschland von Altersarmut bedroht 
war, war dieser Anteil unter unseren Lands-
leuten erheblich höher. Betroffen sind alle 
Deutschen aus der ehemaligen Sowjet-
union, unabhängig davon ob sie mit dem 
Status Heimkehrer, Spätheimkehrer, Aus-
siedler oder Spätaussiedler geführt werden.

Ursachen sind die restriktiven Ände-
rungen des Fremdrentengesetzes in den 
90er Jahren. Seit 1996 gibt es Bestim-

mungen nach dem Wachstums- und Be-
schäftigungsförderungsgesetz mit einer 
Deckelung der im Ausland erworbenen an-
rechenbaren Entgeltpunkte, die eine Be-
rechnungsgrundlage für die Rentenhöhe 
bilden.

Mit dem Argument, dass die Deutschen 
aus Russland nicht bessergestellt werden 
dürfen als die Ostdeutschen, wurde für sie 
ein niedriger Bewertungsfaktor für Ent-
geltpunkte von 0,6 eingeführt. Wir begrü-
ßen das Vorhaben, die Ost-Rente an das 
Westniveau anzugleichen. Gleichzeitig kri-
tisieren wir aber, dass die Deutschen aus 
Russland in dieser Betrachtung nicht vor-
kommen. Der Bewertungsfaktor von 0,6 ist 
unverändert geblieben. Damit verschärft 
sich das Risiko der Altersarmut unter unse-
ren Landsleuten zunehmend.

Besonders dramatisch ist die Situation 
für Frauen und Männer, die nach 1993 in 
Deutschland mit dem Status Spätaussiedler 
eingereist sind. Ein hoher Anteil dieser ein-
gereisten Personen wurde nach §7 BVFG 
und deren Ehegatten nach §8 BVFG ein-
gestuft, wodurch sie keinen Anspruch auf 
Anerkennung ihrer Beschäftigungszeiten in 
den Herkunftsländern haben.

Auch in den nächsten Jahren werden 
die Deutschen aus Russland deutlich häu-
figer von Altersarmut bedroht sein. Unsere 

Volksgruppe ist überdurchschnittlich häufig 
von unterbrochenen Erwerbsbiographien, 
hohen Teilzeitarbeitsquoten und niedrigen 
Löhnen betroffen, was die Wahrscheinlich-
keit für niedrige Renten und Altersarmut 
erhöht. Der Integrationswille und die hohe 
Bereitschaft, eine beliebige niederqualifi-
zierte Arbeit zu übernehmen, nur um nicht 
von den Sozialkassen abhängig zu sein, 
bringen somit negative Folgen mit sich.

Die überproportional hohe Zunahme 
der Altersarmut unter den Deutschen aus 
Russland soll als große Herausforderung 
für Politik und Gesellschaft auf allen Ebe-
nen betrachtet werden. Der „Generatio-
nenvertrag“ soll auch für die Deutschen aus 
Russland gelten. Die Deutschen aus Russ-
land bilden eine junge Volksgruppe und 
zahlen mehr in die Rentenkasse ein, als ihre 
Rentner in Anspruch nehmen können.
Wir fordern wirksame Schritte zur Besei-
tigung der bestehenden und der drohen-
den Altersarmut bei Deutschen aus Russ-
land auch im Sinne des sozialen Friedens 
in den Reihen der Spätaussiedler. Unsere 
Landsleute haben die Solidarität der Ge-
sellschaft verdient.

Einstimmiger Beschluss 
der Bundesdelegiertenversammlung 

der Landsmannschaft der Deutschen 
aus Russland am 30. Oktober 2016

Altersarmut bekämpfen – auch bei Spätaussiedlern

D er Bund der Vertriebenen beschloss 
bei seiner Bundesversammlung am 
2. Dezember 2016 die folgende Er-

klärung zur Altersarmut unter Spätaussied-
lern: 
Die Bundesversammlung des Bundes der 
Vertriebenen blickt mit Besorgnis auf das 
gesamtgesellschaftlich ansteigende Risiko 
der Altersarmut. Die zu uns gekommenen 
Spätaussiedler sind von dieser Entwicklung 
besonders betroffen. Ursache hierfür sind 
die Änderungen des Fremdrentengesetzes 
(FRG) der 1990er-Jahre sowie die Bestim-
mungen nach dem Wachstums- und Be-
schäftigungsförderungsgesetz von 1996 mit 
der Deckelung der im Ausland erworbenen 
anrechenbaren Entgeltpunkte und der Ein-
führung eines niedrigeren Bewertungsfak-
tors von 0,6.

Dies wird in keiner Weise der Leistung 
und dem Lebensschicksal der Betroffenen 
gerecht, denen es erst Anfang der 1990er 

Jahre überhaupt möglich war, vermehrt in 
die Bundesrepublik Deutschland auszurei-
sen, und deren Familienstrukturen hier mit 
dazu beitragen, die gesetzliche Rente zu 
stützen.

Nach dem Fall des Eisernen Vorhangs hat-
ten viele der Betroffenen zunächst die Hoff-
nung, sich in den Heimat- und Vertreibungs-
gebieten frei entwickeln zu können. Als die 
Lebensperspektive sich dort aber nicht än-
derte, entschlossen sie sich dann doch zur 
Ausreise. Dieser auch von der Bundesre-
gierung unterstützte vorläufige Bleibewille 
wirkt sich nun für viele negativ aus.

Deshalb fordert die Bundesversammlung 
die Bundesregierung auf, Maßnahmen zu 
ergreifen, um dieses Altersarmutsrisiko für 
Spätaussiedler angemessen abzumildern.

Dabei ist es für alle Beteiligten wich-
tig, dass die mit dem Rentenbezug aus dem 
Ausland verbundenen bürokratischen Hür-
den und finanziellen Belastungen für die be-

troffenen Spätaussiedler abgebaut werden 
und nicht wie bisher nur der deutsche Ren-
tenversicherungsträger Einsparungen er-
zielt. Auch die Erklärungsfrist für Kinderer-
ziehungszeiten von einem Jahr nach Zuzug 
nach Deutschland ist zu kurz bemessen.

Die wenigsten Spätaussiedler werden im 
ersten Jahr des Zuzuges mit diesem Sach-
verhalt überhaupt konfrontiert und versäu-
men es deswegen, die Erklärung abzuge-
ben. Für die Spätaussiedler wäre außerdem 
eine Anhebung der FRG-Entgeltpunkte 
auf ein höheres Niveau sowohl bei Allein-
stehenden als auch bei Verheirateten not-
wendig.

Diese Schritte zur Abmilderung des be-
stehenden und sich weiter verstärkenden 
Altersarmutsrisikos bei Spätaussiedlern sind 
auch im Sinne des sozialen Friedens in den 
Reihen der Spätaussiedler dringend notwen-
dig. Diese Menschen haben unsere beson-
dere Solidarität verdient.
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Altersarmut – auch (und gerade!) bei Deutschen aus Russland 

Gemäß Artikel 1 des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland ist die 
Würde des Menschen unantastbar. 

Und weiter lesen wir dort: „Sie zu achten und 
zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen 
Gewalt.“

Das ist die Grundlage, auf die sich sozialpo-
litische Maßnahmen zur Verhinderung eines 
Lebens in würdeloser Armut stützen. Und es 
beinhaltet die Gewährleistung eines soziokul-
turellen Existenzminimums für alle Bürger – 
und damit auch für Heimkehrer, Spätheimkeh-
rer, Vertriebene, Aussiedler und Spätaussiedler.

Jenseits dieser selbstverständlichen Forde-
rungen nimmt unter den Deutschen aus Russ-
land der Anteil der über 65-Jährigen, die im 
Alter armutsgefährdet sind, sehr schnell zu.

Bezogen auf die Gesamtbevölkerung, 
hat sich die Anzahl der über 65-Jährigen, die 
Grundsicherung beziehen, seit 2003 von etwa 
258.000 auf 536.000 mehr als verdoppelt. 
Eine Verdopplung ergibt sich selbst dann, wenn 
man berücksichtigt, dass immer mehr Deut-
sche über 65 Jahre alt sind. Insgesamt bezogen 
2015 über eine Million Deutsche Grundsiche-
rung im Alter oder wegen Erwerbsminderung. 
2003 waren es noch rund 440.000.

Ursache, dass Deutsche aus Russland in 
weit überdurchschnittlichem Maße von Alter-
sarmut betroffen sind, ist die restriktive Ände-
rung des Fremdrentengesetzes in den 1990er 
Jahren und hier vor allem die Bestimmungen 
des Wachstums- und Beschäftigungsförde-
rungsgesetzes. Die drei Hauptbestandteile der 
restriktiven Änderungen seien hier genannt:

•	 Kürzung der Beschäftigungszeiten auf fünf 
Sechstel;

•	 Deckelung der im Ausland erworbenen an-
rechenbaren Entgeltpunkte, die eine Be-
rechnungsgrundlage für die Rentenhöhe 
bilden;

•	 niedriger Bewertungsfaktor von 0,6.

Nicht zu erklären ist darüber hinaus in 
einem sozialen Rechtsstaat, als der sich die 
Bundesrepublik Deutschland versteht, die He-
rabminderung der Entgeltpunkte für alleinste-
hende Deutsche aus Russland bzw. Witwer/
Witwen aus ihren Reihen auf 25 sowie für Ehe-
paare auf zusammen 50 – obwohl die meis-
ten von ihnen ein Leben lang gearbeitet haben!

Alles zusammengenommen, müssen Deut-
sche aus Russland eine bis zu vierfache Kür-
zung ihrer Rentenbezüge hinnehmen und er-
reichen in vielen Fällen ein Rentenniveau von 
gerade einmal 50 bis 55 Prozent der vergleich-
baren Ansprüche der Gesamtbevölkerung.

Damit liegt nach unserer Auffassung ein 
Verstoß gegen Artikel 3 des Grundgesetzes 
vor, in dem es unter anderem heißt:
(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, 

seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner 
Sprache, seiner Heimat und Herkunft, sei-
nes Glaubens, seiner religiösen oder poli-
tischen Anschauungen benachteiligt oder 
bevorzugt werden. …

Daraus ergeben sich für die Landsmann-
schaft der Deutschen aus Russland die fol-
genden Forderungen:

1.	 Die angeblich mangelnde Sozialverträglich-
keit darf kein Argument sein, Deutschen 
aus Russland aus Russland eine gerechte 
Rente zu versagen.

2.	 Insbesondere zu beseitigen sind der Kür-
zungen der Rentenansprüche aufgrund des 
durch kein Argument zu rechtfertigenden 
Bewertungsfaktors von 0,6.

3.	 Ebenso zu beseitigen ist die Kürzung der 
Beschäftigungszeiten auf fünf Sechstel, die 
für die Betroffenen – neben allen anderen 
Ungerechtigkeiten – mit dem Nachweis 
früherer Tätigkeiten in der Sowjetunion 
verbunden und aufgrund der herrschen-
den Verhältnisse in deren Nachfolgestaa-
ten nicht in angemessenem Ausmaß zu leis-
ten ist.

4.	 Keinesfalls darf eine Beantragung der Rente 
aus Russland bzw. den anderen Nachfol-
gestaaten der Sowjetunion verlangt wer-
den, da es hierfür keine Sozialabkommen 
bzw. eindeutige Gesetzesgrundlagen gibt. 
Es ist eine Illusion, zu glauben, dass es mit 
den Herkunftsstaaten der Deutschen aus 
der ehemaligen Sowjetunion in absehba-
rer Zeit entsprechende Sozialabkommen 
geben wird.

5.	 Und schließlich wenden wir uns gegen 
die Zwangsverrentung durch die Sozialbe-
hörde, die für die Deutschen aus Russland 
noch drastischere Konsequenzen hätte als 
für die Gesamtbevölkerung.

Adolf Braun,
Vorsitzender

des Sozialausschusses der LmDR
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Petersburger Dialog:
Bundesvorstandsmitglieder der Landsmannschaft 
vertreten die Interessen der Deutschen aus Russland 

D er Petersburger Dialog wurde als 
deutsch-russisches Diskussionsfo-
rum im Jahr 2001 ins Leben geru-

fen und fördert die Verständigung sowie 
einen offenen Dialog zwischen allen Berei-
chen der Zivilgesellschaften beider Länder. 
Er steht unter der Schirmherrschaft des je-
weils amtierenden deutschen Bundeskanz-
lers und des jeweils amtierenden russischen 
Präsidenten und findet in der Regel einmal 
jährlich abwechselnd in Deutschland und in 
Russland statt.

Zum 15. Mal sind Experten aus allen 
Bereichen des öffentlichen Lebens aus 
Deutschland und Russland, diesmal vom 14. 
bis 16. Juli 2016 in St. Petersburg, zusam-
mengekommen. Der Petersburger Dialog ist 
als bilaterale Tagung angelegt, die sich ge-
sellschaftlichen Zeitfragen und Fragen der 
deutsch-russischen Beziehungen widmet. Der 
Dialog versteht sich nicht nur als deutsch-rus-
sische Diskussionsplattform, sondern fungiert 
auch als Ideengeber für konkrete Projekte. 

Durch die Einbeziehung von zentralen Insti-
tutionen und nichtstaatlichen Organisationen, 
die sich mit dem deutsch-russischen Dialog 
befassen, werden bestehende Netzwerke ge-
stärkt und neue Konzepte entwickelt.

Bedauerlicherweise wurden die Deutschen 
aus Russland bislang nicht eingeladen und ihre 
Themen waren kein Gegenstand der Gesprä-
che. Auf deutscher und russischer Seite nah-
men in diesem Jahr jeweils etwa 150 Vertre-
ter teil.

Bei den Gesprächen in zehn Arbeitsgrup-
pen in St. Petersburg wurde deutlich, wie sehr 
bei einigen Themen die Meinungen auseinan-
derklaffen. Deutschland hatte den „Petersbur-
ger Dialog“ 2014 wegen der russischen Ein-
verleibung der ukrainischen Halbinsel Krim 
ausgesetzt. Reizthemen wie das russische Vor-
gehen in der Ukraine oder die geplante Na-
to-Aufrüstung in Osteuropa standen nicht ex-
plizit auf der Tagesordnung, dennoch wurden 
sie selbst in den Plenarsitzungen angespro-
chen.

Der deutsche Delegationsleiter Ronald Po-
falla betonte mit Blick auf die aktuellen Prob-
leme zwischen der Bundesrepublik und Russ-
land, es gebe keine Alternative zum Gespräch.

Die Vertreter der Landsmannschaft der 
Deutschen aus Russland, der Bundesvorsit-
zende Waldemar Eisenbraun, sein Stellvertre-
ter Ernst Strohmaier und der Vorsitzende der 
Jugendorganisation, Walter Gauks, sprachen 
vom besonders großen Interesse der Deut-
schen aus Russland an einer Wiederannähe-
rung Deutschlands und Russlands. Für die 
Volksgruppe habe es immer eine direkte Ab-
hängigkeit vom Stand der Beziehungen zwi-
schen Deutschland und Russland gegeben.

Als besonderen Erfolg kann die Lands-
mannschaft verbuchen, dass das Thema 

„Russlanddeutsche in Deutschland und Russ-
land“ auf die Tagesordnung des nächsten Pe-
tersburger Dialogs gesetzt werden soll.

Das nächste Treffen des Petersburger Dia-
logs findet im April 2017 in Berlin statt.

Ernst Strohmaier
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Wiederaufnahme der Arbeit der Deutsch-Russischen 
Regierungskommission vereinbart

Der Beauftragte der Bundesregierung 
für Aussiedlerfragen und nationale 
Minderheiten, Hartmut Koschyk 

MdB, hat am 17. Dezember 2015 im Bun-
desministerium des Innern in Berlin erste 
Gespräche mit dem Leiter der Föderalen 
Agentur für Nationalitätenangelegenhei-
ten der Russischen Föderation (FAN), S.E. 
Igor Barinow, geführt.

Barinow war im April dieses Jahres als 
Leiter der neu geschaffenen Agentur beru-
fen worden. Bei der Zusammenkunft wurde 
er vom Gouverneur der Oblast Omsk, Vik-
tor Nasarow, dem Leiter der Abteilung für 
Innenpolitik und bilaterale Beziehungen an 
der Russischen Botschaft in Berlin, Georgi 
Starikowitsch, der Leiterin des Protokollre-
ferats der FAN, Anna Poleschawaja, der stv. 
Referatsleiterin der FAN, Nadjeschda Pant-
schenko, und dem Mitarbeiter des russischen 
Außenministeriums, Alexandr Nadjeschdin, 
begleitet. Als Mitglieder der russischen De-
legation waren auch der Vorsitzende und die 
stv. Vorsitzende des IVDK, Heinrich Martens 
und Olga Martens, mit nach Berlin gereist.

Auf deutscher Seite nahmen neben Hart-
mut Koschyk und Mitarbeitern des Bundes-
ministeriums des Innern und des Auswär-
tigen Amtes an den Beratungen auch der 
Amtsvorgänger Koschyks, Parlamentari-
scher Staatssekretär a.D. Dr. Christoph Ber-
gner MdB, der stv. Vorsitzende des Auswär-
tigen Ausschusses, Franz Thönnes, sowie 
der erste russlanddeutsche Bundestags-
abgeordnete in der deutschen Parlaments-
geschichte, Heinrich Zertik MdB, teil. Zur 
deutschen Delegation gehörten auch der 
Bundesvorsitzende der Landsmannschaft 
der Deutschen aus Russland, Waldemar Ei-
senbraun.

Wichtigstes Ergebnis der Beratungen ist 
die Vereinbarung, im Frühjahr 2016 wieder 
eine Sitzung der Deutsch-Russischen Regie-

rungskommission für die Angelegenheiten 
der Russlanddeutschen abzuhalten.

Auf Anregung des Gouverneurs der Ob-
last Omsk, Viktor Nasarow, soll die Eröff-
nung des neuen Russisch-Deutschen Hau-
ses in Omsk im Frühjahr 2016 mit der 
nächsten ordentlichen Sitzung der Regie-
rungskommission in dieser Stadt verbun-
den werden. Dieses Kultur- und Geschäfts-
zentrum ist eine gemeinsame Initiative der 
Oblastverwaltung, die das Haus mietfrei für 
45 Jahre zur Verfügung gestellt hat, und des 
IVDK und wurde vom Bundesministerium 
des Innern im Jahr 2015 mit rund 136.000 
Euro zwecks Renovierung und Ausstattung 
gefördert.

Hartmut Koschyk dankte dem Gouver-
neur für die große Sensibilität in Fragen der 
deutschen Bevölkerung seines Gebiets und 
bot Unterstützung durch begleitende Fort-
bildungsmaßnahmen in Deutschland an.

Pressemitteilung
des Aussiedlerbeauftragten

der Bundesregierung

Wiederbelebung
der ukrainisch-deutschen Regierungskommission
 

D ie ukrainische Regierung beschloss am 24. Dezember 2015, die Arbeit der ukrai-
nisch-deutschen Regierungskommission für Angelegenheiten der in der Ukraine 

lebenden Personen deutscher Abstammung zu erneuern.

Nach den Konsultationen zwischen Deutschland und der Ukraine über die Wiederbe-
lebung der „Ukrainisch-deutschen Regierungskommission für Angelegenheiten der de-
portierten Deutschen, die in die Ukraine zurückkehren“ (1992-1999) hat die ukrainische 
Regierung entschieden, eine „Ukrainisch-deutsche Regierungskommission für Angele-
genheiten der in der Ukraine lebenden Personen deutscher Abstammung“ zu bilden und 
die Grundsätze der Regierungskommission aufzustellen.

Waldemar Eisenbraun überreichte dem Leiter der 
russischen Delegation, Igor Barinow, die Broschüre, 
in der die besten Beiträge für den russlanddeut-
schen Jugendschreibwettbewerb „Weihnachten 
verbindet“ dokumentiert sind.

„Volksdiplomatie kann viel bewirken…“
Delegation aus Niedersachsen besuchte die Region Tjumen

I m Rahmen der Landespartnerschaft 
zwischen dem Land Niedersachsen und 
der Region Tjumen sowie der Partner-

schaft der Landesgruppe Niedersachsen der 
Landsmannschaft der Deutschen aus Russ-
land und dem Gebietszentrum für Bildung, 
Methodik und deutsche Kultur Tjumen be-
suchte eine zwölfköpfige Delegation der 
Landesgruppe die Partnerregion Tjumen. 
Das Motto des Treffens lautete „Brücken 
der Freundschaft: Russland – Deutschland“.

Innerhalb von einigen Stunden landete 
die Gruppe aus dem schneelosen vorweih-
nachtlichen Deutschland mitten im ver-
schneiten sibirischen Tjumen bei schönem 

winterlichem Wetter. Auch darauf hatten 
sich die Vertreter der Landesgruppe Nieder-
sachsen mit der Vorsitzenden Lilli Bischoff, 
dem Vorstandsmitglied Marianna Neumann 
(Vorsitzende der Ortsgruppe Hannover), der 
Projektmitarbeiterin Nataliya Naumenko 
(Hannover) und Waldemar Goldnik (Lüne-
burg) gefreut. Die Jugend war repräsentiert 
durch Hendrik Reimer (stellv. Vorsitzender 
der Jugendorganisation der Landsmann-
schaft in Niedersachsen) und die Jugend­
tanzgruppe Randevu aus Lüneburg.

Seit nunmehr acht Jahren findet ein re-
gelmäßiger Austausch zwischen der Landes-
gruppe Niedersachsen und dem Gebiet Tju-

men statt, wo ca. 26.000 Deutsche leben. 
Seit 2007 besteht eine lebendige Partner-
schaft der Landesgruppe mit dem Gebiets-
zentrum für Bildung, Methodik und deut-
sche Kultur Tjumen.

Ein Höhepunkt der beiden Partnerschaf-
ten waren die Projekttage der Landesgruppe 
Niedersachsen 2012 („20 Jahre Partner-
schaft zwischen dem Land Niedersachsen 
und der Region Tjumen“ und „5 Jahre Part-
nerschaft zwischen der Landesgruppe Nie-
dersachsen und dem Gebietszentrum für 
Bildung, Methodik und deutsche Kultur Tju-
men“), die von der Landesregierung geför-
dert wurden.
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Und erst im September 2015 fanden zum 
wiederholten Male Projekttage der Landes-
gruppe Niedersachsen mit der Partnerre-
gion Tjumen statt. Dabei begrüßten die 
Niedersachsen eine zehnköpfige Delega-
tion aus der Region Tjumen mit Natalia Mat-
schuga, Koordinatorin des Internationalen 
Verbandes der deutschen Kultur im Uralge-
biet und Vorsitzende des Gebietszentrums 
für deutsche Kultur Tjumen, und organisier-
ten ein abwechslungsreiches Aufenthalts-
programm mit Teilnahme an der bundes-
weiten Gedenkfeier der Landsmannschaft in 
Friedland sowie Begegnungen mit Landsleu-
ten in Hannover, Lüneburg und Osnabrück.
Auch der jüngste Besuch diente der Weiter-
entwicklung und Stärkung der seit Jahren 
bestehenden Partnerschaft zwischen dem 
Land Niedersachsen und der Region Tju-
men sowie der Intensivierung der bestehen-
den direkten Kontakte der Landesgruppe 
Niedersachsen mit ihrer russlanddeutschen 
Partnerorganisation.
Mit im Gepäck hatte die deutsche Delega-
tion, wie schon bei vorigen Besuchen, In­
fobroschüren, Bücher, Gedenk- und Jubi-
läumspublikationen der Landsmannschaft 
sowie anderes Aufklärungs- und Bildungs-
material zur Geschichte und Gegenwart der 
Russlanddeutschen.
Auch diesmal kam es überall zu Begegnun-
gen und Gesprächen mit ortsansässigen 
Deutschen; dabei wurden Fragen zur Fami-
lienzusammenführung, den Ausreisebedin-
gungen, dem Sprachtest oder dem Leben in 
Deutschland gestellt. Zum fünftägigen Auf-
enthalt gehörten außerdem Besichtigungen 
örtlicher Sehenswürdigkeiten wie „Tjumen 
im Neujahrsglanz“, das Handelshaus und der 
historische Kreml in Tobolsk.
In der Gebietshauptstadt Tjumen traf sich 
die landsmannschaftliche Delegation mit 
Vertretern der Gebietsduma unter Leitung 
von Sergej Korepanow, der über den ak-
tuellen Stand der Partnerschaft zwischen 
der Region Tjumen und dem Land Nieder-
sachsen berichtete. „Obwohl die Politiker 
verschiedener Länder nicht immer eine ge-
meinsame Sprache finden, kann gerade die 
Volksdiplomatie viel bewirken. Wir hoffen, 
dass unsere gemeinsamen Projekte, die be-
reits vor Jahren beschlossen worden sind, 
auch weiter vorangetrieben werden“, be-
tonte er.
An die vielfältige Partnerschaft seit 1992 
in den Bereichen Industrie, Landwirtschaft 
und Bildung erinnerte auch der stellvertre-
tende Vorsitzende der Gebietsduma, Viktor 
Rein. Die momentanen politischen Schwie-
rigkeiten sollten die bewährte langjährige 
Partnerschaft nicht beeinflussen, meinte er. 
„Deutschland gehört zu unseren führenden 
Partnern.“ Die Russlanddeutschen und die 
LmDR als deren Vertreter sehen sich in der 
Landespartnerschaft als Brücke zwischen 
Niedersachsen und der Region Tjumen, hob 
Lilli Bischoff hervor.
In Tjumen traf sich die landsmannschaftli-
che Delegation auch mit den Aktiven des 

Gebietszentrums für deutsche Kultur. Dazu 
versammelten sich rund 20 Aktive, die Fra-
gen stellten, die in einer Gesprächsrunde 
von Lilli Bischoff und anderen Vertretern 
aus Niedersachsen beantwortet wurden.
Am gleichen Tag beteiligten sich die Gäste 
aus Niedersachsen an einem Arbeitskreis 
der Leiter und Vorstandsmitglieder der russ-
landdeutschen Organisation des Gebietes 
Tjumen, darunter Vertreter des Jugendklubs 
„Jugendland“. In aufschlussreichen Berich-
ten und Präsentationen wurden die Aktivi-
täten vor Ort und die Zukunftsprojekte vor-
gestellt und diskutiert.
In der alten Stadt Tobolsk wurden die Nie-
dersachsen von Vertretern der Stadtver-
waltung mit der Ersten stellvertretenden 
Stadtbürgermeisterin Jana Subowa und Ver-
tretern des Zentrums der deutschen Kultur 
in Tobolsk (Leiterin Irina Dmitrijewa), einer 
Filiale des Gebietszentrums für Bildung, 
Methodik und deutsche Kultur Tjumen, 
empfangen.
„Wir freuen uns, dass wir auch junge Men-
schen in unserer Delegation haben. Sie 
sind Kinder von Deutschen aus Russland, 
die noch ganz jung mit ihren Eltern nach 

Deutschland kamen oder dort geboren 
wurden. Wir haben sie mitgenommen, da-
mit sie das Land ihrer Eltern und Großeltern 
kennen lernen. Denn ohne das Wissen um 
die Vergangenheit der eigenen Volksgruppe 
kann man keine Zukunft aufbauen“, betonte 
Lilli Bischoff.
Abgerundet wurde der Aufenthalt im Ge-
biet Tjumen mit einem Besuch des Dorfes 
Jurginskoje, wo ein Treffen mit den örtlichen 
Russlanddeutschen stattfand. Die Gastge-
ber präsentierten die Aktivitäten der Natio-
nalen Kulturautonomie des Rayons Jurgins-
ki, während die Gäste aus Deutschland über 
die Aktivitäten der Landsmannschaft und 
das Leben der Landsleute in Deutschland 
berichteten. Anschließend wurde gemein-
sam Advent gefeiert.
Die Besucher aus Niedersachsen ließen sich 
auch den „Wettbewerb junger Familien“ 
mit einem Skiausflug in den verschneiten 
Wald nicht entgehen. Da in Deutschland 
der Schnee auf sich warten ließ, war es für 
alle eine bleibende Erfahrung – für manche 
wie ein Gruß aus der fernen Kindheit in der 
alten Heimat.

VadW

Teilnehmer der Delegation mit der Landesvorsitzenden Lilli Bischoff.

Die deutschen Gäste in Jurginskoje mit den örtlichen Russlanddeutschen.
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Deutsch-Russische Regierungskommission 
für die Angelegenheiten der Russlanddeutschen

A m 24. und 25. Mai fand in Omsk 
(Russland) die 21. Deutsch-Rus-
sische Regierungskommission für 

die Angelegenheiten der Russlanddeut-
schen unter Vorsitz des Beauftragten der 
Bundesregierung für Aussiedlerfragen und 
nationale Minderheiten, Herrn Hartmut 
Koschyk, MdB und des Leiters der Födera-
len Agentur für Nationalitätenangelegen-
heiten, Minister Igor Barinow, statt. Es war 
die erste Sitzung, seitdem die Zuständigkeit 
für die Angelegenheiten der Russlanddeut-
schen auf die Agentur für Nationalitätenan-
gelegenheiten übergegangen ist, die letzte 
Sitzung hatte im Mai 2013 in Berlin statt-
gefunden.

Im Rahmen der Sitzung wurde das neu 
errichtete Deutsche Kultur- und Geschäfts-
zentrum „Deutsch-Russisches Haus“ in 
Omsk im Beisein der Co-Vorsitzenden und 
des Gouverneurs des Verwaltungsgebie-
tes Omsk, Herrn Nazarow, feierlich seiner 
Zweckbestimmung übergeben. Das Haus 
vervollständigt die bisher in Westsibirien be-
findlichen Deutsch-Russischen Häuser (Bar-
naul, Nowosibirsk und Tomsk). Beauftrag-
ter Koschyk zeigte sich hoch erfreut, dass 
nunmehr auch den rund 50.000 Russland-
deutschen in der Region Omsk ein reprä-
sentatives und für die kulturelle Arbeit gut 
geeignetes Objekt zur Verfügung steht.

Der Sitzung der Regierungskommission 
war ein bilaterales Gespräch zwischen dem 
Beauftragten der Bundesregierung für Aus-
siedlerfragen und nationale Minderheiten, 
Herrn Hartmut Koschyk, MdB und dem Lei-

ter der Föderalen Agentur für Nationalitä-
tenangelegenheiten, Herrn Minister Igor Ba-
rinow, vorausgegangen, in dem beide Seiten 
die Fortsetzung und den weiteren Ausbau 
der deutsch-russischen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Förderung der Russ-
landdeutschen vereinbarten. Beide Seiten 
kamen überein, trotz der schwierigen ge-
samtpolitischen Situation die Verhandlun-
gen über ein neues Regierungsabkommen 
über die Zusammenarbeit zwischen der Re-
gierung der Russischen Föderation und der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
zur Förderung der ethnokulturellen Ent-
wicklung der Russlanddeutschen wieder-
aufzunehmen. Beide Seiten vereinbarten, 
das aktuelle Verfahren zur Anerkennung der 
deutschen Fördermittel als technische Hilfe 
fortzusetzen. Mit der Anerkennung als tech-
nische Hilfe ist die Steuerbefreiung für die 
deutschen Fördermittel in der Russischen 
Föderation verbunden.

Im Rahmen der Sitzung erörterte Bun-
desbeauftragter Koschyk mit dem neuen 
Co-Vorsitzenden Herrn Minister Igor Ba-
rinow weitere aktuelle Fragen der Förde-
rung der deutschen Minderheit, insbeson-
dere die Situation der Deutsch-Russischen 
Häuser in der Russischen Föderation und die 
neuere Gesetzgebung der Russischen Fö-
deration zur Regulierung der Tätigkeit von 
Nicht-Staatlichen Organisationen (NGO) 
hinsichtlich deren Registrierung als auslän-
dische Agenten. Bereits in der Sitzung im 
Mai 2013 hatte die russische Seite zugesagt, 
dass sich die Gesetzgebung nicht auf die Tä-

tigkeit von gesellschaftlichen Organisatio-
nen, darunter auch der Selbstorganisation 
der Russlanddeutschen erstreckt, sofern 
deren Tätigkeit ausschließlich auf die Berei-
che Kultur, Wissenschaft, Bildung, Soziales 
abzielt und wenn sich die genannten Organi-
sationen nicht politisch betätigen. Bundes-
beauftragter Koschyk betonte, dass die Bun-
desregierung der geschichtlich bedingten 
besonderen Verantwortung Deutschlands 
für die Russlanddeutschen in ihren Her-
kunftsgebieten auch künftig gerecht werde 
und diese im Rahmen des finanziell Mögli-
chen weiterhin unterstützen wird. Die deut-
sche Bundesregierung stellte im Jahr 2015 
rund 9,4 Mio. Euro für Hilfsmaßnahmen zu-
gunsten der in der Russischen Föderation le-
benden Deutschen zur Verfügung; für 2016 
sind ca. 9,5 Mio. Euro vorgesehen. Die rus-
sische Seite hat für 2015 ca. 79 Mio. Rubel 
(rund 1,1 Mio. Euro) zur Verfügung gestellt; 
für 2016 sind Unterstützungsleistungen von 
ca. 66 Mio. Rubel (rund 890.000 Euro) vor-
gesehen.

Bundesbeauftragter Koschyk würdigte 
abschließend die seit mehr als 20 Jahren in 
diesem Bereich bestehende enge und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit zwischen der 
deutschen und der russischen Regierung, 
auch wenn nicht immer Übereinstimmung 
in allen Fragen erzielt werden konnte. Beide 
Seiten versicherten, diese Zusammenarbeit 
auch künftig im Interesse der gemeinsamen 
Verantwortung für die Deutschen in der 
Russischen Föderation fortsetzen zu wollen.

Quelle: www.aussiedlerbeauftragter.de

Besuch des Omsker Staatlichen Museums für Geschichte und Heimatkunde. � Quelle: IVDK
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Ortsgruppe Offenburg/Ortenaukreis  
besucht Republik Komi
Vertiefung der seit neun Jahren bestehenden Partnerschaft

Auf Einladung der Deutschen Natio-
nal-Kulturellen Autonomie der Re-
publik Komi, mit der die Kreis- und 

Ortsgruppe Offenburg/Ortenaukreis der 
Landsmannschaft der Deutschen aus Russ-
land seit neun Jahren intensive partner-
schaftliche Beziehungen pflegt, nahm eine 
Delegation aus Offenburg an den Feierlich-
keiten zum 95-jährigen Bestehen der Re-
publik Komi teil.

Unsere Kreis- und Ortsgruppe war 
durch Georg Stößel, Initiator und Orga-
nisator der Partnerschaft, und der Vokal-
gruppe des Offenburger Cho-
res der Deutschen aus Russland 
„Jungbrunnen“ mit Ludmila Bohn, 
Marta Peters, Viktor Loos, Sus-
anna Homann und Elvira Tissen 
vertreten.

Das Programm unseres Aufent-
halts war sehr umfangreich:

•	 informatives Treffen mit den Aktivisten 
der national-kulturellen Autonomien der 
Republik Komi;

•	Teilnahme an der Eröffnung der Aus-
stellung „Junge Maler der nordöstli-
chen Region Russlands“ in der Nationa-
len Galerie der Republik Komi und der 
Ausstellung der Sieger des republikani-
schen Fotowettbewerbs „Republik Komi“ 
im Zentrum der kulturellen Initiativen 
„Jugor“;

•	Teilnahme an der offiziellen Feierver-
sammlung zum Jubiläum der Republik 
Komi sowie an der Eröffnung der Aus-
stellung der Errungenschaften der Kreise 
und Betriebe der Republik Komi;

•	Besuch des kulturellen Festivals „Dialog 
der Kultur. Nördliche Vielseitigkeit“ und 
der theatralisierten Vorstellung „Glanz 
des Nordens“ im Zentralen Stadion von 
Syktywkar.

Die Vokalgruppe unseres Chores „Jung-
brunnen“ beteiligte sich aktiv am kulturellen 
Programm der Feierlichkeiten, nicht nur in 
der Hauptstadt der Republik Komi, Syktyw-
kar, sondern auch in anderen Regionen: in 
der Siedlung Krasnosatonskij und in Uchta, 
der zweitgrößten Stadt der Republik Komi, 
in der das erste Erdölvorkommen Russlands 
entdeckt wurde.

In Uchta hatte unsere Delegation ein 
Treffen mit dem Rektorat der Staatlichen 
Technischen Universität Uchta, bei dem wir 
die Möglichkeiten partnerschaftlicher Be-

ziehungen mit der Hochschule Of-
fenburg besprachen.

In Uchta fand auch ein herzli-
cher Empfang bei den Mitgliedern 
des Vereins der Deutschen in der 
Stadt, „Freiheit“, statt. Dabei san-
gen wir gemeinsam deutsche Volks-

lieder, und auch ein Besuch des Mu-
seums von Viktor Moor stand auf dem 

Programm. In einem echten alten Viehwag-
gon – ähnlich den Viehwaggons, in denen 
unsere Eltern und Großeltern wegen ihrer 
deutschen Abstammung 1941 aus ihren 
Heimatorten nach Sibirien und Mittelasien 
deportiert wurden – hat Viktor Moor lie-
bevoll viele Exponate aus dieser für unsere 
Volksgruppe leidvollen Zeit gesammelt. An-
schließend wurden auf dem Friedhof Blu-
men am Ehrenmal für die russlanddeut-
schen Opfer während der Deportation und 
Zwangsarbeit niedergelegt.

Unsere Delegation wurde in Syktywkar 
vom Ministerium für nationale Beziehun-
gen der Republik Komi und der Administ-
ration der Stadt Syktywkar offiziell emp-
fangen. Bei beiden Empfängen wurden die 
Perspektiven der weiteren partnerschaftli-
chen Beziehungen besonders im kulturel-
len und öffentlichen Bereich besprochen 
und auch eine Vereinbarung über die Ent-

wicklung der Zusammenarbeit zwischen der 
Deutschen National-Kulturellen Autonomie 
der Republik Komi und der Kreis- und Orts-
gruppe Offenburg/Ortenaukreis der Lands-
mannschaft der Deutschen aus Russland 
unterzeichnet.

Alle offiziellen Treffen und Besprechun-
gen sowie die vielen geknüpften zwischen-
menschlichen Kontakte unterstrichen ein 
weiteres Mal die Rolle der Russlanddeut-
schen als Vermittler der wirtschaftlichen, 
kulturellen und partnerschaftlichen Be-
ziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Russischen Föderation.

Über diese wichtige Rolle der Russland-
deutschen hat der damaliger Bundeskanzler 
Helmut Kohl bereits im Jahr 1998 auf dem 
Bundestreffen der Deutschen aus Russland in 
Stuttgart gesprochen. Und auch Bundeskanz-
lerin Angela Merkel hat diese Bedeutung am 
24. August 2009 während eines Empfangs 
der führenden Repräsentanten der Lands-
mannschaft der Deutschen aus Russland, des 
Verbandes der Siebenbürger Sachsen und der 
Landsmannschaft der Banater Schwaben im 
Bundeskanzleramt hervorgehoben.

Unsere Delegation bedankt sich bei der 
Stadtverwaltung Offenburg für die finanzi-
elle Unterstützung, ohne die dieser Gegen-
besuch gar nicht möglich gewesen wäre.

Um die Partnerschaft mit der Deutschen 
National-Kulturellen Autonomie der Repu-
blik Komi weiterhin aufrechterhalten und 
pflegen zu können, ist die Kreis- und Orts-
gruppe Offenburg/Ortenaukreis der Lands-
mannschaft der Deutschen aus Russland für 
jede Unterstützung dankbar.

Georg Stößel Vorsitzender
der Kreis- und Ortsgruppe

Offenburg/Ortenaukreis,
Mitglied des Integrationsbeirats

der Stadt Offenburg

Die Teilnehmer in der Staatlichen Technischen Universität Uchta.

Initiatoren und Organisatoren der Partnerschaft: 
Oleg Strahler (links) und Georg Stößel.
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„70 Jahre nach Kriegsende – Russlanddeutsche gestern und heute“
Jugend-LmDR bei der Tagung der Deutschen Gesellschaft in Berlin

Namhafte Politiker und Vertreter der 
Öffentlichkeit, Deutsche aus Russland 
und Einheimische versammelten sich 

am 7. Dezember 2016 in der Vertretung des 
Freistaates Thüringen in Berlin, um über As-
pekte der deutsch-russischen Beziehungen 
und deren Folgen für die Gegenwart zu spre-
chen. Die Tagung mit dem Namen „70 Jahre 
nach Kriegsende – Russlanddeutsche ges-
tern und heute“ fand in Zusammenarbeit der 
Deutschen Gesellschaft e.V. mit der LmDR 
und ihrer Jugendorganisation statt.

Auf der Liste der hochkarätigen Gäste stan-
den unter anderem Hartmut Koschyk, Beauf-
tragter der Bundesregierung für Aussiedler-
fragen und nationale Minderheiten, Heinrich 
Zertik, MdB, Bundesreferent für politische 
Bildung der Landsmannschaft der Deutschen 
aus Russland, Waldemar Eisenbraun, Bun-
desvorsitzender der Landsmannschaft der 
Deutschen aus Russland, und Vladimir Grinin, 
Außerordentlicher und Bevollmächtigter Bot-
schafter der Russischen Föderation.

In seinem Grußwort begründete Eisen-
braun die Wahl des Tagungstitels: „Wir haben 
das Thema nicht zufällig gewählt. Wir spre-
chen von einer Zeitspanne, in der bei uns in 
Deutschland zwei bis drei Generationen in 

Frieden aufwachsen konnten. Leider können 
wir jedoch nicht sagen: 70 Jahre ohne Krieg 
in Europa.“

Koschyk ging in seiner Rede auf die The-
men Krieg und Flüchtlingskrise ein: „Die Her-
ausforderungen der internationalen Krise be-
kommen wir in Deutschland besonders zu 
spüren. Für alle, die wie die Russlanddeut-
schen und die Heimatvertriebenen insge-
samt unter den Folgen des Zweiten Weltkrie-
ges besonders zu leiden hatten, ist die Lage 
von Kriegsflüchtlingen und aus verschiede-
nen Gründen in Deutschland Asyl Suchenden 

besonders gut nachvollziehbar.“ Heinrich Zer-
tik wandte sich gegen direkte Vergleiche zwi-
schen Deutschen aus Russland und Zuwan-
derern: „Ich bin immer skeptisch, wenn man 
uns ‚Zuwanderer‘ nennt. Wir Deutschen aus 
der ehemaligen Sowjetunion sind keine Zu-
wanderer, wir sind Heimkehrer.“

Der Bundesvorsitzende der Jugendorga-
nisation der Landsmannschaft, Walter Gauks, 
ging auf das Thema des Pluralismus ein und 
leitete zur Podiumsdiskussion im Rahmen der 
Tagung über, die unter dem folgenden Titel 
stand (siehe nächsten Artikel):

Vertreter der Landsmannschaft und ihrer Jugendorganisation bei der Berliner Tagung.

Auf die junge Generation der Russlanddeutschen 
können wir stolz sein

Als Bundesregierung sprechen wir längst 
von einer Erfolgsgeschichte der Integ-
ration der Aussiedler. Nur in der Öf-

fentlichkeit kam diese Erkenntnis zögerlich an.
Die Integration der Spätaussiedler in die 

Gesellschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land vollzog sich Ende der 80er Jahre zunächst 
ganz lautlos. Dann folgten die 90er Jahre mit 
Zuzugszahlen im sechsstelligen Bereich. Über 
Jahre zeichnete die Berichterstattung in den 
Medien ein negatives Bild, etwa von straffällig 
gewordenen russlanddeutschen Jugendlichen. 
Auch Wissenschaftler wagten keine günsti-
gen Prognosen. Über Normalität und Erfolge 
wurde lange kaum berichtet.

Die Spätaussiedlerfamilien wurden in der 
Öffentlichkeit zunehmend als russischspra-
chige Familien wahrgenommen und nicht als 
Deutsche, die unter Deutschen leben wollen. 
So war es nicht verwunderlich, dass sie sich 
nicht willkommen fühlten und sogar an ihrer 
deutschen Identität zweifelten.

Die Bundesregierung ließ die Spätaussied-
ler mit diesem Problem nie allein und beglei-
tete sie mit einer Reihe von Maßnahmen. So 
haben sie Anspruch auf bundesgeförderte In-
tegrationskurse und Migrationsberatung – die 
Migrationsberatung für erwachsene Zuwande-
rer und die Jugendmigrationsdienste.

Ebenso wie die meisten Spätaussiedler 
haben sich auch die Jugendlichen, die in den 
90er Jahren in einer ohnehin schwierigen Ent-
wicklungsphase der Pubertät nach Deutsch-
land mitgenommen wurden, inzwischen in 
ihrer neuen Heimat Deutschland eingelebt.

Ihre Lebensverhältnisse haben sich weitge-
hend an die der Einheimischen angeglichen. 
Mit anfangs geringen Deutschkenntnissen 
und Sozialisationserfahrungen in einem ganz 
anderen gesellschaftlichen System brauchten 
die jungen Spätaussiedler einfach eine Einge-
wöhnungszeit.

Auf die gegenwärtige junge Generation 
der Deutschen aus Russland können wir stolz 
sein. Sie fallen durch ihren Bildungseifer auf. 
23 Prozent der 16- bis 20-Jährigen besuchen 
die gymnasiale Oberstufe. 28 Prozent der 20- 
bis 30-Jährigen haben einen Fachhochschul- 
oder Hochschulabschluss. Besonders loben 
möchte ich die jungen Frauen mit ihrem deut-
lichen Trend zu höheren Bildungsabschlüssen.

Ich will hier aber gar nicht mit meiner Mei-
nung hinter dem Berg halten, dass in der 
Frage der Anerkennung von im Herkunfts-
land erworbenen Ausbildungs- und Berufsab-
schlüssen immer noch ein Nachbesserungs-
bedarf besteht. Aus diesem Grunde habe ich 
Ende letzten Jahres gemeinsam mit dem Par-

lamentarischen Staatssekretär im Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung, Stefan 
Müller MdB, zu einem Fachgespräch mit Ver-
treterinnen und Vertretern zuständiger Behör-
den, Fachexperten und Verbänden ins Bundes-
ministerium des Innern eingeladen – auch die 
Landsmannschaft der Deutschen aus Russland 
saß mit am Tisch. Neben den einschlägigen Be-
stimmungen des Bundesvertriebenengesetzes 
profitieren Spätaussiedler seit April 2012 auch 
vom Bundesgesetz zur Anerkennung ausländi-
scher Berufsqualifikationen, das sich allerdings 
nur auf die Berufe bezieht, die durch rechtliche 
Vorgaben des Bundes geregelt sind. Wir Teil-
nehmer der Fachtagung waren uns einig, dass 
dieser positive Trend auch von den Bundeslän-
dern für Berufe, für deren Anerkennung sie zu-
ständig sind, ausgeweitet werden sollte.

Manchmal wird beklagt, dass die Agenturen 
für Arbeit und die Jobcenter keine besonderen 
Förderprogramme mehr anbieten, die sich aus-
schließlich an Spätaussiedler richten. Aber be-
denken Sie: Spätaussiedlern steht der gesamte 
„arbeitsmarktpolitische Instrumentenkasten“ 
zur Verfügung. Sofern die Notwendigkeit be-
steht, können diese arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente nachrangig noch mit sprachlichen 
Anteilen flankiert werden.

Quelle:  www.aussiedlerbeauftragter.de

Ausschnitte aus der Rede von Hartmut Koschyk beim Gesellschaftspolitischen Forum
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A uch junge Deutsche aus Russland 
sollten bei der Tagung zu Wort kom-
men. In erster Linie ging es dabei 

um Fragen der eigenen Identitätsfindung.

Die Teilnehmer der von Walter Gauks 
moderierten Podiumsdiskussion – alle mitt-
lerweile erfolgreich in Deutschland – sag-
ten: In Deutschland wurden sie auch schon 
mal als „Russen“ abgestempelt.

So meinte Dietmar Schulmeister, stell-
vertretender Bundesvorsitzender des 
RCDS und Pressesprecher der Landesgrup-
pe NRW der Landsmannschaft; „Die Men-
schen wollen sich gar nicht damit auseinan-
dersetzen, was ein Russlanddeutscher ist. 
Wir müssen manchmal erklären, dass wir 
keine Russen, sondern Deutsche aus Russ-
land sind.“

Die Aktivistin des Jugendverbandes 
der Landsmannschaft, die Sängerin Hele-
na Kolb, steht überzeugt zu ihrer Herkunft 
und findet es äußert bedauerlich, dass eini-
ge russlanddeutsche Jugendliche sich nicht 
offenbaren wollen: „Ich hatte eine russland-
deutsche Mitschülerin, die ihre eigene Iden-
tität verleugnet hat. Das hat mich extrem 
schockiert.“

Jannis Panagiotidis, Juniorprofessor für 
Russlanddeutsche Migration und Integrati-
on am Institut für Migrationsforschung und 
Interkulturelle Studien, hatte in seinem Vor-
trag kurz vor der Podiumsdiskussion erklärt, 
dass die zweite Generation der Russland-
deutschen in Deutschland kaum als solche 
zu erkennen sei: „Die in Deutschland gebo-

renen Kinder der Deutschen aus Russland 
sind deutsche Staatsbürger, die nicht einmal 
über den Geburtsort als ‚russlanddeutsch‘ 
zu identifizieren sind. Diese zweite Gene-
ration, die Nachgeborenen, sind jetzt er-
wachsen. Sie haben vielleicht schon selber 
Familien, sie gehen zur Universität, stehen 
im Berufsleben.“ Dadurch, dass diese Ju-
gendlichen mit dem so genannten russland-
deutschen Hintergrund hier geboren und 
aufgewachsen sind, hätten sie diese gewis-
se „Unsichtbarkeit“, so Panagiotidis.

Die Teilnehmer der Podiumsdiskussion, 
die großenteils im frühen Kindesalter nach 
Deutschland übersiedelten, äußerten den 
Wunsch, der Öffentlichkeit die Geschichte 
ihrer Vorfahren zu vermitteln. „Ich finde es 
schade, dass man hier sehr wenig über un-
sere Geschichte weiß“, meinte etwa Helena 
Kolb. Und Dietmar Schulmeister fügte hin-
zu: „Wir müssen versuchen, als Transmitter 
unsere Geschichte den Deutschen nahe zu 
bringen, damit sie wissen, wer wir eigentlich 
sind. Wir wollen gehört werden.“

Die Künstlerin Alwina Heinz rief zu mehr 
Toleranz gegenüber anderen auf: „Die Ge-
sellschaft ändert sich ständig, und jeder 
kann für sich selber entscheiden, welche 
Interessen er vertritt. Man sollte Akzeptanz 
und Verständnis für unsere alte Geschichte 
haben und ebenso für die Geschichte ande-
rer Volksgruppen.“

Georg Dege, Beauftragter für Aussiedler-
fragen der CDU im Berliner Bezirk Spandau, 
fand, dass die Deutschen aus Russland kei-
nem mehr etwas beweisen müssten: „Es 

gibt viele Deutsche aus Russland, die sich 
hervorragend engagieren. Und ich denke, 
es reicht einfach, wenn wir zeigen, dass 
wir gute Arbeit leisten.“ Die Deutschen 
aus Russland stünden jedoch erst ganz am 
Anfang ihrer Teilhabe am politischen Ge-
schehen in Deutschland und sollten sich in 
dieser Hinsicht aktiver einbringen. „Ich bin 
gerne hier, um zu sagen, dass es sich lohnt, 
sich politisch zu engagieren“, so der junge 
Politiker.

Auch das Thema Jugendarbeit wurde in 
der Podiumsrunde angeschnitten. Hier wa-
ren sich die Jugendlichen einig – Zusam-
menhalten verspricht Erfolg. „Das Wich-
tigste ist, dass wir als Einheit auftreten, zum 
Beispiel bei der Jugendorganisation der 
Landsmannschaft“, meinte Dietmar Schul-
meister. Wer sich bei der Jugendarbeit en-
gagiere, lerne auch etwas für sich selber. Er 
bekomme interkulturelle Kompetenzen ver-
mittelt und lerne, Verantwortung zu über-
nehmen. Wer sich in der Landsmannschaft 
engagiere, leiste zugleich etwas für die ge-
samte Volksgruppe.

Walter Gauks fasste seine Eindrücke fol-
gendermaßen zusammen: „Ich freue mich, 
dass wir schon bei der Tagung neue Ideen 
für das Jahr 2016 geschmiedet haben. Es 
war eine wichtige und notwendige Tagung. 
Ich danke allen, die sich aktiv eingesetzt ha-
ben. Mein großer Dank gilt Herrn Roessel 
von der Deutschen Gesellschaft für die tolle 
Zusammenarbeit.“

Lena Arent, 
Redaktion der Jugend-LmDR

Teilnehmer der Podiumsdiskussion (von links): Alwina Heinz, Georg Dege, Dietmar Schulmeister, Helena Kolb und Walter Gauks.

„Aufbruch der neuen Generation – 
Stimmen junger Russlanddeutscher“ JU
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„Dialog mit Deutschen aus Russland"
Veranstaltungsreihe des gesellschaftspolitischen  
Forums geht weiter – Hartmut Koschyk als Ehrengast

Das Gesellschaftspolitische Forum 
„Dialog mit Deutschen aus Russ-
land“, das am 7. Juni in der Evange-

lischen Kirchengemeinde Marzahn-Nord 
(Berlin) stattfand, war eine sehr inte
ressante und erfolgreiche Veranstaltung. 
Walter Gauks, Bundesvorsitzender der Ju-
gendorganisation der Landsmannschaft der 
Deutschen aus Russland, begrüßte die zahl-
reichen Gäste und die Teilnehmer der Po-
diumsdiskussion. Im Rahmen des Forums 
wurde die Wanderausstellung der Lands-
mannschaft präsentiert.

Heinrich Zertik, erster russlanddeutscher 
Bundestagsabgeordneter, und Hartmut 
Koschyk MdB, Beauftragter der Bundesre-
gierung für Aussiedlerfragen und nationale 
Minderheiten, hielten zwei aufschlussreiche 
Reden über die gelungene soziale und wirt-
schaftliche Integration der Deutschen aus 
Russland.

Im Anschluss diskutierte das Podium über 
die gesellschaftliche und politische Teilhabe 
der Deutschen aus Russland. Die Teilnehmer 
waren sich einig, dass die Zusammenarbeit 
der Kommunalpolitik mit den Deutschen aus 
Russland intensiviert werden sollte.

Für Birgit Monteiro, Bürgermeisterin 
von Lichtenberg, ist die Erweiterung der 
Zusammenarbeit der Kommunen mit den 
Deutschen aus Russland wichtig. Die Poli-
tik müsse auf sie zugehen, aber auch eine 

Einladung zur Zusammenarbeit seitens der 
Deutschen aus Russland sei sehr wichtig. 
Die Beteiligung aller Parteien müsse hörbar 
und sichtbar sein. Als herausragenden Integ­
rationsfaktor bezeichnete die Bürgermeiste-
rin die Erwerbstätigkeit.

Dr. Sergej Henke, Mitglied der Bezirks-
verordnetenversammlung Marzahn-Hell-
ersdorf, wünschte sich eine stärkere Betei-
ligung der Kommunalpolitik. Politik müsse 
sich mehr für die Belange der Aussiedler ein-
setzen, aber auch die Deutschen aus Russ-
land sollten sich aktiver in der Kommunalpo-
litik engagieren.

Für Heinrich Zertik spielen Heimat, Iden-
tität und Glauben eine wichtige Rolle bei der 
Integration der Deutschen aus Russland. Er 
betonte die Wichtigkeit der christlichen 
Werte für die Gesellschaft. Darüber hinaus 
rief er die Deutschen aus Russland zur poli-
tischen Teilhabe auf, um ihre Interessen bes-
ser durchsetzen zu können.

Alex Arzer, Pastor der Evangeliums- 
Christengemeinde Berlin, beschrieb die 
Deutschen aus Russland als „gottesfürch-
tige“ Männer und Frauen, die nach ihrer 
Rückkehr in ihre historische Heimat ihren 
Glauben frei ausleben konnten. Der Glaube 
verbinde die Menschen und erleichtere so 
die Integration.

Auch Hartmut Koschyk setzte sich für 
eine verstärkte Teilhabe der Deutschen aus 

Russland am politischen Leben ein. Er ermu-
tigte die Deutschen aus Russland zudem, 
ihre Zweisprachenkultur zuzulassen. An die 
Kirchen appellierte der Aussiedlerbeauf-
tragte, auf die Deutschen aus Russland zu-
zugehen und sie in die Gemeinden aufzu-
nehmen, denn sie hätten ihren Glauben trotz 
Unterdrückung aufrechterhalten. Im An-
schluss an die Podiumsdiskussion beantwor-
teten die Teilnehmer die zahlreichen Fragen 
des Publikums. Das Schlusswort sprach Dr. 
Sergej Henke.

Wir bedanken uns bei den Teilnehmern 
der Diskussionsrunde sowie bei den zahl-
reichen Gästen für diesen informativen und 
regen Gedankenaustausch. Es wurde wieder 
deutlich, dass die Integration der Deutschen 
aus Russland einen erfolgreichen Verlauf ge-
nommen hat. Dennoch besteht Nachholbe-
darf vor allem hinsichtlich der politischen 
Teilhabe.

Deshalb bitten wir um Themenvor-
schläge und -wünsche für die künftigen 
Veranstaltungen, damit wir diesen Dialog 
zwischen den Deutschen aus Russland und 
Akteuren aus Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft intensivieren und weiterhin er-
tragreich gestalten können.

Alexander Korneev, 
Redaktion der Jugend-LmDR

Teilnehmer der Podiumsdiskussion (von links): Walter Gauks, Bundesvorsitzender der Jugend-LmDR; Alex Arzer, Pastor der Evangeliums-Christengemeinde Berlin; 
Heinrich Zertik, MdB; Hartmut Koschyk, Aussiedlerbeauftragter der Bundesregierung; Birgit Monteiro, Bürgermeisterin von Berlin-Lichtenberg; Dr. Sergej Henke, 
BVV-Mitglied in Marzahn-Hellersdorf. 
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3. Jugend- und Bildungsforum 
der Jugend der Landsmannschaft

A m 8. Juni 2016 fand im Abacus Tier-
park Hotel Berlin das 3. Jugend- und 
Bildungsforum der Jugend-LmDR 

gemeinsam mit dem 10. Deutsch-Russi-
schen Wirtschaftstag statt.

Der Deutsch-Russische Wirtschaftstag 
ist zu einem bedeutenden Berliner Wirt-
schaftsforum für deutsche und russische 
Unternehmen geworden. Bei der hochkarä-
tig besetzten Podiumsdiskussion des Wirt-
schaftstages wurde deutlich, wie wichtig es 
ist, die Gespräche auch in schwierigen Zei-
ten fortzuführen und die Wirtschaftsbezie-
hungen beider Länder weiterzuentwickeln.

Hierzu sagte Andreas Jopt, Projektma-
nager der MARWIKO AG: „Ich glaube, die 
Wirtschaft ist sehr bemüht, die Kontakte in 
diesen schwierigen Zeiten zumindest nicht 
abreißen zu lassen. Sie will sie vielmehr in ir-
gendeiner Form fortsetzen."

Auch Prof. Dr. Andrej Zverev, Repräsen-
tant des russischen Verbandes der Indust-
riellen und Unternehmer in Deutschland, 
stellte die schwierigen Wirtschaftsbezie-
hungen zwischen beiden Ländern dar: “Un-
sere deutsch-russischen Wirtschaftsbezie-
hungen kann man als eine Art Degradation 
bezeichnen. Seit 2013 reduzierte sich der 
Warenumsatz zwischen unseren Ländern 
um 25 bis 30 Prozent jährlich.“

Am zweiten Tag hatten die russischen 
Gäste des Wirtschaftstags ein Gespräch im 
Bundestag mit Heinrich Zertik, MdB, Mit-
glied im Innenausschuss, und Bernhard Kas-
ter, MdB und Vorsitzender der Deutsch-Rus-
sischen Parlamentariergruppe.

Im Anschluss an die Podiumsdiskus-
sion des Wirtschaftstages fand das 3. 
Deutsch-Russische Jugend- und Bildungs-
forum statt. Das Forum wurde von der Ju-
gendorganisation der Landsmannschaft der 
Deutschen aus Russland organisiert.

Die Veranstaltung hatte das Ziel, Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen aus 
Deutschland und Russland eine Plattform 
zu bieten, um Zukunftsperspektiven und 
Partizipationsmöglichkeiten aufzuzeigen. 
Dazu referierten vier Berliner Experten zu 
den Themen:
•	„Brückenfunktion der Deutschen aus 

Russland“, Dr. Andreas H. Apelt, Deut-
sche Gesellschaft e.V.;

•	 „Lebenslanges Lernen“, Thomas Zimmer-
mann, Plan B gGmbH;

•	„Ausbildung oder Studium?“, Michael 
Martens, Berliner Sparkasse;

•	„Wie profitiert ein modernes Unterneh-
men von zwei- oder mehrsprachigen Mit-
arbeitern?“, Dr. Victoria Viererbe, Reto-
rika GmbH.
In den Vorträgen wurden aktuelle und 

themenbezogene Probleme, aber auch mög-
liche Lösungsansätze dargestellt und mit den 
Teilnehmern lebhaft diskutiert. So äußerte 

sich Dr. Andreas H. Apelt zu der angespann-
ten Lage zwischen Deutschland und Russ-
land: „Wenn es Schwierigkeiten gibt und die 
politischen Spitzen nicht miteinander reden, 
ist es umso wichtiger, dass die Zivilgesell-
schaft diesen Dialog führt.“ Hier seien be-
sonders die gut ausgebildeten Deutschen 
aus Russland als „Brückenbauer“ zwischen 
beiden Ländern ein wichtiger Faktor.

Thomas Zimmermann stellte die He­
rausforderungen des lebenslangen Lernens 
dar: „In Deutschland wurde ein europäi-
scher bzw. deutscher Qualifikationsrahmen 
entworfen, der aus acht Stufen besteht. 
Die letzten vier Stufen sind: Abitur, Bache-
lor, Master und Doktorat. Die Industrie rich-
tet sich nach diesem Qualifikationsrahmen, 
d.h. der Anspruch des Lernens wird immer 
höher."

Im Anschluss vermittelte Michael Mar-
tens den Teilnehmern einen interessanten 
Einblick in die Ausbildungsstrukturen der 
Berliner Sparkasse, und er erörterte in sei-
nem Vortrag die Problematik der zuneh-
menden Akademisierung: „Immer mehr Abi­
turienten wollen ein Studium absolvieren. 
Derzeit entscheiden sich 51 Prozent aller 
Abiturienten für die Hochschule. Die Auf-
fassung, dass es dazu gehört, nach dem Ab-
itur zu studieren, ist sehr populär geworden. 
Auf der anderen Seite ist von 'Akademisie-
rungswahn' die Rede."

Vor diesem Hintergrund erläuterte er die 
Vorteile einer Ausbildung: "Leider finden die 
jungen Leute nach dem abgeschlossenen 
Studium nicht sofort einen Job. Die meisten 
Absolventen sind zwischen 25 und 30 Jahre 
alt und haben kaum praktische Erfahrun-

gen, die sie sofort im Job anwenden könn-
ten. Die Hochschulabsolventen haben große 
Schwierigkeiten, ihre Kenntnisse in der Pra-
xis anzuwenden.“

Das 3. Deutsch-Russische Jugend- und 
Bildungsforum verlief in einer lockeren und 
entspannten Atmosphäre, die Teilnehmer 
waren sehr interessiert und bereicherten 
das Forum durch eigene Beiträge, Fragen 
und Anregungen.

Walter Gauks, Bundesvorsitzender der 
Jugendorganisation der Landsmannschaft 
der Deutschen aus Russland, fasste die Ver-
anstaltung wie folgt zusammen: „Wir sind 
sehr zufrieden, dass dieses 3. Jugend- und 
Bildungsforum in einem gemeinsamen For-
mat mit dem Wirtschaftsforum durchge-
führt wurde. So konnten die Jugendlichen 
zahlreiche Unternehmer kennen lernen, 
wovon alle Beteiligten profitieren konnten. 
Schon jetzt planen wir weitere Gespräche 
für das nächste Jahr.

Einen herzlichen Dank übermitteln wir 
unseren Partnern sowie den Jugendlichen, 
die am Bildungsforum teilgenommen haben. 
In Zukunft werden wir die Bekanntmachung 
in Facebook erhöhen. In der Gestaltung sind 
auch unsere neuen Webseiten für das Festi-
val ‚Wir-gemeinsam‘ sowie für das ‚Jugend- 
und Bildungsforum‘ und weitere Projekte 
der Jugendorganisation. Es bleibt also span-
nend.“

Wir bedanken uns bei allen Gästen und 
Teilnehmern des Jugendforums und freuen 
uns darauf, sie im nächsten Jahr wieder bei 
uns willkommen zu heißen!

Redaktion
der Jugend-LmDR

Teilnehmer des Jugend- und Bildungsforums.
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Grenzüberschreitender Alltag 
der „mitgebrachten“ Kinder

Generation 1.5 von Spätaussiedlern: 
Alexandra Dornhof erforschte in 
ihrer Bachelorarbeit die Migrati-

onserfahrung der Nachwuchsgeneration 
der Spätaussiedler/innen und ihren trans-
nationalen Lebensstil. Zu welchen interes-
santen Ergebnissen sie dabei kam, erfahren 
Sie im folgenden Artikel von Alexandra. 

Als Kind einer Spätaussiedlerfamilie war 
ich immer mit mehreren Kulturen konfron-
tiert und wurde bilingual erzogen. Viele 
Jahre hatte ich keinen Kontakt zu unseren 
Verwandten in Russland gepflegt. Durch 
den technischen Fortschritt war es plötz-
lich möglich, mit der Tante oder ehemaligen 
Mitschülern auf schnellstem Wege in Ver-
bindung zu kommen.

Basierend auf persönlichen Migrations-
erfahrungen und meiner Zugehörigkeit zur 
Migrantengruppe der Spätaussiedler, fiel 
meine Wahl des Forschungsproblems nicht 
zufällig auf die Nachwuchsgeneration der 
Spätaussiedler. Mein zunächst persönliches 
Interesse am Leben der Spätaussiedler wan-
delte sich allmählich zu einem wissenschaft-
lichen Forschungsvorhaben über transnati-
onale Lebenspraktiken der Generation 1.5 
von Spätaussiedlern.

In meiner Bachelorarbeit befasse ich 
mich mit den transnationalen Lebensbezü-
gen von jungen, in Deutschland lebenden 
Menschen, die im Kindesalter gemeinsam 
mit ihren Eltern aus der GUS nach Deutsch-
land migriert sind.

Zur Generation 1.5 gehören die genann-
ten mitgebrachten Kinder der Spätaussied-
ler, solche wie ich, in Russland geboren und 
in Deutschland aufgewachsen. Mein For-
schungsvorhaben bestand darin, Transna-
tionalität am Beispiel der Migrationser-
fahrungen der Nachwuchsgeneration von 
Spätaussiedlern zu bearbeiten.

Um es hier noch einmal zu erwähnen: 
Menschen zählen nur dann zur Gruppe der 
Spätaussiedler, wenn sie ab dem 1. Januar 
1993 in die Bundesrepublik Deutschland zu-
gezogen sind. Die Gruppe der Spätaussied-
ler ist durch ihre spezifische Geschichte und 
ihre deutsche Volkszugehörigkeit (gemäß §4 
Bundesvertriebenengesetz) deutlich von an-
deren Migrantengruppen zu unterscheiden.

Transnationaler Lebensstil beschreibt 
einen permanenten Prozess der Grenz­
überschreitung. Solche grenzüberschrei-
tenden Lebensstile sind vor allem wegen 
der fortschreitenden Globalisierung, der 
Modernisierung und des technischen Fort-
schritts interessant und gesellschaftlich re-
levant. Im 21. Jahrhundert wird eine neue 
Qualität wesentlich komplexerer sozialer 
Handlungsweisen im menschlichen Mitei-
nander eintreten.

Mein Forschungsthema ist nicht nur 
aufgrund der immer rascheren und kom-

plexer werdenden Lebensumstände inte-
ressant und relevant. Immerhin leben in 
Deutschland ca. 3,5 Millionen (Spät-)Aus-
siedler aus unterschiedlichen Herkunftslän-
dern. Davon sind laut Mikrozensus aus dem 
Jahr 2011 1.447.000 Spätaussiedler aus der 
ehemaligen Sowjetunion. Das macht einen 
beachtlichen Anteil an der deutschen Ge-
samtbevölkerung aus.

Aufgrund neuer Technologien bieten 
sich den mitgebrachten Kindern vielfältige 
Möglichkeiten, in Kontakt mit ihren Ver-
wandten, Freunden oder ehemaligen Mit-
schülern in der GUS zu treten. Der Kontakt 
wird von den Befragten unter anderem des-
halb gepflegt, weil sie so nicht Gefahr lau-
fen, ihren Herkunftsbezug zu verlieren. Dies 
scheint ein wichtiger Faktor für die Konst-
ruktion ihrer Zugehörigkeit zu sein.

An dieser Stelle ist es wichtig zu erwäh-
nen, dass die russischen Sprachkenntnisse 
der Nachwuchsgeneration eine wichtige 
Rolle spielen. Nur wenn diese Generation 
gewisse Russischkenntnisse aufweist, kann 
es überhaupt zu einer transnationalen Kom-
munikation kommen und erst dann können 
russischsprachige Medien sinnvoll konsu-
miert werden. Aber auch bei Aufenthalten 
im Herkunftsland sind Spätaussiedler auf 
ihre Russischkenntnisse angewiesen.

Um meine Forschungsfrage beantworten 
zu können, habe ich fünf Spätaussiedler aus 
meinem Freundeskreis zu ihrer grenzüber-
schreitenden Lebenspraxis interviewt. Die 
Analyse der medialen, symbolischen sowie 
physischen Grenzüberschreitung meiner In-
terviewpartner hat dazu beigetragen, die in-
dividuellen Ausprägungen der transnationa-
len Lebenspraktiken zu erarbeiten.

Zusammenfassend kann festgehalten 
werden, dass sich bei der Nachwuchsgene-
ration der Spätaussiedler Sozialräume he-
rauskristallisieren, die über nationalstaat-
liche Grenzen hinweg entstehen und aus 
vielfältigen grenzüberschreitenden Vernet-
zungen zwischen Ankunfts- und Herkunfts-
land bestehen.

Bei der Interviewanalyse ist mir ein As-
pekt besonders aufgefallen: Die politische 
Ausrichtung der Untersuchungsgruppe 
lässt sich durch die Nutzung von russischen 
Informations- und Kommunikationsmedien 
beeinflussen. Interessant ist, dass die Un-
tersuchungspersonen, soweit sie sich mit 
politischen Themen auseinandersetzen, 
russischsprachigen Informationsmedien 
mehr Glaubwürdigkeit zusprechen als west-
lichen/deutschen (der Begriff wird synonym 
verwendet). Die Informationen werden aus 
der Nutzung der russischsprachigen Me-
dien bezogen und als Argumentation gegen 
die Meinung der Einheimischen verwendet, 
die sich oftmals gegen die russische Politik 
richtet.

Die Befragten betonen wiederholt die 
verzerrte Darstellung der politischen Ereig-
nisse in Russland in den westlichen/deut-
schen Medien. Dadurch sehen sie sich in 
der Position, eine Art Schutzfunktion für 
Russland einnehmen zu müssen. Es emp-
fiehlt sich an dieser Stelle eine weitere Un-
tersuchung zur politischen Ausrichtung von 
(Trans-)MigrantInnen.

In den qualitativen Interviews hat sich 
deutlich abgezeichnet, dass die Befragten 
ein bis zwei intensive Kontakte zu Perso-
nen in ihrem Herkunftsland pflegen. Neben 
den als eng charakterisierten Kontakten 
haben sie eine relativ schwache Verbindung 
zu weiteren Verwandten und Bekannten. 
Einer meiner Interviewpartner beschreibt 
diese Verbindungen als „Feiertagskontakte“. 
Schließlich kann festgehalten werden, dass 
alle Befragten private Kontakte zu ihrem 
Herkunftsland pflegen.

Die familiären Beziehungen bilden eine 
wichtige Bezugseinheit und werden zum 
Bindeglied zwischen Ankunfts- und Her-
kunftsland. Sie ermöglichen unter anderem 
die Bildung eines transnationalen Raumes. 

An dieser Stelle ist es wichtig, darauf hin-
zuweisen, dass sich die Intensität der Kon-
takte in einer gewissen Abhängigkeit von 

Alexandra Dornhof

ist 26 Jahre jung. Mit ihrer Familie kam sie 
im Jahr 1998 nach Deutschland. Die ers-
ten acht Monate verbrachte sie in einem 
Übergangslager, und nach mehreren Um-
zügen wurde die Familie an der Mosel 
sesshaft. Nach anfänglichen Schwierig-
keiten, vor allem bedingt durch fehlende 
Deutschkenntnisse, konnte Alexandra ein 
Gymnasium besuchen. Für ihr Studium der 
Soziologie und der Religionswissenschaft 
an der Goethe Universität zog sie nach 
Frankfurt am Main. Jetzt lebt und arbeitet 
sie in der Hauptstadt Berlin.
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individuellen Lebensphasen befindet. Vor 
allem bei einer Interviewperson konnte be-
obachtet werden, dass sich das anfangs 
große Interesse an ihren Verwandten in der 
GUS und der Erforschung ihrer „Wurzeln“ 
mit der Zeit in eine ablehnende Haltung ge-
genüber ihren Verwandten und ihrem Her-
kunftsland gewandelt hat.

Mit Hilfe von transnationalen Ansät-
zen kann aufgezeigt werden, dass Migra-

tion keine lineare Wanderung von A nach 
B ist, sondern viel komplexer aufgebaut 
ist und von vielen Spätaussiedlern in Form 
von transnationalen Lebensstilen weiterge-
lebt wird.

Ich bin davon überzeugt, dass die Wan-
derung der deutschen Aussiedler nicht mit 
ihrer Rückkehr in ihre historische Heimat 
enden wird. Stattdessen nimmt diese neue 
Formen an, zum Beispiel indem ich mit mei-

ner Freundin Lena, die in Omsk lebt, über 
Odnoklassniki täglich in Kontakt komme, 
obwohl sich mein Lebensmittelpunkt in 
Deutschland befindet.

Durch die Nutzung der modernen Kom-
munikationstechnologien haben wir die 
Möglichkeit, geographische Distanzen zu 
überwinden.

Alexandra Dornhof

Parallel zur Gründung des Jugendver-
bandes in Bayern führte die Jugendor-
ganisation der Landsmannschaft vom 

21. bis 23. Oktober 2016 in Berlin eine Mul-
tiplikatorenschulung unter dem Titel „Wir 
gehe ich mit Diskriminierung und Vorurtei-
len im Ehrenamt um“ durch. 

Die dreitägige Schulung hatte zum Ziel, 
den jungen Multiplikatorinnen und Multip-
likatoren Vorgehensweisen und Strategien 
im Umgang mit Beleidigungen und diskri-
minierenden Äußerungen zu vermitteln. Die 
Veranstaltung fand in der Jugendherberge 
Berlin-Wannsee statt und war reich an Se-
minaren, Vorträgen und Workshops.

Nach dem Begrüßungswort von Walter 
Gauks, Bundesvorsitzender der Jugendorga-
nisation der LmDR, referierte am ersten Tag 
der Schulung Horst Martin zum Thema „Dos 
und Don’ts (= Handlungs- oder Verhaltenswei-
sen, die empfohlen werden und von denen ab-
geraten wird) bei der Kommunikation von der 
Medienarbeit bis zu Social Media“.

Zu Beginn stellte er die Frage in den 
Raum, ob sich einer der Teilnehmer in 
Deutschland jemals diskriminiert gefühlt 
hätte, und bekam viele interessante Rück-
meldungen. So berichteten Teilneh-
mer, dass sie hier in Deutschland 
– besonders in den 90er Jah-
ren – schon einige Male als 
„kriminelle Russen“ be-
zeichnet worden seien, 
ohne gegen das Gesetz 
verstoßen zu haben.

Horst Martin defi-
nierte den Begriff „Dis-
kriminierung“ ausführ-
licher und gab nützliche 
Tipps, wie man im Umgang 
mit anderen Menschen „fal-
sche“ Wörter, die zu einer Diskri-
minierung führen könnten, vermeiden kann.

Sein Vortrag stieß auf das rege Interesse 
der Teilnehmer, so dass die Diskussion im 
Anschluss sehr lebhaft und spannend wurde.

Am zweiten Tag erläuterte Manja Kasten 
von der „Mobilen Beratung gegen Rechts-
extremismus“ über Reaktionsmöglichkeiten 
auf rechtspopulistische Parolen und Losun-
gen. Sie erklärte, dass Rechtsextremisten 
bewusst verschiedene verbale Techniken 

anwenden, zum Beispiel „Parolen-Hopping“: 
„Jetzt zocken sie das Sozialamt ab, dann 
bauen sie eine Moschee. Die Folge sind fal-

lende Grundstückspreise, sozialer Zerfall 
und Kriminalität.“

Auf solche Weise wer-
den Ängste und Sorgen der 

Bürger instrumentalisiert, 
um Hass und Abneigung 
gegen „Fremde“ zu schü-
ren. Manja Kasten rief 
dazu auf, auf Provoka-
tionen jeglicher Art von 

Rechtspopulisten immer 
sachlich und ruhig zu re-

agieren.
Die junge Soziologin Al-

exandra Dornhof hielt einen Vor-
trag zum Thema „Hybride Identität“ und 
betonte dabei, dass in der modernen Welt 
die meisten Menschen eine gewisse „mul-
tiple“ Identität in sich hätten. Dabei über-
raschte sie die Teilnehmer mit aktuellen so-
ziologischen Erkenntnissen, etwa dass die 
Bezeichnung „dunkelhäutig“ derzeit beleidi-
gend klingt und „schwarz“ ganz im Gegenteil 
von den tatsächlichen „Schwarzen“ eher po-
sitiv wahrgenommen wird. 

Roman Friedrich, der zu der Veranstal-
tung eigens aus Nordrhein-Westfalen an-
gereist war, referierte darüber, wie man mit 
Hasskommentaren im Netz umgehen sollte, 
und zeigte anhand konkreter Beispiele, dass 
Beleidigungen in sozialen Netzwerken in er-
heblichem Maße geahndet werden können 
(bis zu einigen tausend Euro Geldstrafe) und 
auf jeden Fall nicht ohne Gegenreaktionen 
– allerdings sehr sachlich und korrekt – blei-
ben dürfen.

Die Multiplikatorenschulung endete am 
23. Oktober mit dem Vortrag von Julia Gorr 
zum Thema „Diskriminierungen erkennen – 
mit Vorurteilen umgehen. Der Anti-Bias An-
satz“.

Der Jugendverband der Landsmann-
schaft der Deutschen aus Russland bedankt 
sich bei allen Teilnehmern, Dozenten und 
Organisatoren der Veranstaltung für drei 
schöne Tage, die wir in Berlin mit ihnen zu-
sammen verbringen durften. Es hat Spaß ge-
macht, wir konnten einander besser kennen 
lernen und uns austauschen. Wir freuen uns 
auf weitere Treffen mit Ihnen!

Der Bundesvorstand und
die Redaktion der Jugend-LmDR 

Teilnehmer der Multiplikatorenschulung in Berlin-Wannsee. 

Multiplikatorenschulung in Berlin

Sie finden uns im Internet:
http://jugend.LmDR.de
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Bei der Bundesdelegiertenversamm-
lung der Jugendorganisation der 
Landsmannschaft der Deutschen 

aus Russland, die Ende 2015 im bayeri-
schen Schweinfurt stattfand, wurde Diet-
mar Schulmeister zusammen mit sieben 
anderen Jugendlichen in unseren Bundes-
vorstand gewählt. Dietmar übernahm den 
wichtigen Bereich internationaler Studen-
tenaustausch im Jugendverband. Der junge 
Politiker ist sehr gut vernetzt, bringt neue 
Ideen, neue Sichtweisen und interessante 
Lösungsansätze mit. Wir freuen uns sehr, 
dass er bei uns mitmacht! Über seinen Wer-
degang in Deutschland berichtete er unse-
rer Redaktion:

Ich kam mit meinen Großeltern und mei-
ner Mutter im Jahr 2000 aus Lipezk, Russ-
land, nach Deutschland. Um mir ein besse-
res Leben in Deutschland zu ermöglichen, 
musste meine Familie in Russland alles auf-
geben. Mein Großvater ist Deutscher, er 
sprach bis zu seinem zwölften Lebensjahr 
kein Wort Russisch. Seine Frau, meine Oma, 
ist Russin.

Nach unserer Ankunft in Deutsch-
land landeten wir im Grenzdurchgangsla-
ger Friedland. Zunächst war es für mich ein 
Kulturschock, in einer Art Baracke mit ande-
ren Leuten zusammenzuleben, denn ich war 
damals erst neun Jahre alt und hatte davor 
so etwas nicht gekannt. Am Anfang war das 
Leben in den Notwohnungen und Lagern 
wirklich sehr hart. Besonders schwer war 
es für mich, in einer kasernenartigen Atmo-
sphäre in Hattingen leben zu müssen.

Wie dem auch sei, meine Mutter bekam 
hier ihre Approbation und fing an, wieder 
als Ärztin zu arbeiten. Meine Großeltern 
waren schon Rentner. Ich kam zuerst in die 
3. Klasse einer Grundschule in Leverkusen 
und danach aufs Gymnasium.

Ein großes Problem war die damals nicht 
vorhandene Willkommenskultur. Jetzt, im 
Zeichen der Flüchtlingskrise, hat es sich ge-
wandelt und die Leute haben verstanden: 
Man muss das Gefühl vermitteln, dass die 
Menschen willkommen sind. Deswegen 
wünsche ich mir, dass die Menschen, die 
jetzt in Deutschland Asyl suchen, betreut 
werden und man ihnen das Gefühl gibt, er-
wünscht zu sein. Daran müssen wir alle ar-
beiten. Und ich hätte mir gewünscht, dass 

man die Deutschen aus Russ-
land früher ebenfalls aufrichtig 
willkommen geheißen hätte.

Im Nachhinein bin ich 
aber sehr froh, dass wir nach 
Deutschland gekommen sind. 
Man trauert natürlich seiner 
alten Heimat, seinen Verwand-
ten und Freunden, die drü-
ben geblieben sind, nach, aber 
im Endeffekt bedauere ich die 
Übersiedlung keinesfalls.

Politisch und sozial aktiv
Derzeit studiere ich Politikwis-
senschaft. In den letzten Jah-
ren habe ich allerdings in mei-
nem Studium pausiert, weil ich 
mich in verschiedenen Berei-
chen politisch und sozial enga-
gieren wollte. Zuerst habe ich 
mich beim Roten Kreuz enga-
giert, danach kamen kleinere, lokale Ver-
eine dazu. 2011 trat ich in den Ring Christ-
lich-Demokratischer Studenten (RCDS) 
ein und kurz darauf in die CDU. Auch dort 
wurde ich aktiv.

Momentan bin ich in mehrere Projekte 
involviert. Ich studiere weiter und versuche, 
meinen Einsatz beim RCDS erfolgreich ab-
zuschließen; dort bin ich für die internati-
onale Studentenarbeit zuständig. Mit acht 
Jahren, als ich noch in Lipezk zur Schule 
ging, hätte ich niemals gedacht, dass ich 
einmal im größten politischen Studenten-
verband Deutschlands mitmachen würde!

Ebenso hätte ich nicht gedacht, dass 
ich mich irgendwann bei der Landsmann-
schaft der Deutschen aus Russland enga-
gieren werde. Bei einer Sitzung der Lands-
mannschaft 2012 lernte ich den damaligen 
Bundesvorsitzenden Adolf Fetsch kennen, 
der mir die Arbeit de Verbandes positiv nä-
herbrachte. Seitdem bin ich bei der Lands-
mannschaft. Wir sind wie eine große Familie 
– jeder kann sich beteiligen, jeder bringt be-
stimmte Fähigkeiten mit, und wir werden zu 
einem Ganzen. Das finde ich so toll an unse-
rer Landsmannschaft!

Unsere Volksgruppe
Mit meiner Großmutter habe ich sehr oft 
über die Geschichte unserer Familie ge-

sprochen. Inzwischen haben wir ein Buch, 
in dem der Werdegang der Schulmeister-Fa-
milie mit allen seinen Höhen und Tiefen be-
schrieben ist.

Ich bin sehr interessiert an der Kultur-
pflege unserer Volksgruppe. Unsere Ge-
schichte und unsere Zeit in Russland waren 
sehr prägend. Gerade deshalb müssen wir 
alles dafür tun, dass keinem Volk das wider-
fährt, was den Deutschen aus Russland an-
getan wurde. Das ist meine Motivation, po-
litisch aktiv zu werden.

Was ist für die Jugendarbeit bei 
der Landsmannschaft  
sehr wichtig?
Wir müssen zu einem Punkt werden, an 
dem Jugendliche auf der Basis ihrer Volks-
zugehörigkeit zusammengebracht werden 
und dabei frei denken können. Wir müssen 
ein Dialogprogramm für Jugendliche entwi-
ckeln, damit sie sich entfalten und weiter-
bilden können. Ich rede von einer Plattform, 
auf der man sich ohne Grenzen über jedes 
Thema austauschen kann.

Es ist außerdem sehr wichtig, dass man 
mit Jugendlichen aus anderen Ländern ver-
traut gemacht wird. Das fehlt momentan, 
und daran müssen wir arbeiten. Gerade in 
der heutigen Zeit sollte man versuchen, den 
Dialog zwischen Russlanddeutschen aus 
Russland und aus Deutschland aufrechtzu-
erhalten.

Und: Allen unseren russlanddeutschen 
Jugendlichen, die erst vor kurzem nach 
Deutschland gekommen sind, würde ich 
mit auf dem Weg geben: Schaut nach vorne 
und lernt so schnell wie möglich die deut-
sche Sprache, dann ist alles hier in Deutsch-
land viel einfacher. Auf gar keinen Fall auf-
geben und zurückschauen!

Die Redaktion der Jugend-LmDR

Dietmar Schulmeister (inzwischen auch Vorsitzender der Landes-
gruppe NRW der LmDR).�  
� Foto: Viktor Chugarov

Wir stellen vor:
Dietmar Schulmeister (Mitglied des Vorstandes der Jugend-LmDR)JU
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E rzähl doch bitte niemandem, dass 
du tatarische und usbekische Wur-
zeln hast. Das wirkt sich schlecht auf 

dein Leben aus.“ „Warum denn nicht? Ich 
bin stolz darauf. Außerdem finden es viele 
ganz klasse, dass ich so einen guten schwar-
zen Tee aufsetzen kann und ihn in Pialkas 
(Teeschalen) serviere“, beruhige ich meine 
Mama. Meine Mama ist zur einen Hälfte 
Tatarin und zur anderen Usbekin. Ich weiß, 
dass sie mich nur beschützen möchte. Denn 
auch sie bekommt die Hetze gegen musli-
mische Bürger mit.

„Bist du jetzt Russin oder Deutsche?“ 
Ständig muss man sich rechtfertigen und 
entscheiden, habe ich das Gefühl. Und nein, 
ich mag nicht meine tatarischen und usbeki-
schen Wurzeln verbergen, nur weil die mus-
limischen Mitbürger so drangsaliert und alle 
über einen Kamm geschoren werden.

Warum werden wir so oft gezwungen, 
unsere identitäre Vielfalt zu verbergen? Mir 
ist klar, dass wir viele Menschen verwirren, 
wenn wir sagen, dass wir gebürtig aus Russ-
land, Kasachstan oder einem anderen ehe-
maligen sowjetischen Land sind, jedoch 
Deutsche sind. „Ach, und übrigens, mütter-
licherseits sind alle Muslime“, füge ich oft-
mals hinzu. Jedes Mal bin ich auf die Reak-
tion gespannt.

Wie kann man sich vor den Fragenden 
erklären und muss man das überhaupt tun? 
Ich möchte ein wenig von meiner Perspek-
tive auf diese Dinge erzählen. Vielleicht hat 
sich der eine oder andere auch schon so ge-
fühlt wie ich.

Für die ältere Generation unserer Lands-
männer und -frauen sind die Themen der 
Vertreibung, Unterdrückung und Flucht 
wichtig. Für die jüngere Generation, die hier 
in Deutschland aufgewachsen ist, spielen 
ganz andere Dinge eine ganz große Rolle.

Wir jungen Menschen stehen unter dem 
Druck, das Gesicht unserer Volksgruppe 
zu wahren, indem wir uns am besten ziem-
lich unauffällig verhalten sollen. Deshalb er-
innert mich meine Mama regelmäßig daran, 
nicht auch noch meinen muslimischen Hin-
tergrund zu erwähnen. Es langt ja schon, dass 
die Menschen nicht nachvollziehen können, 
warum ich eine deutsche Staatsangehörigkeit 
als gebürtige Sibirierin besitze. 

Ich wiederhole mich jedoch gerne: Meine 
Vielfalt möchte und werde ich nicht verber-
gen. Es soll hier kein Protest gegen meine 
Mama stattfinden, sondern gegen die lang-
weilige Forderung, sich anzupassen.

Es macht mich traurig zu sehen, wel-
chen Einfluss die Fremdzuschreibungen und 
Zwänge auf meine Familie und viele unse-
rer Landsmänner und -frauen haben. Meine 
Mama hat sich tatsächlich schon öfters über-
legt, zum Christentum zu konvertieren.

Man ist weder Fisch noch Fleisch. Aber 
es gibt doch noch ganz leckere Alternativen. 

Wie wäre es mit Gulasch? Jeder Bissen bie-
tet etwas Neues.

Dieser Reichtum, den wir in uns tragen, ist 
so wertvoll. Es ist kein Geheimnis, dass Deut-
sche aus Russland von mindestens zwei Kul-
turlandschaften umgeben sind; aus diesen 
konstruieren sie ihre Identitäten und Zuge-
hörigkeiten.

Ich mag dieses Gulasch. Und doch wird 
gleichzeitig versucht, diese kulturelle Plura-
lität zu unterdrücken. Wir müssen nicht gut 
oder besser als andere Migranten integriert 
sein. Es hätte viel mehr Wert, wenn wir diese 
Vielfalt nach außen leben könnten. Damit 
meine ich alle Migranten.

Die Deutschen aus Russland sind durch 
totalitäre Regime und ständige Unterdrü-
ckung vorbelastet. Aus diesem Grund neigen 
wir vielleicht dazu, uns so ruhig und unauffäl-
lig zu verhalten. Bis zum Fall „Lisa“ schien es 
so, als wären wir gar nicht mehr präsent. Für 
die Gesellschaft und die Politik waren wir ver-
schwunden.

„Ein liegender Stein bewächst mit Moos. 
Unter ihm fließt jedoch kein Wasser mehr.“ 
Diese Redewendung finde ich hier ganz zu-
treffend. (Ich akzeptiere und begrüße es, 
wenn Sie anderer Meinung sind.)

Meine Eltern machten sich letztes Jahr 
wieder auf die große Reise bis zum Ural. Da 
ich leider nicht mitfahren konnte, äußerte ich 
ihnen gegenüber einen Wunsch. Sie sollten 
mir schöne Pialatschki (Schüsselchen) und 
eine Tübiteika (Scheitelkäppchen) mitbringen. 
Merkt ihr etwas? Habe ich ein gestörtes Bild 
meiner Identität? NEIN. (Nur so am Rande: 
Während meine Eltern im Ural Mamas Ver-
wandte besuchten, wurden sie des Öfteren 
von kleinen Kindern mit dem Hitlergruß be-

grüßt. Vielleicht haben sie ja jetzt eine Iden-
titätskrise – lol. Nehmen wir es mit Humor, 
dann bekommen wir die Möglichkeit, uns 
selbst besser zu verstehen.)

Ich sehe meine Identität als ein riesiges 
Puzzle, bei dem ich mir die einzelnen Bau-
steine zusammensuche und die vorhandenen 
Lücken fülle. Nun, manchmal zerbricht auch 
der eine oder andere Baustein. Das ist aber in 
Ordnung. In einem doch sehr kurzem Men-
schenleben sollte die Freiheit genutzt wer-
den, sich ständig neu zu erfinden oder aus-
zurichten. Die Identität eines Menschen ist 
ein organischer Prozess. Diesen sollte man 
nicht versuchen aufzuhalten, denn genau 
dann kommt es zu dieser großen Krise.

Vor kurzem erst war ich in einer Synagoge 
zu Besuch. Dort hatte ich ein wunderbares 
Gespräch mit einem älteren Herrn. Ein rus-
sischer Jude, sein Vater war ein Tatare. Die-
ser alte Mann sagte etwas ganz Wunderba-
res zu mir: „Mein liebes Mädchen, wir beide 
sind doch Halbblütler.“ Diese Aussage hat mir 
noch mehr Perspektiven auf mein Ich eröff-
net.

Manch ein Soziologe würde sagen, dass 
wir zwischen den Stühlen sitzen. Mir ge-
fällt jedoch die Vorstellung eines Tanzes bes-
ser. Dabei denke ich an einen Walzer, klas-
sisch und elegant. Aber so unter uns, ich lasse 
gerne auch ein wenig Freestyle und Bachata 
hinein.

Ich rate jedem jungen Menschen, aus sei-
nen vielfältigen Kulturlandschaften Ressour-
cen zu schöpfen und zwischen ihnen flexi-
bel zu wechseln, ohne sich für eine Kultur 
entscheiden zu müssen. Ein Drahtseiltanz 
könnte doch auch ganz spannend werden. 

Alexandra Dornhof

Nicht Fisch, nicht Fleisch. Oder doch Gulasch?

Die vielfältige Welt der Alexandra Dornhof. � Foto: Vitalij Starkloff
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Landsmannschaft und Freie Wähler im Bayerischen 
Landtag – intensiver Informationsaustausch

Nach dem Besuch Ende September 
2015 setzte eine Gruppe von Fach-
leuten der Landsmannschaft der 

Deutschen aus Russland den Dialog mit den 
Freien Wählern (FW) im Münchner Maximi-
lianeum fort.

Die Teilnehmer um den Vorsitzenden der 
Landesgruppe Bayern, Ewald Oster, erörter-
te mit den Abgeordneten Dr. Hans-Jürgen 
Fahn und Bernhard Pohl sowie dem Mitar-
beiter der Fraktion, Karl-Ilgenfritz, aktuelle 

Fragen der Arbeit in Bayern. Dazu zählten 
neben der Integrationspolitik und -praxis 
im Freistaat die Rolle spezifisch russland-
deutscher Themen in den bayerischen Lehr-
plänen, das Verhältnis von „Neubürgern“ zu 
Einrichtungen der Integration und Politik, 
Aufgaben und Arbeitsalltag der Migrations-
beratungsstelle der Landsmannschaft sowie 
soziale Themen.

Das Treffen war ein offenes und intensi-
ves Gespräch in angenehmer Atmosphäre, 

bei dem die FW beispielsweise ihre Unter-
stützung in Rentenfragen anboten.

Information und Begegnung sind wich-
tige Bestandteile der Arbeit der FW, aber 
natürlich auch der LmDR. So ist geplant, die 
Wanderausstellung der Landsmannschaft 
im Maximilianeum zu zeigen. Auch bei den 
Lehrplänen hofft man, voran zu kommen. 
Der Dialog wird 2016 fortgesetzt.

Peter Hilkes, „Neubürgerprojekt“

An Ideen mangelt es den Mitgliedern 
der Landsmannschaft nicht. In ganz 
Deutschland setzt die LmDR – ob in 

Ortsgruppen, auf Landes- oder Bundesebene 
– Projekte um.

Doch von der Idee bis zum Projekt ist es 
ein langer Weg. Gute Ideen und Motivation 
allein reichen oft leider nicht aus. Zum Pro-
jektmanagement gehört viel mehr: Man muss 
das Projekt gut planen, seine eigenen Kräfte 
und Fähigkeiten, sowie die seines Teams gut 
einschätzen können, die Finanzierung sichern, 
Aufgaben richtig verteilen und, und, und… 
Eine unendliche Liste von Aufgaben, die ein 
Projektinitiator bewältigen muss.

Mittlerweile gibt es viele Förderungsmög-
lichkeiten, doch auch der Bedarf an Geldern 
und die Konkurrenz wachsen ständig. Daher 
ist es von großer Bedeutung, dass Projekt-
leiter sich ständig weiterqualifizieren, neue 
Ideen schöpfen, sich austauschen und in pun-
cto Projektförderung auf den neuesten Stand 
halten.

Um die Mitglieder der Landsmannschaft 
bei der Planung und Durchführung ihrer Pro-
jekte zu unterstützen, organisierte die Bun-
desgeschäftsstelle vom 9. bis 11. September 
2016 in Esslingen bei Stuttgart eine Multip-

likatorenschulung zur Projektarbeit und Pro-
jektbeantragung. Die Durchführung wurde 
aus Mitteln des Bundesministeriums für 
Migration und Flüchtlinge gefördert.

Die Referenten Jürgen Arnhold und Bistra 
Ivanova leiteten die Tagung und gaben in vie-
len interessanten Workshops den Teilneh-
mern wertvolle Ratschläge und Tipps zur Op-
timierung der Projektarbeit.

Im Rahmen der Schulung beschäftigten 
sich die Teilnehmer mit Fragen wie z.B. Pro-
jektplanung und -beantragung. Wie versteht 
man eine Ausschreibung richtig, und was sind 
Eckpunkte eines Projektantrags?

Darüber hinaus erhielten sie wertvolle Rat-
schläge, wie man Projekte planen, strukturie-
ren und abwickeln kann. Zu jedem Projekt ge-
hören auch eine sinnvolle Aufgabenverteilung 
und vor allem eine gute finanzielle Planung. 
Die Sicherung und Verteilung der finanziellen 
Mittel sowie Bemühungen um eine Förderung 
tragen erheblich zum Erfolg des Projekts bei. 
Darüber hinaus ist es wichtig, das Projekt gut 
durchzustrukturieren und zwischendurch 
auszuwerten, die einzelnen Phasen des Pro-
jekts zu reflektieren und zu prüfen, ob die ge-
setzten Zwischenziele erreicht worden sind. 
Die Teilnehmer der Schulung kamen aus ganz 

Deutschland. Alexander Korneev, Mitglied 
des Bundesvorstandes der Jugend-LmDR, 
war eigens aus Berlin angereist. Alexander 
fand die Veranstaltung sehr gelungen, lobte 
die Referenten und die guten Inhalte der ein-
zelnen Programmpunkte. „Wir haben in einer 
angenehmen Lernatmosphäre unser Wissen 
durch Gruppenarbeit vertiefen und unser Ver-
ständnis für Projektbeantragung und Projekt-
management stärken können“, so Alexander.

Erna Pacer, Vorsitzende der Ortsgruppe 
Karlsruhe der Landsmannschaft, lobte die 
gute Organisation und dass die Tagung ge-
nerationenübergreifend war. „Es war eine in-
teressante Veranstaltung, aus der man viel 
Wissenswertes mitnehmen konnte. Die Re-
ferenten waren sehr kompetent, und wir wur-
den sehr gut auf die weitere Projektarbeit vor-
bereitet.“

In der Auswertungsrunde gaben die Teil-
nehmer der Schulung den Referenten und 
Organisatoren der Tagung ein positives Feed-
back und bedankten sich für die interessanten 
und gut gewählten Themen. In der lockeren 
und freundschaftlich-kollegialen Atmosphäre 
konnten sie aus den Workshops und Vorträ-
gen viele neue Ideen für ihre weitere Arbeit 
schöpfen.� Katharina Martin,

Gut gelaunt bei der Multiplikatorenschulung in Esslingen.

Gutes Management – Erfolgreiche Projekte
Multiplikatorenschulung zur erfolgreichen Projektarbeit 
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„Neue Bürger lernen und erfahren Solidarität in München“
Abschlusskonferenz des BAMF-Projektes 

Bild: Akteure der Abschlusskonferenz des Projektes „Neue Bürger lernen und erfahren Solidarität in München“.

Ein funktionierendes Gemeinwesen 
lebt von den Handlungen aller sei-
ner Bürger, die richtungsweisend für 

den Erfolg des Zusammenlebens vor Ort 
sind. Zentral für die menschliche Dynamik 
ist hierbei der Austausch und die Vernet-
zung zwischen Individuen sowie Organi-
sationen, um das Bewusstsein für unter-
schiedliche Lebenswelten, Problemlagen 
und Notwendigkeiten zu schärfen und in 
der Verlängerung konstruktive Unterstüt-
zung ehren- sowie hauptamtlich anzubie-
ten.

Mit Blick auf unsere zuwandernden Neu-
bürgerInnen bekommt dieses Vorgehen no-
lens volens eine spezifisch gelagerte Prä-
senz, die maßgeblich die Integration der 
neuen BürgerInnen ins Gemeinwesen mit-
bestimmt.

In diesem Zeichen stand das vom Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge ge-
förderte und örtlich konzentrierte Projekt 
„Neue Bürger lernen und erfahren Solida-
rität in München“, welches nach einer Lauf-
zeit von drei Jahren mit der Veranstaltung 
„NeubürgerInnen in München: zwischen 
Migration und Integration. Unterstützung 
– Erfahrungen – Perspektiven“ seinen Aus-
klang fand.

Ziel der Abschlusskonferenz am 5. No-
vember im Kulturhaus Milbertshofen war 
es, das Projekt Revue passieren zu lassen 
und eine Bestandsaufnahme zur aktuellen 
Situation von Neubürgern in München vor-
zunehmen.

Zu diesem Zweck wurde eine Vielzahl an 
ExpertInnen unterschiedlicher Felder gela-
den, welche perspektivisch von ihren Erfah-
rungen sowie Herausforderungen berichte-
ten, diverse Stränge zusammenführten und 

umfassende Eindrücke dem Publikum ver-
mittelten.

Die Journalistin und Autorin Simone 
Zahn führte unterhaltsam auf professionelle 
Art und Weise durch das Programm. 

In einem ersten inhaltlichen Themen-
block präsentierten Migrantenorganisatio-
nen und Beratungsstellen von ihren Erfah-
rungen aus erster Hand in der Beratung und 
inwiefern diese als vielfältiges Instrument 
der Unterstützung von NeubürgerInnen ge-
nutzt werden können.

Den Auftakt gestalteten die KollegIn-
nen der Migrationsberatung der Lands-
mannschaft, Isolde Haase und Emil Ivanov, 
welche entlang ihrer täglichen Praxis die 
Bedürfnisse ihrer Klientel und damit ver-
bundene Aufgabenstellungen schilderten. 
Im Vortrag wurde der bedeutende Beitrag 
zur Integration von NeubürgerInnen, den 
die MBE-Stelle in München leistet, sehr 
deutlich. Bemerkenswert war einerseits, 
dass Emil Ivanov seine Sichtweise als Neu-
bürger, der eine beratende Funktion aus-
übt, darlegte. Andererseits wurde erneut 
Isolde Haases außerordentliches Engage-
ment, welches weit über das Hauptamt hi-
nausgeht und einen immensen Wert für die 
NeubürgerInnen und den Verein impliziert, 
offensichtlich.

In einer weiteren Sequenz informierte 
Agnes Maria Forsthofer (Vorstand von Kul-
turVERSTRICKUNGEN) über ihre Unter-
nehmungen in der Nähwerkstatt in der 
Bayernkaserne und wie diese Flüchtlinge 
qualifiziere.

Zeki Genc, Vorstand des Deutschtürken 
Verbandes und des Bayerischen Instituts für 
Migration sowie Initiator des Museums der 
deutschen Migrationsgeschichte, gewährte 

den BesucherInnen der Veranstaltung einen 
Einblick in seinen Reisekoffer, der randvoll 
mit Geschichten zur Migration gefüllt war.

Im Anschluss an den ersten Teil der Ver-
anstaltung bezog Peter Hilkes mittels fünf 
Thesen dezidiert Stellung zu der Frage 
„NeubürgerInnen – Isoliert oder Integriert?“. 
Die Auseinandersetzung umfasste die Er-
scheinung von NeubürgerInnen, streifte die 
Integrationsforschung in Deutschland, dis-
kutierte die Partizipation von NeubürgerIn-
nen am Gemeinwesen sowie die Bedeutung 
des bürgerschaftlichen Engagements hier-
für und schloss mit einem Verweis auf die 
Notwendigkeit der Berücksichtigung von 
Themen der Neubürger in den Lehrplänen 
von Bildungseinrichtungen.

Es folgte ein reger Austausch in einem 
abwechslungsreich besetzten Podium, 
das kontrovers über Anforderungen, Er-
wartungen und Erfahrungen von Neubür-
gern diskutierte und von Katharina Mar-
tin-Virolainen (Vorstand des Kulturrates der 
Deutschen aus Russland) geleitet wurde.

Die Abschlusskonferenz endete mit 
einem von der landsmannschaftlichen 
Kreis- und Ortsgruppe München sowie dem 
Kulturrat der Deutschen aus Russland ge-
stalteten eineinhalbstündigen Konzert.

Zusammenfassend kann die Abschluss-
konferenz vor allem aus der Sicht des BAMF 
und einer professionellen Projektförderung 
als gelungen betrachtet werden.

Die Projektleiterin dankt allen Mitwir-
kenden, welche zur Veranstaltung beigetra-
gen haben, und spricht einen besonderen 
Dank an Herrn Hilkes aus, der maßgeblich 
den Erfolg der Veranstaltung und des Pro-
jektes bestimmte. 

Simone Bauer
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MBE – Migrationsberatung: 
Beratung und Begleitung 
von Neuzugewanderten – im 
Alter ab 27 Jahren mit einem 
dauerhaften Aufenthalt in 
Deutschland – vor, während und nach 
einem Integrationskurs.
Ihre Ansprechpartner:
MBE Bad Homburg

	 Benzstr. 9, 61352 Bad Homburg
	 (06172) 88690-20 	  (0159) 04007227 (Mobil) 
 	(06172) 88690-29 	  V.Nissen@LmDR.de

MBE Berlin
 	 Bürgerhaus Südspitze, Marchwitzastr. 24-26, 12861 Berlin
 	(030) 72621534-2	  (030) 72621534-9 
 E.Tschursina@LmDR.de 

MBE DRESDEN
 	 LmDR e. V., Pfotenhauerstr. 22/0104, 01307 Dresden
 	(0351) 3114127 	  (0351) 45264514    B.Matthes@LmDR.de

MBE GroSS-Gerau
 	 Landratsamt Groß Gerau, Wilhelm-Seipp-Str. 4, 64521 Groß Gerau
 	(06152) 978968-2	 	(06152) 978968-0 
	L.Starkloff@LmDR.de    A.Fritzler@LmDR.de

MBE Hannover
 	 Königswortherstr. 2, 30167 Hannover
 	(0511) 3748466 	  S.Judin@LmDR.de

MBE Karlsruhe
	 LmDR e. V., Scheffelstr. 54, 76135 Karlsruhe
	 (0721) 89338385	  A.Kastalion@LmDR.de

		   A.Scheifel@LmDR.de

MBE München
 	 Schwanthaler Str. 80, 80336 München
 	(089) 44141905	 	 (089) 44141906 	  I.Haase@LmDR.de
 	(089) 44141907	 	 (089) 20006762	  E.Ivanov@LmDR.de 
 	(089) 59068688	 	 (089) 20002156	  E.Adler@LmDR.de

MBE NEUSTADT
 	 LmDR e. V., Amalienstr. 13, 67434 Neustadt/Weinstraße
 	(06321) 9375273	   (06321) 480171
 	A.Hempel-Jungmann@LmDR.de

MBE Regensburg 
 	 Maierhoferstr. 1, 93047 Regensburg
 	(0941) 59983880 	  (0941) 59983883
 	N.Rutz@LmDR.de	  Y.Wiegel@LmDR.de

MBE Stuttgart
 	 Raitelsbergstr. 49, 70188 Stuttgart
 	(0711) 16659-19	  L.Yakovleva@LmDR.de
 	(0711) 16659-21	  V.Rodnyansky@LmDR.de

	 (0711) 16659-86

Migrationsberatung
für erwachsene Zuwanderer

Mehr Infos unter: http://mbe.LmDR.de
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Datenschutzerklärung
Ich willige ein, dass die Landsmannschaft der 
Deutschen aus Russland e. V. (LmDR e. V.) als ver-
antwortliche Organisation die in der Beitrittser-
klärung erhobenen personenbezogenen Daten, 
wie Name, Vorname, Geburtsdatum, Adresse, 
E-Mail-Adresse, Telefonnummer und Bankverbin-
dung, zum Zwecke der Mitgliederverwaltung, des 
Beitragseinzuges und der Übermittlung von Ver-
einsinformationen benutzt.

Eine Übermittlung von Teilen dieser Daten an 
die jeweiligen Gliederungen findet nur im Rah-
men der in der Satzung festgelegten Zwecke statt. 
Diese Datenübermittlungen sind notwendig zum 
Zweck der Mitgliederverwaltung, der Organisa-
tion von Veranstaltungen und der Einwerbung 
von öffentlichen Fördermitteln.

Die Lieferung der Vereinszeitschrift „Volk auf dem 
Weg“ erfolgt durch die Deutsche Post; zu diesem 
Zweck übermitteln wir der Druckerei Ihre Daten, 
wie Name, Vorname und Adresse.

Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden die 
personenbezogenen Daten gelöscht, soweit sie 
nicht entsprechend den steuerrechtlichen Vorga-
ben aufbewahrt werden müssen.

Neben dem Recht auf Auskunft bezüglich der 
zu seiner Person bei der verantwortlichen Or-
ganisation (LmDR e.V.) gespeicherten Daten hat 
jedes Mitglied im Rahmen der Vorgaben der Da-
tenschutzgrundverordnung das Recht, der Spei-
cherung von Daten, die nicht im Rahmen der ge-
setzlichen Vorgaben für bestimmte Zeiträume 
vorgehalten werden müssen, für die Zukunft zu 
widersprechen. Ferner hat das Mitglied im Falle 
von fehlerhaften Daten ein Korrekturrecht.

Datum, Ort, Unterschrift


